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In Eberswalde... 

... kämpfen die Kolleginnen und Kollegen 
für den Erhalt des DB-Werks. Mehr dazu auf 
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„Freiheit“, „Demokratie“, Rechtsstaat“... 

Hermann Klenner analysiert die am häufigsten benutzten 
Polit-Vokabeln. 
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„Stets erstklassige Arbeit“ 

Die „westliche Wertegemeinschaft“ gibt sich bestürzt über Folterbericht 



Demonstration gegen die Folterpraktiken der CIA vor dem Weißen Haus in Washington. 


N iemand steht über dem Gesetz“ 
erklärte US-Präsident Obama 
vor fünf Jahren, als im US-Kon- 
gress die Einrichtung eines Untersu¬ 
chungsausschusses zu den Folterprak¬ 
tiken der Geheimdienste debattiert 
wurde. 

Also kein Raum über dem Ge¬ 
setz. Aber unterhalb davon, da ist 
viel Raum gewesen, wie neben vie¬ 
len anderen Fällen der Fall Gul Ruh- 
man belegt. Er wurde in einem ge¬ 
heimen, „Salzbergwerk“ genannten 
CIA-Standort in Afghanistan am Ze¬ 
mentboden angekettet und starb an 
Unterkühlung. Sein Nachruf findet 
sich in Fußnote 32 des Senatsberichts: 
„Gul Ruhman, ein Fall von Identitäts¬ 
verwechslung.“ Wie die britische Zei¬ 
tung „Guardian“ berichtet, wurde der 
dafür verantwortliche Offizier vier 
Monate später mit einer Prämie von 
2 500 Dollar für seine „stets erstklas¬ 
sige Arbeit“ belohnt. 

6 700 Seiten umfasst der Bericht, 
nur 500 Seiten davon stellte die de¬ 
mokratische Senatorin Dianne Fein¬ 
stein, Motor der fünfjährigen Arbeit 
der Untersuchungskommission, der 
Öffentlichkeit vor und auch in die¬ 
sen Seiten ist vieles geschwärzt. Aber 
auch aus diesem kleinen Teil der Er¬ 
mittlungsergebnisse wird deutlich: 
Folter - im Sprachgebrauch der Täter: 
„erweiterte Verhörtechniken“ - ge¬ 
hört zum Kerngeschäft der CIA. Die 
sadistischen Quälereien sind kran¬ 
ken Hirnen entsprungen. Gefangene 
wurden in schmerzhafte Stellungen 
gezwungen, bis zu 180 Stunden wach 
gehalten, mit dem Kopf gegen die 

Im Sinne dieses Übereinkommens be¬ 
zeichnet der Ausdruck „Folter“ jede 
Handlung, durch die einer Person vor¬ 
sätzlich große körperliche oder seelische 
Schmerzen oder Leiden zugefügt werden, 
zum Beispiel, um von ihr oder einem Drit¬ 
ten eine Aussage oder ein Geständnis zu 
erlangen, um sie für eine tatsächlich oder 
mutmaßlich von ihr oder einem Dritten 
begangene Tat zu bestrafen, um sie oder 
einen Dritten einzuschüchtern oder zu 
nötigen oder aus einem anderen, auf ir¬ 
gendeiner Art von Diskriminierung beru¬ 
henden Grund (...). 

U N-Antifolterkonvention, Art.i 


Wand geschlagen, in enge Käfige voll 
Insekten gesperrt, extremen Tempe¬ 
raturen ausgesetzt. Mit Bohrmaschi¬ 
nen bedroht und mit Besenstielen 
penetriert, stundenlang mit Färm ge¬ 
quält, dehydriert. Präpariertes Essen 
führte zu Krämpfen und stundenlan¬ 
gem Erbrechen. Psychischer Druck 
wurde mit Drohungen ausgeübt, Fa¬ 
milienmitglieder ebenfalls zu foltern, 
zu vergewaltigen oder zu töten. Das 
„Waterboarding“ eine Foltertechnik, 
die das Gefühl zu ertrinken erzeugt, 
musste ein Gefangener 183 Mal er¬ 
leiden. Alle diese Praktiken wurden 
über Jahre von Behörden und Politi¬ 
kern gedeckt. Kurz vor der Veröffent¬ 
lichung der Berichtsteile nannte US- 
Vizepräsident Dick Cheney die Ent¬ 
hüllungen noch in einem Interview in 
der „New York Times“ „einen Haufen 
Quatsch“. 

Der Untersuchungsbericht hebt 
hervor, die Folterpraktiken hätten 
nicht zu verwertbaren Ergebnissen 
geführt. Das ist aber nicht die Frage. 


Die lautet: Warum gehen die Folter¬ 
knechte und ihre Vorgesetzten, die 
gegen internationales und nationales 
Recht verstoßen haben, im „Rechts¬ 
staat“ USA nicht in den Knast? 
Und: Die Enthüllungen beziehen 
sich nur auf die Zeit der Präsident¬ 
schaft George W. Bushs, dem damit 
die Hauptverantwortung zugescho¬ 
ben wird. Dianne Feinstein hofft, ihre 
Arbeit trage dazu bei, dass „Ameri¬ 
ka der hässlichen Wahrheit ins Auge 
sieht und sagt: Niemals wieder!“ „Ja, 
wir haben ein paar Feute gefoltert“, 
räumt Barack Obama ein und spielt 
damit Kriegsverbrechen herunter. 
Dabei ist der Friedensnobelpreisträ¬ 
ger selbst verdächtig, für Folter und 
Kriegsverbrechen verantwortlich zu 
sein. Psychologischen Folterprakti¬ 
ken wurde seit seinem Amtsantritt 
der Vorzug vor physischen gegeben - 
sie sind schwerer nachweisbar. Und 
die Drohnenmorde, die er anord¬ 
net - 4 000 Tote in den vergangenen 
sieben Jahren - stellen ein weiteres 


US-Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit dar. 

Führende Vertreter anderer Staa¬ 
ten der „westlichen Wertegemein¬ 
schaft“ geben sich jetzt bestürzt. 
Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier nennt die Foltermethoden 
„inakzeptabel“ und „eine grobe Ver¬ 
letzung demokratischer Werte“. Als 
hätte nicht schon 2007 der Schweizer 
Dick Marty, Sonderermittler des Eu¬ 
roparates, die Existenz von geheimen 
CIA-Foltergefängnissen unter ande¬ 
rem in den EU-Fändern Fitauen, Po¬ 
len und Rumänien öffentlich gemacht. 
Als wüsste Steinmeier nicht, dass die 
Air-Force-Basis im deutschen Ram- 
stein die Drehscheibe für Flüge mit 
den Verschleppten auch nach Ägyp¬ 
ten, Syrien und Fibyen war. Als hätte 
er nie die Namen Khaled al-Masri und 
Murat Kurnaz gehört, deutsche Staats¬ 
bürger, die im US-Gewahrsam gefol¬ 
tert wurden und denen die Bundesre¬ 
gierung die Unterstützung gegen ihre 
Peiniger versagt hat. Manfred Idler 


15 000 bekamen den „Arsch huh“ 

Das antifaschistische Köln will die Rechten auch weiter im Auge behalten 


15 000 bekamen den „Arsch huh“ 
und demonstrierten am vergangenem 
Sonntag gegen „Gewalt, Rassismus 
und Neonazis - für ein buntes und to¬ 
lerantes Köln“. Anlass war das Entset¬ 
zen über die Zusammenrottung von 
Hooligans am 26. Oktober in Köln, 
die ungehindert Nazi-Parolen Gröh- 
len und den Hitler-Gruß hatten zei¬ 
gen können. 

„Wir wollen, dass Menschen unter¬ 
schiedlicher Herkunft, Kultur, Religi¬ 
on und sexueller Orientierung friedlich 
und respektvoll Zusammenleben und 
Flüchtlinge unsere Solidarität erfah¬ 
ren. Gewalt und Intoleranz - ob vom 
braunen Pöbel oder von fanatischen 


Salafisten - trifft auf unseren aktiven 
Widerstand.“ „Wir müssen und werden 
wachsam bleiben und die Neonazi-Sze¬ 
ne, die rechtsradikale Pro Köln-Partei 
wie auch die rechtspopulistische AfD 
in Köln genau im Auge behalten.“ 

Das war nötig und ermutigend. 
Aber es gab auch Kritik. 

In Köln ist die Neigung verbreitet, 
gesellschaftliche Gegensätze mit Hei¬ 
matkitsch zu verrühren. 

„Du bes Kölle (Du bist Köln)“, 
hies die Losung und ein Leid: „Du bes 
Fastelovend, du bes janz nevvembei 
Blootwosch ... Du bes D’r Neven un 
DuMont, bes Oppenheim“. Also Leser 
und gleichzeitig Verleger? Opfer der 


PPP-Geschäfte von Oppenheim und 
Esch und gleichzeitig Nutznießer? So 
schunkeln wir uns die Welt schön. 

„Kölle - du bes super tolerant.“ 

Dazu der Kabarettist Jürgen Be¬ 
cker: „Köln ist nicht supertolerant. 
Hier gibt es genau so viele Fremden¬ 
feinde wie in jeder großen Stadt.“ Just 
die Kölschtümelei biete eine offene 
Flanke zum rechten Rand. Das saß. Er 
hatte die Bühne dafür. 

Vor zwei Jahren, als „Arsch huh“ 
zwanzigjähriges Jubiläum feierte, hatte 
er sie nicht. Das Konzert sei der Ver¬ 
such, kommentierte Wecker damals, 
die Nazis mit der Androhung pene¬ 
trant kölscher Musik aus der Stadt zu 


treiben. Denn rechtsextremes Gedan¬ 
kengut entstehe ja immer aus über¬ 
triebener Liebe zu dem Ort, an dem 
man geboren ist. „Aus unreflektierter, 
stumpfer Heimatverbundenheit. Wenn 
man denkt, die eigene Kultur, das eige¬ 
ne Volk und die eigene Lebensweise 
seien das Beste auf der Welt und für die 
Welt. Ein Gedanke, der Köln komplett 
fremd ist. Und das demonstriert man, 
indem ausschließlich Kölner Bands in 
Köln vor Kölnern mit einem Kölsch in 
der Hand auf kölsch singen, wie schön 
kölsch-multikulturell et in Kölle is.“ 
Nun, so schlimm war es diesmal 
gar nicht. OB Jürgen Roters wanzte 
sich zwar bei den verdutzten Demons- 


Themen des Jahres 


Unser Jahresrückblick in Bildern do¬ 
kumentiert die Kämpfe in Deutsch¬ 
land und international: für Frieden 
in der Ukraine, in Syrien, in Israel 
und Palästina. Gegen Bundeswehr 
und NATO. Imperialismus heißt aber 
nicht nur Aggression nach außen, son¬ 
dern auch Repression nach innen. Die 
sozialen Kämpfe werden härter, das 
Streikrecht wird angegriffen, das Kli¬ 
ma in Deutschland kälter, nicht erst in 
den letzten Wochen vor Weihnachten, 
in denen die nationalistischen Töne 
auch auf der Straße lauter werden ... 
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Wir wünschen 
unseren Leserinnen 
und Lesern 
erholsame Feiertage 
und Gesundheit in einem 
friedlichen neuen Jahr. 

Verlag und Redaktion 



DKP & UZ laden im Rahmen der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz ein: 


Samstag, 10.1.2015,10 bis 22 Uhr, Ura¬ 
nia (2. Etage), An der Urania 17, Berlin 

15 Uhr: Warum wird (so) einer Kommu¬ 
nist? Eintrittsrunde mit Erika Baum und 
Patrick Köbele 

19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP mit Peter 
Mertens (Vorsitzender der PdA Belgiens) 

Sonntag, 11.1.2015,10 Uhr: Luxemburg- 
Liebknecht-Demo ab Frankfurter Tor 


trantinnen und Demonstranten huld¬ 
voll an und erklärte, wie stolz er auf 
sie sei. Aber es kam insgesamt mehr 
Nachdenklichkeit und politischer 
Durchblick zusammen als zu Pfings¬ 
ten bei Birlikte. Georg Restle (Moni¬ 
tor-Redaktion) sezierte Ogesa und Pe- 
gida und ihre Zielstellungen. Es kamen 
Vertreter der FC Ultras Coloniacs zu 
Wort. Die Höhner gaben zusammen 
mit Kutlu Yurtseven (microphone Ma¬ 
fia) dessen Lied „Der Opportunist“ 
zum Besten. Eko Fresh textete zum 
NSU: „Zehn Menschen tot, die Be¬ 
hörde scheinbar schlief, du hast knapp 
überlebt und sie verdächtigen dich.“ 

KlausStein 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 

Es geht ein tiefer Riss 
durch den DGB 



Dicke Bretter bohren 

Burger King: Franchise-Nehmer insolvent, NGG organisiert Widerstand. 


Zwei Überschriften der Mainzer 
Allgemeinen im Dezember zeigen, 
wo die Reise mit dem Nahles-Gesetz 
hingehen soll: „Arbeitgeber dringen 
auf Tarifeinheitsgesetz“ und „Koali¬ 
tion will Tarifkämpfe eindämmen - 
Blick nach Karlsruhe“. Zugleich 
zeigt die zweite Überschrift, von wo 
viele den Stopp erwarten, sei der von 
den Unternehmern befürchtet oder 
von Gewerkschaftern erhofft. Die 
Ex-Juso-Vorsitzende sagte im ZDF- 
Morgenmagazin: „Wir haben keinen 
Eingriff in das Streikrecht vorgese¬ 
hen“. Das erinnert an frühere Blüm- 
sche Wortklauberei. Nach dem trotz 
Aussperrungen erfolgreichen Streik 
der IGM von 1984 wurde der § 116 
des damaligen AfG (Arbeitsförde¬ 
rungsgesetz) geändert. Beschäftigte 
derselben Branche, die z.B. durch 
Streiks bei den Zulieferern nicht ar¬ 
beiten konnten, bekamen kein Ar¬ 
beitslosengeld mehr. Damit wurde 
die Streikfähigkeit der Gewerk¬ 
schaften eingeschränkt, ohne dass 
das irgendwo ausdrücklich geschrie¬ 
ben stand. Um das Streikrecht weiter 
zu beschränken, müssen die Nahles, 
Gabriel, Merkel, Seehofer und Co. 
das nicht ins Gesetz schreiben. Wenn 
der Tarifvertrag der Minderheitsge¬ 
werkschaft eh nicht gelte, müssten 
die Arbeitsgerichte deren Streik als 
unverhältnismäßig und damit für 
illegal erklären. Soweit das Kalkül 
der Herrschaften von GroKo, BDI, 
BDA etc. pp. 

Die GEW, NGG und ver.di war¬ 
ten nicht auf Karlsruhe, sie mobilisie¬ 
ren gegen das Gesetz, sammeln u.a. 
Unterschriften im Netz und auf Lis¬ 
ten. Selbst die EVG, in Konkurrenz 
zur GDL stehend, verspricht sich 
nichts von dem Gesetz. Dass gera¬ 
de ver.di, in Konkurrenz zu Marbur- 
ger Bund, Vereinigung Cockpit, den 
Flugbegleitern von UFO und den 
Fluglotsen der GDF stehend, sich 


Es fließen Tränen in der neuen EZB. 
Der Arbeitsdruck ist so hoch, dass es 
regelmäßig zu Nervenzusammenbrü¬ 
chen kommt. Die Bankangestellten 
sind nicht allein. Der neue Gesund¬ 
heitsreport der betrieblichen Kran¬ 
kenkassen (BKK) offenbart den ei¬ 
sernen Griff, in dem das Kapital die 
Arbeit gepackt hält. Seit 2006 steigt 
der Krankenstand kontinuierlich an, 
obwohl viele immer noch aus Angst 
vor Jobverlust krank zur Arbeit ge¬ 
hen. 

Besonders ältere Kolleginnen 
und Kollegen sind betroffen. In kei¬ 
nem anderen Industrieland hat die 
Zahl der Erwerbstätigen, die zwi¬ 
schen 55 und 64 Jahre alt sind, in 
den letzten zwanzig Jahren stärker 
zugenommen, als in Deutschland. 
Der frühere Übergang in die Rente 
ist hierzulande immer noch beson¬ 
ders restriktiv geregelt und die „Ren¬ 
te mit 67“ wirkt bereits jetzt auf alle 
Jahrgänge. Immer mehr gehen auch 
mit chronischer Erkrankung des 
Muskel- und Skelettsystems zur Ar¬ 
beit, weil sonst die Rentenabschläge 
zu groß sind und Altersarmut droht. 
Aus eingearbeiteten Arbeitern will 
das Kapital den letzten Rest rausho¬ 
len. Das gilt nicht nur für die klas¬ 
sischen arbeitsintensiven Branchen, 
wie die Metallindustrie. Auch Post¬ 
dienste, öffentliche Verwaltung und 
das Gesundheitswesen sind Antrei¬ 
ber der Arbeit. 

Die Zahl der psychischen Er¬ 
krankungen hat bei allen Beschäftig¬ 
ten nochmals zugenommen. Bei den 
arbeitslosen Mitgliedern der BKK 
hegen die Fehltage wegen psychi¬ 
scher Erkrankungen drastisch hoch 
- die Angst vor langer Arbeitslosig- 


wehrt, erstaunt möglicherweise eini¬ 
ge, die immer noch glauben, der „his¬ 
torische Bündnispartner SPD“ wolle 



den Gewerkschaften hier Gutes tun. 
Der Mindestlohn z.B. mit all seinen 
„Macken“ war kein Geschenk der 
SPD, er wurde erkämpft. Ihm muss 
jetzt kein Geschenk für die Unter¬ 
nehmer folgen. 

Beim DGB-Kongress 2014 war es 
Konsens: keine gesetzliche Tarifein¬ 
heit zu Lasten des Streikrechts! Die¬ 
ser Konsens ist aufgekündigt durch 
die Zustimmung einiger zum Ge¬ 
setzesvorschlag, wenn diese auch 
teils mit Vorbehalten erfolgt. Es 
geht ein Riss durch den DGB, der 
die Einheitsgewerkschaft zu schwä¬ 
chen droht. Den Herrschaften in den 
Bank- und Konzernzentralen mag 
das als Kollateralnutzen heb sein. 
Die SPD-Führung nimmt das zumin¬ 
dest leichtfertig in Kauf. Die Nahles 
und Co. können nicht sagen, sie hät¬ 
ten von der Basisdiskussion in ver.di 
und der ablehnenden Beschlusslage 
nach der gestoppten BDA-DGB-Ini- 
tiative vor drei Jahren nichts gewusst. 
Die wissen, was sie tun! 


keit und Armut macht krank. Die ge¬ 
sundheitlichen Schäden bei längerer 
Arbeitslosigkeit bildet der Report 
nicht ab, da ALG II-Empfänger kei¬ 
nen Anspruch auf Krankengeld ha¬ 
ben. 

Die Spaltungen der Arbeiterklas¬ 
se in jung und alt, sowie beschäftigt 
und erwerbslos zeigen ihre fatale 
Wirkung. Jeder Angriff auf einen 
Teil der Klasse geht auf Knochen 
und Nerven aller Lohnabhängigen. 
Die Bedrohungen durch Befristung, 
Leiharbeit, Armut und Arbeitslosig¬ 
keit sind längst bei der „Stammbe¬ 
legschaft“ angekommen. Und natür¬ 
lich wirken auch gesunkene Reallöh¬ 
ne negativ auf die Gesundheit durch 
schlechtere Ernährung, weniger Er¬ 
holung und sozialen Stress. 

Der DGB-Vorsitzende Hoff- 
mann sagte, „wo stünde die deut¬ 
sche Wirtschaft heute, wenn jeder 
,Dienst nach Vorschrift 4 machte“? 
Das ist bittere Realität. Die steigen¬ 
den Gewinne sind das Ergebnis der 
Arbeitshetze. Angesichts der Stagna¬ 
tion des Wirtschaftswachstums wer¬ 
den die Konzerne weiter versuchen, 
über den Druck auf die Arbeitskraft 
ihre Proüte zu erhöhen. Das ist nicht 
nur Zerstörung von wertvoller Le¬ 
benszeit und Gesundheit, es ist auch 
eine Zerstörung von gesellschaftli¬ 
cher Arbeitskraft, von menschlichem 
schöpferischem Potential. Es zeigt 
sich einmal mehr, dass der Kapita¬ 
lismus keine Zukunft für uns bietet. 
Solidarität, die Einheit der Arbeiter¬ 
klasse und die koordinierte Abwehr 
der weiteren Angriffe werden nötig 
sein, um für unsere Gesundheit et¬ 
was zu erreichen. 

Philipp Kissel 


UZ: Burger King hatte den Franchise- 
Vertrag mit der Yi-Ko-Holding fristlos 
gekündigt, 89 Filialen wurden geschlos¬ 
sen. Yi-Ko war in der Auseinanderset¬ 
zung mit Burger King gezwungen, In¬ 
solvenz anzumelden. Jetzt sollen die 
Restaurants wieder öffnen. Was ist pas¬ 
siert? 

Manfred Sträter: Nachdem Burger 
King den Franchise-Vertrag gekün¬ 
digt hatte, hat Yi-Ko zunächst ver¬ 
sucht, die Läden weiter zu betreiben, 
Burger King hat eine einstweilige Ver¬ 
fügung beantragt, um die Kündigung 
durchzusetzen. Nachdem das Land¬ 
gericht München diese einstweilige 
Verfügung erlassen hatte, waren die 
Läden erstmal zu - seit dem 24. No¬ 
vember. Am 10. Dezember hat Yi-Ko 
dann Inolvenz angemeldet. Am ver¬ 
gangenen Freitag hat der Geschäfts¬ 
führer von Burger King Europe, An¬ 
dreas Bork, zugestimmt, dass der In¬ 
solvenzverwalter die Filialen wieder 
aufmachen darf. 

UZ: Was heißt denn das für die Be¬ 
schäftigten? Schließlich sind auch die 
Löhne und Gehälter der letzten Mona¬ 
te teilweise noch nicht gezahlt worden. 

Manfred Sträter: Seit Mai letzten Jah¬ 
res haben wir hier allein in Dortmund 
190 Prozesse vor dem Arbeitsgericht 
geführt, einige sind noch anhängig. 
Da geht es um vier Restaurants mit 
170 Beschäftigten - im Schnitt hat je¬ 
der Kollege mindestens ein Verfahren. 
Aus den Verfahren, die vor dem Insol¬ 
venzantrag noch nicht abgeschlossen 
waren, wird es schwierig, Ansprüche 
durchzusetzen. Denn wenn das In¬ 
solvenzverfahren eröffnet wird, wird 
erstmal geschaut: Was ist an Geld da, 
welche Forderungen gibt es, das kann 
Monate und Jahre dauern. Das bedeu¬ 
tet: Alles, was bei den Kollegen bis ein¬ 
schließlich Oktober an Entgeltansprü¬ 
chen aufgelaufen ist, wird schwierig zu 
bekommen sein. 

UZ: Und die Entgelte der laufenden 
Monate? 

Manfred Sträter: Da gibt es Unter¬ 
schiede. Die so genannten Manage¬ 
ment-Mitarbeiter - das sind im Grunde 
genommen Schichtführer - haben ihr 
Novembergehalt einschließlich Weih¬ 
nachtsgeld schon erhalten. Der Rest 
wartet noch auf die Lohnzahlung für 
November, da ist der Insolvenzverwal- 
ter gerade dabei. Die Bundesagentur 
für Arbeit wird Insolvenzgeld zahlen, 
auf diese Weise ist auch die Entgelt¬ 
zahlung bis Ende Januar möglich. Ab 
Februar muss der Insolvenzverwalter 
dann entweder die Entgelte auszahlen 
oder aber direkt schließen. Für die Mit¬ 
arbeiter würde das dann die Freistel¬ 
lung bedeuten. 

UZ: Burger King behauptet, dass die 
Verantwortung für den gegenwärtigen 
Skandal - Hygienemängel, Verletzung 
von Arbeitsverträgen usw. - allein bei 


der Yi-Ko-Holding liegen. Wie überzeu¬ 
gend ist das? 

Manfred Sträter: Am 2. Mai 2013 hat 
Burger King die damals noch 91 Fili¬ 
alen an Yi-Ko, die Holding der Unter¬ 
nehmer Ergün Yildiz und Alexander 
Kolobov, verkauft. Im Nachhinein muss 
man feststellen, dass das schon sehr 
fahrlässig war, diesem Yildiz 91 Filialen 
und 3 000 Beschäftigte auszuliefern. 
Man kann gar nicht davon sprechen, 
wie der die Mitarbeiter behandelt hat, 
man muss sagen: Er hat sie misshandelt. 
Dann kam im April 2014 der erste Be¬ 
richt über die Zustände in den Filialen 
von Günter Wallraff. Der Burger King- 



Manfred Sträter ist Geschäftsführer 
der Gewerkschaft Nahrung - Genuss - 
Gaststätten (NGG) in Dortmund. 


Geschäftsführer Bork hat daraufhin 
„seine besten Leute“ geschickt. Aber 
das einzige, was passiert ist, ist, dass der 
Rechtsanwalt Helmut Naujoks wieder 
abgezogen wurde - Naujoks ist damit 
bekannt geworden, dass er im Auftrag 
von Arbeitgebern sehr aggressiv gegen 
Betriebsräte und Gewerkschaften vor¬ 
geht. Trotzdem gab es neue Verfahren, 
wir mussten den Gerichtsvollzieher 
einschalten, um Löhne und Gehälter 
ausgezahlt zu bekommen. Erst nach 
dem zweiten Enthüllungsbericht des 
„Team Wallraff“ hat Burger King den 
Vertrag gekündigt. Also, erstens: Man 
hätte die Filialen gar nicht erst an Yildiz 
und Kolobov ausliefern dürfen. Und 
zweitens: Bork hat immer erklärt, dass 
er sich in den Betrieb der Filialen nicht 
einmischen kann, dass er die unterneh¬ 
merische Freiheit des Franchise-Neh¬ 
mers nicht einschränken kann. Aber 
es ist doch klar: Yildiz hat Personal ab¬ 
gebaut. So eine Kostensenkung kann 
nur auf dem Rücken von zwei Gruppen 
ausgetragen werden: Den Beschäftig¬ 
ten und den Gästen. Natürlich hat da¬ 
runter auch die Hygiene gelitten, das 
hätte Bork wissen können. 

UZ: Yildiz hat als Geschäftsführer auch 
die Löhne nach unten gedrückt. 

Manfred Sträter: Ein erheblicher Teil 
der Mitarbeiter hat nur befristete Ver¬ 
träge. Yildiz hat immer wieder neue, 
unerfahrene Kräfte für 7,71 Euro die 


Stunde eingestellt, anstatt den erfahre¬ 
nen Mitarbeitern 8,55 Euro - wie sonst 
üblich - zu zahlen. Auch das wirkt sich 
natürlich auf die Qualität des Betriebs 
aus. 

UZ: Yi-Ko ist sehr aggressiv gegen die 
Betriebsräte in ihren Filialen vorgegan¬ 
gen - auch, indem sie, wie gesagt, den 
Anwalt Helmut Naujoks engagiert ha¬ 
ben, der sich mit so etwas einen Namen 
gemacht hat. Welche Strategie haben sie 
damit verfolgt? 

Manfred Sträter: Ich gebe mal ein Bei¬ 
spiel: Im Mai 2013 hat Yildiz einen 
Dienstplan mit weniger Leuten pro 
Schicht bekannt gegeben. So etwas ist 
von der Zustimmung des Betriebsrates 
abhängig, und der Betriebsrat hat nicht 
zugestimmt. Yildiz hat an dem neuen 
Dienstplan festgehalten, der Betriebs¬ 
rat musste seine Mitbestimmungsrechte 
einklagen, um die Verschlechterungen 
abzuwenden. Yildiz hat nun so getan, als 
ob er mit dem Betriebsrat Zusammen¬ 
arbeiten wolle - aber kurz darauf frist¬ 
lose Kündigungen gegen Betriebsräte 
ausgesprochen. Von der ersten Minute 
war seine Herangens weise: Zuckerbrot 
und Peitsche. Entweder, du machst mit 
und wirst belohnt, oder du fliegst raus. 

UZ: Aber vor Gericht war die NGG ja 
meist erfolgreich. Was hat sich Yildiz 
davon versprochen? 

Manfred Sträter: Wir haben kein Ver¬ 
fahren verloren. Ich habe den Ein¬ 
druck, dass sich sowohl Burger King 
Europe als auch Yi-Ko selbst über¬ 
schätzt haben. Sie haben wissentlich 
die Marke Burger King beschädigt, 
das spricht nicht für eine überragende 
unternehmerische Leistung. Yildiz hat 
anscheinend geglaubt: Wenn ich auf 
den Tisch haue, dann sind alle ande¬ 
ren nicht mehr da. 

UZ: Trotzdem sind in diesem Bereich 
die Bedingungen für gewerkschaftliche 
Arbeit nicht besonders gut. 

Manfred Sträter: Bei Burger King 
sind wir seit Mai in einem Abwehr¬ 
kampf. Aber wir haben nicht unser 
Bündel gepackt und sind abgehauen, 
sondern wir haben die Auseinander¬ 
setzung geführt, und wir haben gese¬ 
hen, dass die Beschäftigten den Mut 
und die Bereitschaft haben, sich bun¬ 
desweit dahinterzuklemmen. Natürlich 
ist die Situation schwierig: Wir haben 
viele kleine Betriebseinheiten und ei¬ 
nen hohen Anteil an Teilzeit- und ge¬ 
ringfügig Beschäftigten. Trotzdem sind 
wir in die Auseinandersetzung gegan¬ 
gen. Wir können uns die Bedingungen 
eben nicht aussuchen. Wir müssen das 
Diktat der Arbeitgeber durchbrechen, 
auch in der laufenden Tarifrunde für 
die Systemgastronomen. Die Arbeitge¬ 
ber versuchen, den gesetzlichen Min¬ 
destlohn zum Vorwand für tarifliche 
Verschlechterungen zu nehmen. Das 
Brett ist kein dünnes, aber wir bohren. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 
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Eberswalder machen Druck 

Belegschaft wehrt sich gegen die geplante Schließung des DB-Werks 



V or zehn Wochen gelangte die Hi¬ 
obsbotschaft in das DB-Werk in 
Eberswalde: Der Vorstand der 
Deutschen Bahn AG verkündete die 
Schließung des Werkes zum Jahresende 
2016 (siehe UZ vom 17. Oktober 2014). 
Nach Angaben der Deutschen Bahn 
seien „Kapazitätsanpassungen“ not¬ 
wendig, auch die Wirtschaftlichkeit sei 
nicht mehr gegeben. Betriebsrat und 
die Eisenbahnergewerkschaft EVG 
widersprachen, denn wenn gleichzeitig 
200 000 Arbeitsstunden in ein polni¬ 
sches Werk verschoben werden und das 
Werk schwarze Zahlen schreibt, müs¬ 
sen andere Gründe eine Rolle spielen. 
In der Öffentlichkeit gilt die DB im¬ 
mer noch als Staatsunternehmen. Seit 
der so genannten Bahnreform von 1994 
agiert der Konzern jedoch wie ein „nor¬ 
males“ Unternehmen und orientiert 
damit allein auf die Erwirtschaftung 
einer entsprechenden Rendite. Schwar¬ 
ze Zahlen alleine reichen einer Akti¬ 
engesellschaft nicht mehr, auch wenn 
die Aktienpakete dem Staat gehören. 
Um auch für private Investoren inter¬ 
essant zu sein, muss die Kapitalrendite 
deutlich erhöht werden. Davon ist die 
DB nach eigenen Angaben noch weit 
entfernt. 

Die Belegschaft des DB-Werkes 
Eberswalde lässt sich hiervon nicht 
beeindrucken. In einer starken Kam¬ 
pagne für die Erhaltung des Werks star¬ 
tete der Betriebsrat in Zusammenar¬ 
beit mit der EVG eine Öffentlichkeits¬ 
arbeit, wie es sie in einem einzelnen 
Bahnbetrieb noch nicht gegeben hat. 
Kurz nach dem Schließungsbeschluss 
des DB-Vorstandes wandte sich die Be¬ 
legschaft an die Öffentlichkeit. Eine ex¬ 
tra eingerichtete Facebook-Seite hat¬ 
te innerhalb weniger Wochen mehrere 
tausend Unterstützer. 

Das hängt nicht zuletzt mit der Be¬ 
deutung des DB-Werks für die Regi¬ 
on zusammen. Das Werk ist einer der 


/ 


letzten großen Arbeitgeber“ und Aus¬ 
bildungsbetriebe der Region, auch das 
machte die Belegschaft deutlich. Seit 
1990 haben hier zahlreiche Großbe¬ 
triebe mit mehr als 8 000 Arbeitsplät¬ 
zen ihre Tore geschlossen. So kommt 
es, dass sich in der Region Betriebe 
unterschiedlichster Branchen mit dem 
DB-Werk solidarisierten und deutlich 
machten, dass an den über 500 Arbeits¬ 
plätzen noch zahlreiche weitere Ar¬ 
beitsplätze und die Existenz von meh¬ 
reren tausend Menschen hängen. Hier 
kämpft eine weitere Region in Bran¬ 
denburg ums Überleben. 

Der politische Druck auf die Bun¬ 
desregierung wächst ungebrochen, 
auch weil die Belegschaft ostdeutsche 
Bundestagsabgeordnete aller Fraktio¬ 
nen als Unterzeichner einer Resoluti¬ 
on für den Erhalt des Werkes gewin¬ 
nen konnte. Ende Oktober stand der 
Betrieb des Werkes faktisch still und 
hunderte Mitarbeiter nahmen gemein¬ 
sam an einer Betriebsversammlung in 
Berlin teil. Inzwischen wächst die Soli¬ 


darität auch innerhalb der Deutschen 
Bahn. So sprach Ulf Boehnke, Be¬ 
triebsratsvorsitzender des Eberswal¬ 
der Werkes, vor wenigen Wochen auf 
einer Konferenz der Berliner EVG-Be- 
triebsgruppen, die sich im Anschluss in 
einer gemeinsamen Resolution gegen 
die Schließung des Werks aussprachen. 

Die Aktivitäten erreichten in der 
letzten Woche ihren vorläufigen Höhe¬ 
punkt. Die Belegschaft empfing vor der 
Aufsichtsratssitzung der DB AG deren 
Mitglieder mit lautstarkem Protest. Re¬ 
debeiträge vom EVG-Vorstand, ver¬ 
schiedener Betriebsräte aus den Ber¬ 
liner Bahnbetrieben und des Berliner 
DGB verdeutlichten, dass die Beleg¬ 
schaft längst nicht mehr alleine steht. 
Auf Initiative der EVG im Aufsichtsrat 
sagte der Vorstand der DB AG dann 
zu, dass alle Maßnahmen bis März 2015 
ausgesetzt werden. In einer paritätisch 
besetzten Arbeitsgruppe sind „offene 
Fragen“ zu besprechen, deren Ergeb¬ 
nisse die nächste Aufsichtsratssitzung 
beschäftigen wird. 


Dieser Beschluss ist jedoch ledig¬ 
lich eine Atempause für das Werk. 
So sehr auch dem öffentlichen Druck 
Rechnung getragen wird, die Schlie¬ 
ßung ist damit nicht vom Tisch. Die 
Belegschaft hat nur eine Chance, wenn 
sie zum Jahresbeginn weitere Aktivitä¬ 
ten startet und den öffentlichen Druck 
weiter erhöht. 

Eberswalde zeigt, dass die Bahn¬ 
reform auch im zwanzigsten Jahr ih¬ 
res Bestehens weiterhin Arbeitsplät¬ 
ze kostet und volkswirtschaftlichen 
Schaden verursacht. Unter den der¬ 
zeitigen Bedingungen bietet nur eine 
Umwandlung der DB in eine an den 
gesellschaftlichen Anforderungen und 
nicht am Profit orientierte Konzern¬ 
struktur Perspektiven für die Beschäf¬ 
tigten und eine nachhaltige Verkehrs¬ 
politik auf der Schiene. Davon ist die 
Debatte derzeit zwar weit entfernt, die 
Forderung nach einem übergeordne¬ 
ten Konzept drängt sich aber zuneh¬ 
mend auf. 

Lars Mörking 


Im Würgegriff der 
Energiekonzerne 

Report des isw erschienen 

Anfang Dezember legte das isw, Insti¬ 
tut für sozial-ökologische Wirtschafts¬ 
forschung den 99. isw-report vor. Die 
isw-Autoren Franz Garnreiter und 
Helmut Selinger weisen detailliert für 
Deutschland nach: Die Konzerne sind 
dabei, die vor allem nach dem Atom¬ 
reaktorunfall in Fukushima in Gang 
gesetzte Energiewende abzuwürgen. 
Seit 2009 steigen die C0 2 - Emissionen 
wieder, der bei weitem überwiegende 
Teil der das Klima killenden Treibhaus¬ 
gase. Als Haupt-Blockierer erweisen 
sich die Haupt-Schädlinge für Klima 
und Sicherheit der Bevölkerung, die 
Konzerne der Atomindustrie und der 
Braunkohle mitsamt ihren politischen 
und medialen Hilfstruppen. 

Untersucht wird der langwährende 
internationale und nationale Prozess, 
wie die Energie- und Klimaschutzpo¬ 
litik sich während der letzten beiden 
Jahrzehnte entwickelt hat und wie 
es schließlich zur „Energiewende“ in 
Deutschland kam. Untersucht wird 
die Propaganda der Unternehmen, 
dass die Konzerninteressen auch auf 
dem Energiesektor letztlich den allge¬ 
meinen gesellschaftlichen Interessen 
entsprechen. 

Das Ergebnis: Die Konzerninteres¬ 
sen stehen im Gegenteil vielfältig kon¬ 
trär zu den gesellschaftlichen Interes¬ 
sen. Gerade im Energiebereich hat sich 
ein Konglomerat von monopolartigen 
Anbieter- wie Nachfragekonzernen ent¬ 
wickelt. Hier ist die angebliche „Markt¬ 
wirtschaft“ zu einer Machtwirtschaft ge¬ 
worden, die die wirtschaftlichen wie die 
politischen Prozesse dominiert. 

Deshalb braucht eine wirkliche 
Energiewende den Aufbau einer alter¬ 
nativen Energiewirtschaft, die vergesell¬ 
schaftet und demokratisch organisiert 
werden muss. 

isw-report 99, Dezember 2014,40 Sei¬ 
ten,3,50 Euro zzgl.Versand.- Bestellung 
und Fragen unter: isw_muenchen@t- 
online.de. 


Einschüchterung 
statt Behandlung 

Krankenkassen setzen Verweigerer 
der elektronischen Karte unter Druck 


Fünf Millionen gesetzlich Versicherte 
bei den Krankenkassen haben noch kei¬ 
ne neue Krankenversichertenkarte. Wer 
zu den Verweigerern der neuen elek¬ 
tronischen Gesundheitskarte (eGK) 
gehört, wird nicht nur von seiner Kran¬ 
kenkasse unter Druck gesetzt. Schüt¬ 
zenhilfe für Ärzte und Krankenkassen 
kommt jetzt auch von der Kassenärzt¬ 
lichen Bundesvereinigung (KBV). Auf 
Plakaten, die in den Wartezimmern aus- 
hängen, behauptet die KBV frech, ohne 
eGK könne keine ärztliche Behandlung 
mehr als Sachleistung mit den Kran¬ 
kenkassen abgerechnet werden. Ärzte 
und Psychotherapeuten seien ab Janu¬ 
ar 2015 verpflichtet, Patienten eine Pri¬ 
vatrechnung für die Behandlung und 
für Verordnungen von Arzneimitteln 
ein Privatrezept auszustellen. 

Die Initiative Patientendaten weist 
darauf hin, dass es laut Sozialgesetz¬ 
buch (SGB) dafür keine Rechtsgrund¬ 
lage gibt. Auch Versicherte ohne eGK 
müssen, da diese über die Krankenkas¬ 
sen gesetzlich versichert sind und Bei¬ 
träge entrichten, behandelt werden. 

So sieht das SGB 5 vor, dass die 
Krankenkassen verpflichtet sind, den 
Versicherten eine Ersatzbescheinigung 
in Papierform auszustellen. Diese muss 
dann in den Arztpraxen anstelle der 
eGK vorgelegt werden. 

Auch in laufenden Gerichtsverfah¬ 
ren, in denen Versicherte gegen die ver¬ 
pflichtende Nutzung der eGK geklagt 
haben, erklärten die Krankenkassen, 
dass kein Zwang zur Nutzung der eGK 
bestehe und Versicherte über das Er¬ 
satzverfahren medizinische Leistungen 
in Anspruch nehmen können. Intern in¬ 
formiert die KBV in ihren „Informati¬ 
onen für die Praxis“ vom November 


2014 dann auch die Arztpraxen, dass 
Patienten, die keine eGK, aber einen 
Berechtigungsnachweis vorlegen, über 
das Ersatzverfahren abgerechnet wer¬ 
den. Allerdings müssen die Gegner der 
eGK darauf achten, dass sie diese Be¬ 
scheinigung innerhalb von zehn Tagen 
in der Arztpraxis vorlegen, da ansons¬ 
ten eine Privatrechnung erstellt wer¬ 
den könnte. Wird der Versicherungs¬ 
nachweis bis zum Ende des Quartals 
erbracht, ist die Privatrechnung durch 
den Arzt zu erstatten, falls diese schon 
beglichen wurde. 

Die Initiative Patientendaten ist ein 
Zusammenschluss von Mitgliedern ge¬ 
setzlicher Krankenkassen, die die elek¬ 
tronische Gesundheitskarte und eine 
geplante Vernetzung im Gesundheits¬ 
wesen, die sog. Telematikinfrastruktur, 
aus Datenschutzgründen ablehnen. 
Mit der eGK sollen alle Leistungser¬ 
bringer im Gesundheitssystem (Ärz¬ 
te, Kliniken, Therapeuten, Apotheken) 
und die Krankenkassen vernetzt wer¬ 
den, um den routinemäßigen Austausch 
von Patientendaten zu ermöglichen. IT- 
Experten haben jedoch erhebliche Si¬ 
cherheitsbedenken und weisen darauf 
hin, dass der Schutz personenbezogener 
Daten in einem derartigen System nicht 
gewährleistet werden kann. Die Initi¬ 
ative Gesundheitsdaten fordert daher, 
die Einführung der elektronischen Ge¬ 
sundheitskarte und die Datenerfassung 
auf zentralen Servern zu stoppen. Die 
Initiative Patientendaten ist Partner der 
Aktion „Stoppt-die-e-Card“. 

Herbert Schedlbauer 

Zusätzliche Informationen zum Thema 
gibt es unter stoppt-die-e-card.de und 
grundrechtekomitee.de 


Tarifeinigung bei der AWO NRW 


„Der Abschluss ist die Schmerzgrenze" 


Am 11. Dezember einigten sich die 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) und ver.di 
in NRW in der 6. Verhandlungsrunde 
auf ein sogenanntes Eckpunktepapier, 
in denen die neuen Entgelte für die 
etwa 36 000 Beschäftigten der AWO in 
NRW festgelegt werden. Die am Ver¬ 
handlungsort anwesende Tarifkommis¬ 
sion der Gewerkschaft stimmte dem 
Kompromiss zu. Verhandlungsführer 
Wolfgang Cremer erklärte für die Ta¬ 
rifkommission: „Der Abschluss ist die 
Schmerzgrenze und nur durch die ver¬ 
einbarte zusätzliche Freizeit in Form der 
ver.di-Tage für unsere Mitglieder akzep¬ 
tabel.“ Die Arbeitsbelastung in den sozi¬ 
alen Diensten erfahre durch den Tarif¬ 
vertrag noch nicht die notwendige Wert¬ 
schätzung der Arbeitgeberseite. 

ver.di hatte an vier zentralen Akti¬ 
onstagen tausende Kolleginnen mobi¬ 
lisieren können. Die Warnstreiks waren 
durch eine hohe Kreativität der Teilneh¬ 
mer geprägt und haben sicherlich eine 
enorme politische Wirkung ausgeübt - 
weit über die konkrete Tarifauseinan¬ 
dersetzung hinaus. Bei aller berechtig¬ 
ten Kritik an der Linie der AWO-Ar- 
beitgeber muss berücksichtigt werden, 
dass die Landes- und Bundespolitik mit 
ihren Vorgaben Opfer produziert, die 
dann ihren Beschäftigten gegenüber zu 
Tätern werden - das gilt auch für die 
AWO. Denn auch der AWO-Bezirk 
Westliches Westfalen e.V. hat das Er¬ 
gebnis für sich als Schmerzgrenze be¬ 
zeichnet. Und so ist es auch als Erfolg 
für ver.di zu verstehen, dass die Tarifver¬ 
tragsparteien erstmals wieder verabre¬ 
deten, im politischen Raum gemeinsam 
für eine bessere Finanzierung und Refi¬ 
nanzierung der sozialen Arbeit aktiv zu 
werden. Mit einer verbesserten Finanz¬ 
ausstattung könnte die Härte der künfti¬ 
gen Tarifkonflikte abgemildert werden. 

Das Verhandlungsergebnis ist dem 
realen Kräfteverhältnis geschuldet. 



Tausende ver.di-Kolleglnnen beteiligten sich an Warnstreikaktionen, zuletzt am 
io. Dezember in Dortmund. 


„Ohne die umfangreichen Warnstreiks 
unserer Kolleginnen und Kollegen hät¬ 
ten wir heute keinen Kompromiss er¬ 
zielt“, so Wolfgang Cremer nach der 
Verhandlungsrunde. Bis zur nächsten 
Tarifrunde werde man daran arbeiten, 
„noch schlagkräftiger zu sein“. Auf ver. 
di-Mitgliederversammlungen im Januar 


2015 werden die Gewerkschafterlnnen 
über diese Tarifeinigung diskutieren. 
Bis Ende Januar 2015 läuft die Erklä¬ 
rungsfrist beider Seiten. Wenn keine 
Seite die Einigung ablehnt, werden die 
entsprechenden Tarifverträge ausfor¬ 
muliert und treten in Kraft. 

Werner Sarbok 


Eckpunkte der Tarifeinigung 


Für den Zeitraum vom 1.8. bis 31.12.2014 
erhalten die Beschäftigten in den Ent¬ 
geltgruppen 1 bis 9 eine Einmalzahlung 
in Höhe von 275 Euro. Ab dem 1.1.2015 
werden alle Entgelte um 2,4, Prozent, 
ab dem 1.8.2015 um 1,7 Prozent und ab 
dem 1.8.2016 um 1,6 Prozent erhöht. Für 
Irritationen sorgen da allerdings Erklä¬ 
rungen -auch von ver.di - und Bericht¬ 
erstattungen, die von einem Abschluss 
von 5,7 Prozent reden. In der Summe 
entspricht das zwar den Erhöhungen, 
verzerrt aber die Maßstäbe, da die län¬ 
geren Laufzeiten ausgeblendet werden. 
Die Auszubildenden erhalten für den 
Zeitraum vom 1.8. bis 31.12.2014 eine 
Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro. 


Ab dem 1.1.2015 erhalten sie monatlich 
ein um 40 Euro und ab dem 1.1.2016 ein 
um zusätzlich 20 Euro erhöhtes Entgelt. 
Die Entgelttarifverträge können frühes¬ 
tens zum 30.11.2016 gekündigt werden. 
Die Zulage der Erzieherinnen in Kin¬ 
dertageseinrichtungen wird ab Januar 

2015 auf 120 Euro und ein Jahr später 
auf 130 Euro angehoben. 

Für alle Beschäftigten gilt ein Ur¬ 
laubsanspruch von 30 Tagen, ver.di- 
Mitglieder erhalten für das 2. Halb¬ 
jahr 2014 noch nach den alten Regula¬ 
rien einen freien ver.di-Tag. In 2015 und 

2016 bekommen alle ver.di-Mitglieder 
ohne Unterschied jeweils einen freien 
Tag. 
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Warnschuss aus der Industrie 

Anmerkungen zu den Parteitagen von CDU und CSU 



Die Union plant für Deutschland: Beton ohne Menschen. 


Ossietzky-Medaille 

Snowden, Poitras, Greenwald 

Die Carl-von-Ossietzky-Medaille 2014 
ehrt den Aufklärer über die Unterwan¬ 
derung jeglicher Form von elektroni¬ 
scher Kommunikation Edward Snow¬ 
den, den Journalisten Glenn Greenwald 
und die Filmregisseurin Laura Poitras. 
Das Trio gilt den US-Behörden als Kern 
einer Verschwörung gegen die USA und 
ist enormem Druck ausgesetzt. Die ver¬ 
gebende Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte würdigte damit den „gro¬ 
ßen Mut“ der drei und ihre „sensatio¬ 
nelle Pionierarbeit“ für Enthüllungen 
über die umfangreichste verdachtsunab¬ 
hängige Überwachung aller Zeiten. Der 
präsidiale Vorstand - Prof. Fanny-Mi¬ 
chaela Reisin und Rolf Gössner - nahm 
die Verleihung im hundertsten Jahr der 
Liga und im Geist Carl von Ossietzkys 
am 14. Dezember, wenige Wochen nach 
dessen 125. Geburtstag, auf einem Fest¬ 
akt in der Berliner Urania vor. 

„Mit ihrer folgenreichen Gewissens¬ 
entscheidung setzten die Ausgezeichne¬ 
ten ihre persönliche Freiheit aufs Spiel, 
um die Welt über geheimdienstliche 
Massenüberwachung und regierungs¬ 
amtlichen Machtmissbrauch der USA 
und Deutschlands aufzuklären. Die be¬ 
sondere Aktualität der diesjährigen 
Medaillenverleihung zeigen die soeben 
veröffentlichten Auszüge aus dem US- 
Senatsbericht über systematische Folter 
der Auslandsgeheimdienste, die noch 
einmal nachdrücklich mahnen: Der von 
der USA ausgerufene ,Krieg gegen den 
internationalen Terrorismus’ darf kein 
Vorwand für die Suspendierung von 
Menschenrechten sein!“ 

Die Laudatio auf Edward Snowden 
(31), den per Videostream zugeschalte¬ 
ten Whistleblower, hielt der Bürgerrecht¬ 
ler und ehemalige Bundesinnenminister 
Gerhart Baum. Glenn Greenwald, Au¬ 
tor des 2014 erschienenen Bestsellers 
auch über den Fall Snowden „Die glo¬ 
bale Überwachung“, übermittelte an die 
Versammelten von außerhalb eine Gruß¬ 
botschaft. Über ihn und die kriminalisie¬ 
rende Jagd nach ihm sprach Rechtsan¬ 
walt Wolfgang Kaleck, der Snowden in 
der Bundesrepublik vertritt und zu des¬ 
sen internationalem Juristenteam gehört. 
Laura Poitras, Autorin des neuen, unter 
konspirativen Bedingungen entstan¬ 
denen Dokumentarfilms „Citizenfour“, 
gründete zusammen mit Greenwald 
und dem Investigativ-Journalisten Jere- 
my Scahill 2014 die Enthüllungswebsite 
„The Intercept“. Diese Laudatio hielt Pe¬ 
ter Lilienthal, Filmregisseur und Ossietz- 
ky-Preisträger von 2012. 

Laura Poitras lebt im politischen 
Asyl in Berlin. Sie konnte somit als ein¬ 
zige live ihre Erwiderung auf die Ehrung 
abgeben und vorerst auch die Ossietz- 
ky-Medaillen für Edward Snowden und 
Glenn Greenwald in Empfang nehmen. 
Liga-Vizepräsident Rolf Gössner wies 
darauf hin, dass es Glenn Greenwald 
„übrigens mit überzeugender Begrün¬ 
dung abgelehnt“ habe, „im NSA-Unter- 
suchungsausschuss des Bundestages als 
Zeuge aufzutreten, solange Snowden, der 
Schlüsselzeuge in dieser Affäre, nicht im 
und vom Ausschuss persönlich vernom¬ 
men wird“. Für den offenbar fehlenden 
ernsthaften Aufklärungswillen wolle 
Greenwald mit einer Aussage vor dem 
Ausschuss kein Alibi liefern. Hilmar Franz 


V or einem Jahr gewannen CDU 
und CSU die SPD für eine Re¬ 
gierung der großen Koalition 
und banden diese in ihre politischen 
Leitlinien ein. Auf den Parteitagen, die 
CDU und CSU an den beiden letzten 
Wochenenden durchführten, feierten 
sich Merkel und Seehofer und mit ih¬ 
nen die Parteitagsdelegierten wegen 
ihrer erfolgreichen Politik. Beide ver- 


Schade um die Grünen. 


hehlten jedoch nicht ein Unwohlsein 
über diese zweckgebundene Partner¬ 
schaft und deren Perspektiven. Auch 
die Veränderungen, die sich aus den 
parlamentarischen Kräfteverhältnissen 
und nötigen Schlussfolgerungen erge¬ 
ben, spielten eine herausragende Rolle 
in Köln und in Nürnberg. 

Pünktlich zum Jahrestag der Gro- 
Ko ließen zudem die Unternehmer¬ 
verbände ihrem Unmut freien Lauf. 
Denn aus ihrer Sicht ist die bisheri¬ 
ge Bilanz von Schwarz-Rot gründlich 
misslungen. Der Präsident des Bun¬ 
desverbandes der Deutschen Indus¬ 
trie (BDI) Grillo meinte, dass 2014 
„ein verschenktes Jahr für mehr Zu¬ 
kunftsfähigkeit“ gewesen sei. Ob Min¬ 
destlohn oder Mietpreisbremse - es sei 
vor allem Geld verteilt worden. Grillo 
wörtlich in „Bild am Sonntag“: „Hof¬ 
fentlich versteht die Große Koalition 
diesen Warnschuss. Wenn Deutschland 
so weitermacht, gefährden wir unseren 
Wohlstand.“ Seine Klagen sind riesen¬ 
groß. Die GroKo pumpe zum Beispiel 
23 Milliarden Euro in die erneuerba¬ 
re Energie „für eine Leistung, die am 
Ende zwei Milliarden Euro wert“ sei. 


Der größte Fehler sei jedoch die Ren¬ 
te mit 63 gewesen. „Dieser Fehler kos¬ 
tet viel Geld und ist das Gegenteil von 
dem, was wir den europäischen Nach¬ 
barn empfehlen und was uns die Al¬ 
tersentwicklung vorschreibt“. 

So war es nicht verwunderlich, dass 
auf beiden Parteitagen sowohl die CDU 
als auch die CSU in den Ansprachen der 
Parteivorsitzenden und in Leitanträgen 
der Vorstände eine Hinwendung zur 
stärkeren Beachtung der Unternehmer¬ 
interessen im Zeitraum bis 2017 erfolg¬ 
te. Man wolle mehr von Merkel, Schäub¬ 
le und De Maiziere hören, als von Gab¬ 
riel, Nahles und Schwesig zu lesen. 

Mehr Hinwendung zur Wirtschaft - 
dies zeigte sich auch in den so genann¬ 
ten „Strategiedebatten“, die bei beiden 
Parteien großen Raum einnahmen. Da 
ging es um die Suche nach dem besten 
politischen Partner, wenn es allein nicht 
passen würde. Merkel, die den Nieder¬ 
gang der FDP als ihren „natürlichen 
Koalitionspartner“ beklagte, hatte nach 
der Bundestagswahl 2013 auf die Grü¬ 
nen gehofft. Vergeblich, da die sich auf 
„Rot-Grün“ festgelegt hatten. Inzwi¬ 
schen sind die Chancen einer Zusam¬ 
menarbeit mit der grünen Kriegspar¬ 
tei gewachsen. „Schwarz-Grün ist eine 
interessante Alternative mit positivem 
Überraschungspotenzial, wie Hessen 
zeigt“, sagte Peter Hintze, ein Vertrau¬ 
ter der Kanzlerin. Der neu ins CDU- 
Präsidium gewählte Jens Spahn, der 
sich schon öfter mit grünen Politikern 
in Berlin traf, äußerte die Meinung: „In 
der CDU muss man niemanden mehr 
überzeugen, dass Schwarz-Grün geht. 
Die Grünen müssen sich allerdings ent¬ 
scheiden, ob sie eine bessere Linkspar¬ 
tei mit Steuererhöhungen sein wollen 


oder ob sie sich ihrer bürgerlichen Wäh¬ 
ler besinnen“. Der Landesvorsitzende 
des mächtigsten CDU-Landesverban- 
des Nordrhein-Westfalen, Armin La¬ 
schet, wirbt übrigens seit Wochen da¬ 
für, dass die CDU mit den Grünen ein 
Regierungsbündnis anstreben solle. So 
kam auch die CDU-Vorsitzende Mer¬ 
kel nicht umhin preiszugeben, dass die 
Sondierungsgespräche nach den Bun¬ 
destagswahlen 2013 nicht an der CDU 
gescheitert seien. „Wir wären dazu be¬ 
reit gewesen, eine solche Koalition zu 
wagen“, erzählte sie den Parteitagsdele¬ 
gierten. Aber die Grünen hätten nicht 
gewollt. „Schade drum“, sagte Merkel. 

Natürlich widerspiegeln diese De¬ 
batten die Veränderungen, die in der 
Parteienlandschaft mit der Entwick¬ 
lung der Partei „Die Linke“ und ak¬ 
tuell mit der Partei „Alternative für 
Deutschland“ erfolgten. Für die CDU 
ist eines klar: Deutschland muss vor 
einer sozialistischen Alternative ge¬ 
schützt werden, weshalb sie in der 
Linkspartei die Hauptgefahrenquelle, 
den Hauptgegner, sieht. Die „Freiheits¬ 
kämpferin“ und „Dissidentin“ Merkel 
gab auf dem CDU-Parteitag ihrer „Be¬ 
klemmung“ Ausdruck, dass mit Bodo 
Ramelow ein Vertreter der Linkspar¬ 
tei in Thüringen zum Ministerpräsi¬ 
denten gewählt wurde - wenige Tage 
später musste sie ihm beim Treffen der 
Minjsterpräsidenten die Hand schüt¬ 
teln. In ihrer 70-minütigen Parteitags¬ 
rede fand sich hingegen kein Wort zur 
AfD. Bayerns Sonnenkönig Seehofer 
brachte immerhin das Wort von Franz 
Josef Strauß in Erinnerung, der mal ins 
CSU-Merkbuch schrieb: Rechts von 
der CSU dürfe sich keine politische 
Gruppierung bilden dürfen. 


Dieser Linie folgend, geht es bei¬ 
den darum, ein Rot-Rot-Grün-Szena- 
rium bei der Bundestagswahl 2017 zu 
beschwören und es zu verhindern. Ihre 
Sorgen über den jeweiligen Zustand 
und die Entwicklungen in ihren Partei¬ 
en aber konnten beide trotz aller flot¬ 
ten Sprüche nicht verbergen. Die CSU 
sei „bärenstark“, sei „die Bürgerbewe¬ 
gung“ und die „erfolgreichste Partei“ 
Bayerns. Ähnlich erfolgreich sieht er 
sich selbst und die Unionsfrau Merkel. 
„Mit der Kanzlerin, mit dieser Form 
national und international, mit diesem 
Respekt, mit dieser natürlichen Auto¬ 
rität, da traue ich uns mit dieser Kanz¬ 
lerin bei der Bundestagswahl noch ein 
Stückchen mehr zu, als wir es in der 
letzten Wahl schon erreicht haben“, 
schwärmte Seehofer auf dem Nürnber¬ 
ger Parteitag. Eine absolute Mehrheit 
der CDU und CSU ist sein Ziel und er 
warnt vor allen Farbenspielen. 

Zugleich verhehlt Seehofer nicht 
seine Sorgen. Als er als Ministerpräsi¬ 
dent angefangen habe, habe die Union 
elf Ministerpräsidenten gestellt. „Da¬ 
mals hatten wir immer den größten 
Saal in den Kongresscentern. Seit ei¬ 
niger Zeit ist der Raum für Kammer¬ 
spiele zugewiesen“, klagt er. Heute stel¬ 
le die CDU nur noch vier Ministerprä¬ 
sidenten unter den 16 Bundesländern. 
Neun kommen von der SPD, je einer 
von CSU, Grünen und Linkspartei. Der 
SPD-Fraktionsvorsitzende Oppermann 
aber sollte mit Blick auf den Zustand 
der eigenen Partei wirklich nicht spot¬ 
ten. Und doch konnte er sich nicht 
enthalten zu äußern, dass die CDU in 
Großstädten zur „Schrumpfgroße“ ge¬ 
worden sei. 

RolfPriemer 


Eklat bei Debatte über Fracking 

Widerstand wächst auch im Auenland 


Für die Elmshorner Nachrichten war es 
ein „Eklat bei der Debatte über Fra¬ 
cking“, für die etwa 200 Besucherinnen 
und Besucher der Info- und Diskussions¬ 
veranstaltung „Kein Fracking im Nor¬ 
den“ in der Gaststätte „Sibirien“ war es 
ein Ausdruck mangelhafter Glaubwür¬ 
digkeit. Sie zweifelten an der Mitteilung, 
die kanadische Firma PRD Energy wolle 
in der Gegend auf Fracking verzichten 
und untersuche angeblich mittels Verti¬ 
kalbohrungen nur die Möglichkeit kon¬ 
ventioneller Ölförderung. Gabriele Jun¬ 
ker, Sprecherin der kanadischen Produk¬ 
tionsgesellschaft, weigerte sich jedoch, 
ihren Standpunkt vorzutragen. 

Der Frage nach dem Charakter 
und der Verlässlichkeit des Unterneh¬ 


mens wurde nur oberflächlich beant¬ 
wortet. Zwölf Beschäftigte gebe es in 
Kanada, zehn in Berlin. Ob dieser Be¬ 
trieb in der Lage ist, eventuelle Schä¬ 
den zu regulieren, blieb offen, ebenso 
die Antwort auf die Lrage, wer denn 
nun eigentlich das Öl und Gas fördern 
würde und wie. Unklar blieb auch, wa¬ 
rum die Landesregierung Schleswig- 
Holstein und der grüne Umweltmi¬ 
nister Robert Habeck an diese Lirma 
die Erkundungsrechte für fünf Jahre 
vergeben hat. Wegen des völlig veral¬ 
teten Bergrechts, behauptete der grü¬ 
ne Landtagsabgeordnete Bernd Voß, 
aber die Anti-Lracking-Aktivistin Ca¬ 
rin Schomann aus Hamburg wies dies 
zurück. Einig waren sich alle, die sich 


äußerten, dass Fracking unbedingt ver¬ 
boten werden muss. 

In die Diskussion griff auch ein Lutz¬ 
horner Landwirt ein, der berichtete, dass 
die Bauern seiner Gemeinde sich einig 
seien, keine Vertreter dieser oder ver¬ 
gleichbarer Firmen auf ihren Grundstü¬ 
cken zu dulden. 

Verschiedene Rednerinnen und Red¬ 
ner, unter ihnen Bürgermeister und Ab¬ 
geordnete aus verschiedenen Städten und 
Gemeinden Schleswig-Holsteins, wiesen 
auch auf den Zusammenhang zwischen 
Fracking und den geplanten Freihandels¬ 
abkommen TTIP und CETA hin. 

Die Macht transnational agieren¬ 
der Unternehmen wird enorm wach¬ 
sen, wenn diese Abkommen abge¬ 


schlossen werden. Parlamente werden 
faktisch ausgeschaltet, die Mehrheits¬ 
meinung der Bevölkerung wird zuneh¬ 
mend gegenstandslos. 

Auch durch den Redebeitrag einer 
jungen Teilnehmerin wurde daran er¬ 
innert, welche Zukunftsbelastungen 
durch z.B. die Zulassung von Fracking 
für zukünftige Generationen geschaf¬ 
fen werden. Tobias Goldschmidt von 
den Grünen, der anwesende Leiter der 
Stabsstelle Energiepolitik im Ministe¬ 
rium, versuchte, den Protest für grü¬ 
ne Politik zu nutzen. Das überzeugte 
nicht. 

Die Fragen besorgter Bürgerinnen 
und Bürger zu möglichen Bodenver¬ 
seuchungen,Trinkwassergefährdungen 
und sonstigen Umweltschäden wurden 
von der PRD-Sprecherin nicht beant¬ 
wortet. In ihrem Schlussstatement ver¬ 
suchte sie, den Menschen und ihrer Le¬ 
bensweise die Schuld an ökologischen 


Problemen zuzuschieben, die Verant¬ 
wortung der Konzerne auszuklam¬ 
mern. Sie vertrat die Meinung, dass die 
Ablehnung der von ihrer Firma geplan¬ 
ten Energiegewinnung auch Ausdruck 
einer Haltung sei, Umweltschäden - 
wie in Nigeria durch Shell - zu tolerie¬ 
ren und damit die Menschen in Afrika 
zu diskriminieren. Die Empörung war 
entsprechend groß. 

Vielen Anwesenden ist bewusst, 
dass es darauf ankommt, sich für die 
eigenen Interessen auch außerparla¬ 
mentarisch einzusetzen. Die Bürgerin¬ 
itiative „Frackingfreies Auenland“ hat 
regen Zulauf und konnte mehrere regi¬ 
onale Gruppen gründen. Eine weitere 
gelungene Aktion für den Widerstand 
in der Region. 

Ziel bleibt es, die Akte „Erlaubnisfeld 
Elmshorn“ zu schließen und Lracking 
hier und anderswo zu verbieten. 

Heinz Stehr 
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Antimuslimische Wutbürger 

Neuer Teilnehmerrekord in Dresden 


M ehr als 15 000 Menschen ha¬ 
ben am vergangenen Montag 
in Dresden erneut gegen eine 
angeblich drohende Islamisierung der 
Bundesrepublik demonstriert. Damit 
sind die Teilnehmerzahlen der an jedem 
Montag stattfindenden Aufmärsche des 
„PEGIDA-Netzwerks erneut um meh¬ 
rere Tausend Personen angewachsen. 
Parallel zu dem neuerlichen Aufmarsch 
der Rechten waren auch mehrere Tau¬ 
send Demonstranten erneut einem Auf¬ 
ruf des antifaschistischen Bündnisses 
„Dresden Nazifrei!“ gefolgt und hatten 
ein Zeichen gegen rassistische Hetze ge¬ 
setzt. In der Vergangenheit war es den 
Antifaschisten bereits einmal gelungen, 
die rechten Wutbürger in Dresden er¬ 
folgreich zu blockieren, jedoch nicht am 
vergangenen Montag. 

Eben dies gelang währenddessen 
hunderten Antifaschisten in Bonn. 
Dort waren zeitgleich zu dem Dresd¬ 
ner Aufmarsch rund 300 Rechte auf¬ 
marschiert. Zu den rassistischen Pro¬ 
testen hatte der Zusammenschluss BO- 
GIDA („Bonn gegen die Islamisierung 
des Abendlandes“) aufgerufen. Mehr 
als 1 600 Gegendemonstranten waren 
hingegen einem Aufruf des antifaschis¬ 
tischen Bündnisses „Bonn stellt sich 
quer“ gefolgt und hatten die Rechten 
an ihrem Kundgebungsort eingekreist. 
Der rassistische Aufzug war von Me¬ 
lanie Dittmer aus Bornheim angemel¬ 
det worden. Dittmer galt in den 1990er 
Jahren als eine der führenden Neonazi- 
Aktivistinnen in Nordrhein-Westfalen. 

Unterdessen hat Volker Külow, 
Vorsitzender des Leipziger Stadtver- 


Das Saubermann-Image ist endgültig 
dahin. In der letzten Woche wurden 
mehrere - teils ehemalige - führende 
Politiker der rassistischen Kleinstpar- 
tei „Pro Köln“ vor Gericht verurteilt. 
Wegen Betrugs, versuchter Steuerhin¬ 
terziehung und falscher eidesstattli¬ 
cher Versicherung wurde das ehema¬ 
lige Parteimitglied Jörg Uckermann 
vom Landgericht Köln zu einer Haft¬ 
strafe von insgesamt zwei Jahren und 
drei Monaten Haft verurteilt. Die ehe¬ 
malige Fraktionsvorsitzende Judith 
Wolter wurde freigesprochen, ihr Ehe¬ 
mann Markus Wiener jedoch zu einer 
Geldstrafe von 2 000 Euro verurteilt. 
Ebenso Parteivorstandsmitglied Bernd 
Schöppe, der 2 550 Euro entrichten 
muss. Die Politiker mussten sich über 
mehr als 30 Verhandlungstage hinweg 
vor dem Landgericht Köln verantwor¬ 
ten, da sie mehrfach Gelder für Frak¬ 
tionssitzungen erschlichen hatten, die 
jedoch niemals stattgefunden hatten. 

Die Vorwürfe waren insofern be¬ 
sonders bemerkenswert, da „Pro Köln“ 
stets behauptet hatte, sich gegen Kri¬ 
minalität und Politikfilz stark machen 
zu wollen. Die nun ergangenen Ur¬ 
teilssprüche dürften hingegen auch 
dem letzten Wähler vor Augen geführt 
haben, wie es um das politische Per¬ 
sonal der selbsternannten „Bürgerbe¬ 
wegung“ tatsächlich bestellt ist. Damit 
dürfte der weitere Niedergang der ras¬ 
sistischen Partei, die seit geraumer Zeit 
unter BedeutungsVerlust leidet, durch¬ 
aus beschleunigt werden. 

Zur Erinnerung: Unentwegt hat¬ 
ten die verschiedenen Funktionäre 
von „Pro Köln“ in den vergangenen 
Jahren versucht, sich in der Öffentlich¬ 
keit ein halbwegs bürgerliches Antlitz 
zu geben. Nicht wenige der (früheren) 
Funktionäre waren jedoch bereits in 
der Vergangenheit in extrem rechten 
bzw. neofaschistischen Parteien wie 
den „Republikanern“, der NPD oder 
anderen ähnlich gelagerten Gruppie¬ 
rungen aktiv bzw. engagierten sich in 
der rechten Szene. Zu nennen wären 
diesbezüglich unter anderem der frühe¬ 
re rechtsextreme Multifunktionär und 
ehemalige Geschäftsführer der Köl- 


bandes der Linkspartei, zu Protesten 
gegen einen für den 12. Januar des 
kommenden Jahres geplanten Auf¬ 
marsch des Leipziger Ablegers des 
rechtspopulistischen PEGIDA-Bünd- 
nisses, LEGIDA, aufgerufen. „Aus den 
bisherigen Erfahrungen in Dresden 
hat die Leipziger Linke die Schlussfol¬ 
gerung gezogen, dass von Anfang an 
fremdenfeindlichen und islamophoben 
Aktivitäten in Leipzig mit einer brei¬ 
ten zivilgesellschaftlichen Bewegung 
im öffentlichen Raum entschieden 
entgegengetreten werden muss“, stell¬ 
te Külow in einer Erklärung klar. Der 
Linksparteipolitiker sprach sich au¬ 
ßerdem dafür aus, „ein breites Bünd¬ 
nis aus demokratischen Parteien und 
Initiativen gegen die geplante LEGI- 


ner „Pro“-Stadtratsfraktion Manfred 
Rouhs, der Rechtsanwalt Markus Bei¬ 
sicht (früher Deutsche Liga für Volk 
und Heimat) und die nun vom Gericht 


Ehemaliger „Pro Köln“- 
Politiker zu Haftstrafe 
verurteilt 


freigesprochene Judith Wolter, die 2002 
ein Gruß wort auf dem Bundeskongress 
der neofaschistischen NPD-Jugendor- 
ganisation „Junge Nationaldemokra¬ 
ten“ (JN) hielt. 

Die „Pro“-Bewegung inszenierte 
sich in der Vergangenheit als deutsch¬ 
nationale Vertreterin wirtschaftspoli¬ 
tischer Interessen und setzte schwer¬ 
punktmäßig vor allem auf einen an¬ 
timuslimischen Rassismus und auch 
auf die Hetze gegen andere sogenann- 


DA-Demo ins Leben zu rufen“. „Wir 
müssen zeigen, dass Menschen, die 
durch Krieg und Elend aus ihrer Hei¬ 
mat vertrieben wurden und nun unse¬ 
re Hilfe und Unterstützung benötigen, 
auch in Leipzig willkommen sind“, so 
Külow weiter. 

Die bundespolitischen Auseinan¬ 
dersetzungen bezüglich des Umgangs 


Rassistische Aufmärsche 
nehmen zu 


mit den rassistischen Aufmärschen ge¬ 
winnen aktuell an Fahrt. So attackierte 
CSU-Generalsekretär Andreas Scheu¬ 
er Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) für dessen „PEGIDÄ 4 -Kritik. 


te Minderheiten, wie beispielsweise 
gegen Sinti und Roma, Lesben und 
Schwule oder auch Prostituierte und 
Drogenkonsumenten. 

Motiviert von den Auswüchsen 
der sogenannten Sarrazin-Debatte 
versuchten Kleinstparteien wie „Pro 
Deutschland“ und deren lokale Ab¬ 
leger in den vergangenen Jahren - 
mancherorts keineswegs frei von Er¬ 
folg - die Bevölkerung darüber hin¬ 
wegzutäuschen, dass es sich bei ihnen 
maßgeblich um „Ein-Punkt“-Organisa- 
tionen handelt. Würden sie nicht versu¬ 
chen, die Bevölkerung auf noch mehr 
antimuslimische Stigmatisierungen zu 
trimmen und den sogenannten „Kampf 
der Kulturen“ aufzunehmen, es bliebe 
kaum politischer Inhalt übrig. So setz¬ 
ten die „Pro“-Parteien maßgeblich 
auf den Kampf gegen eine angebliche 
„Islamisierung“ und haben einen von 
Musliminnen und Muslimen betriebe- 


Maas hatte die antiislamischen Auf¬ 
märsche als „Schande für Deutsch¬ 
land“ bezeichnet. Er befürchte außer¬ 
dem, dass die Bundesrepublik derzeit 
eine „neue Eskalationsstufe der Agita¬ 
tion gegen Zuwanderer und Flüchtlin¬ 
ge“ erlebe und warnte vor „Menschen 
mit einer klaren Affinität zur Auslän¬ 
derfeindlichkeit“. 

„Es ist eine ungeheure Verunglimp¬ 
fung, friedlich demonstrierende Men¬ 
schen, die ihre Sorgen ausdrücken, als 
,Schande für Deutschland 4 zu bezeich¬ 
nen“, kritisierte hingegen CSU-Mann 
Scheuer die Äußerungen des Justizmi¬ 
nisters. 

Unterdessen sind die Aufmärsche 
der rechten Wutbürger rational kaum 
zu erklären. In Dresden sind beispiels¬ 
weise nur 0,1 Prozent der in Sachsen 
lebenden Menschen Muslime. Eine Ge¬ 
fahr dürften sie somit kaum darstellen. 
Fernab dessen wird zunehmend deut¬ 
lich, dass das Gros der PEGIDA-De- 
monstranten aufgrund einer pauscha¬ 
len Unzufriedenheit mit Staat und Po¬ 
litik auf die Straße gehen und ihrer Wut 
gegen „die da oben“ einmal ordentlich 
Luft machen wollen. Der tatsächli¬ 
che Grund für die Proteste ist jedoch 
nur punktuell interessant. Schließlich 
ist zu befürchten, dass Anschläge auf 
Flüchtlinge und deren Unterkünfte in 
Zukunft zunehmen könnten. Die der¬ 
zeit vielerorts zu beobachtende rassis¬ 
tische und auch explizit antimuslimi¬ 
sche Grundstimmung in weiten Teilen 
der Bevölkerung lässt derlei jedenfalls 
möglich erscheinen. 

Markus Bernhardt 


nen „demographischen Dschihad“ aus¬ 
gemacht. 

Obwohl die Ausgangsvoraussetzun¬ 
gen für antimuslimische Stimmungsma¬ 
che kaum besser sein könnten als die¬ 
ser Tage, hat es „Pro Köln“ nunmehr 
aufgrund des Betrugsskandals ge¬ 
schafft, sich selbst ins politische Aus zu 
katapultieren und der eigenen Glaub¬ 
würdigkeit zu berauben. 

Trotz der nun ergangenen Urteils¬ 
sprüche ist es derzeit jedoch zu früh, 
die antimuslimischen Hetzer vor¬ 
schnell abzuschreiben. Die Gefahr, 
die von den Reaktionären ausgeht, 
ist noch nicht gebannt. Deren Stim¬ 
mungsmache und Hasstiraden kön¬ 
nen schließlich gerade in Zeiten von 
zunehmenden rassistischen Großauf¬ 
märschen und Anschlägen auf Flücht¬ 
lingsunterkünfte durchaus auf frucht¬ 
baren Boden fallen. 

Markus Bernhardt 


Rente für Gefangene 

Das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie hat erneut gefordert, arbeiten¬ 
de Gefangene in die Rentenversiche¬ 
rung einzubeziehen. Martin Singe von 
der AG Strafvollzug des Komitees kri¬ 
tisierte: „Bereits vor 37 Jahren wurde im 
damals neuen Strafvollzugsgesetz von 
1977 die Einbeziehung der Gefangenen 
in die Sozialversicherungen verbindlich 
vorgesehen (§§ 190ff StVollzG). Nur ist 
das entsprechende Bundesgesetz nie er¬ 
lassen worden. Bis heute wird versucht, 
die sonderrechtliche Stellung der Ge¬ 
fangenenarbeit sowie finanzielle Grün¬ 
de der Bundesländer als Gegenargu¬ 
mente geltend zu machen“. Aus Sicht 
Gefangenenhilfsorganisationen sei die 
Einbeziehung der Gefangenen in die 
Rentenversicherung eine notwendige 
Konsequenz aus dem Gleichheits- und 
Sozialstaatsprinzip, also von Prinzipien 
mit Verfassungsrang. Außerdem werde 
die Würde der arbeitenden Gefange¬ 
nen durch die Exklusion aus den So¬ 
zialversicherungssystemen schwer ver¬ 
letzt. (bern) 

Proteste gegen TTIP und Co. 

Rund 1000 Menschen haben in der ver¬ 
gangenen Woche in Münster gegen die 
geplanten Freihandelsabkommen TTIP, 
CETA und TISA demonstriert. Mit ei¬ 
ner selbst gebastelten Riesenkrake als 
TTIP-Metapher, Musik, einer engagier¬ 
ten Trommelgruppe und prägnanten 
Redebeiträgen erneuerte das Bündnis 
„Münster gegen TTIP“ seine Ableh¬ 
nung der vorgesehenen Abkommen. 
„Die Teilnehmerzahl übertraf alle unse¬ 
re Erwartungen. So eine große Demons¬ 
tration hatten wir seit Jahren nicht mehr 
in Münster. Das zeigt, dass die Empö¬ 
rung über TTIP und die drohende Aus¬ 
weitung von Konzernmacht in der Be¬ 
völkerung groß ist“, so Hannes Draeger, 
Sprecher des Bündnisses, (bern) 

Ex-Polizeichef uneinsichtig 

Der frühere Polizeichef Rosenheims 
verliert seinen Beamtenstatus. Dies 
verkündete das Verwaltungsgericht 
München zu Beginn dieser Woche. Der 
nunmehr ehemalige hochrangige Be¬ 
amte war bereits im November 2012 
vom Traunsteiner Landgericht wegen 
schwerer Körperverletzung im Amt zu 
elf Monaten Haft auf Bewährung ver- 
uteilt worden, da er 2011 einen damals 
15-jährigen Jugendlichen getreten, ge¬ 
schlagen und mehrfach mit dem Kopf 
gegen eine Wand gestoßen hatte. 

Der 53-jährige Ex-Polizeichef zeigte 
sich vor Gericht hingegen uneinsichtig. 
Zwar kann er gegen den nun ergange¬ 
nen Urteilsspruch Revision einlegen. 
Sollte das Urteil jedoch rechtskräftig 
werden, verliert der polizeiliche Ge¬ 
walttäter sowohl seinen Beamtenstatus 
als auch seine Pensionsansprüche end¬ 
gültig. (bern) 

Rechte Demo-Offensive 

Neofaschisten aus den Reihen der Par¬ 
tei „Die Rechte“ wollen auch in diesem 
Jahr vor den Privatwohnungen ver¬ 
schiedener Politiker aufmarschieren. 
Im Rahmen einer im Internet dokumen¬ 
tierten perfiden Verlosung hatten als Ni- 
koläuse verkleidete Neofaschisten drei 
Personen von zehn potentiellen Kan¬ 
didaten ausgelost und planen nun am 
21. Dezember vor den Privatwohnun¬ 
gen der Betroffenen aufzumarschieren. 
Betroffen von der neuerlichen Provo¬ 
kation der extremen Rechten ist erneut 
Dortmunds Oberbürgermeister Ullrich 
Sierau (SPD), (bern) 

Sachsen gegen Ramelow 

Klaus Bartl, rechtspolitischer Sprecher 
und stellvertretender Vorsitzender der 
Linksfraktion im Sächsischen Landtag, 
hat den Antrag des Amtsgerichts Dres¬ 
den auf Aufhebung der Abgeordneten¬ 
immunität des neugewählten Thüringer 
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow 
verurteilt. „Das Vorgehen des Amtsge¬ 
richts erweckt den bösen Anschein, der 
erste Linke-Ministerpräsident werde 
schnurstracks nach seiner Wahl ins Vi¬ 
sier genommen. Und das wegen eines 
vermeintlichen ,Delikts 4 vor fast fünf 
Jahren, das in den anderen drei Fällen 
der beteiligten Fraktionsvorsitzenden 
bereits endgültig per Einstellung des 
Verfahrens ad acta gelegt worden ist“, 
kritisierte er. (bern) 




„Dügesa“-Aufmarsch in Düsseldorf. 

Saubermann-Image dahin 

Betrugsskandal erschüttert rechte Populisten 
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Turin, 12. Dezember: Junge Menschen verlangen eine gesicherte Zukunft. 

So geht es nicht! 

Generalstreik in Italien gegen drohende Entlassungen 


Wahlerfolg für Japans 
Kommunisten 

Was in den hiesigen Medien als klarer 
Wahlsieg für Japans neoliberalen Re¬ 
gierungschef Abe bei den vorgezogenen 
Parlamentswahlen am 14. Dezember 
dargestellt wurde, sieht bei genauerem 
Hinsehen erheblich differenzierter aus. 

Die Japanische Kommunistische 
Partei (JKP), die im Wahlkampf als ent¬ 
schiedene Gegnerin von Abes an neoli¬ 
beraler und sozialfeindlich orientierter 
Wirtschaftspolitik („Abenomics“), aber 
auch seiner Bestrebungen zur Wieder¬ 
herstellung des japanischen Militarismus 
und zur Abschaffung der pazifistischen 
Vorschriften in der japanischen Verfas¬ 
sung aufgetreten ist, konnte einen deut¬ 
lichen Wahlerfolg verbuchen: sie konnte 
die Zahl ihrer Unterhausmandate von 
bisher acht auf 21 erhöhen, also fast 
verdreifachen. Auf Okinawa gewann 
der kommunistische Kandidat Akami- 
ne Seiken, der sich entschieden gegen 
die US-Militärstützpunkte auf der Insel 
engagiert hatte, mit Unterstützung der 
Sozialdemokratischen Partei und der 
Peoples Life Party sogar erstmals seit 
1996 wieder ein Direktmandat. Zwanzig 
Mandate erhielt sie durch das teilweise 
praktizierte Verhältniswahlrecht. 

Die Liberaldemokratische Partei 
Abes (LDP), die für den Erhalt und 
Ausbau der US-Militärbasen auf Oki¬ 
nawa eingetreten war, verlor hier alle 
vier Direktmandate. Insgesamt ging die 
Zahl ihrer Abgeordnetenmandate im 
Parlament um drei auf 291 Sitze zurück. 
Da Abes Koalitionspartner Komei je¬ 
doch vier Sitze hinzugewinnen konnte 
und 31 Sitze erreichte, hat die bisheri¬ 
ge Regierungskoalition trotz der LDP- 
Verluste zusammen im neuen Parlament 
eine Zweidrittelmehrheit. Zu den Wahl¬ 
siegern gehörte auch die oppositionelle 
„Demokratische Partei“, die ihre Man¬ 
datszahl um elf auf 73 erhöhen konnte. 

Der JKP-Vorsitzende Kazuo Shii 
sagte in einer Erklärung am Wahlabend, 
Premierminister Abe habe im Wahl¬ 
kampf überall verkündet, dass der Wirt¬ 
schaftskurs der „Abenomics“ der einzi¬ 
ge Weg sei, aber eine ganz beträchtliche 
Anzahl von Wählerinnen und Wählern 
habe empfunden, dass dies ein gefähr¬ 
licher Pfad sein könne. Die JKP habe 
nie ihren Widerstand gegen Abes Kurs 
abgeschwächt, und deshalb „hat unsere 
Partei, wie ich denke, bei der Wahl dies¬ 
mal so viel Unterstützung erhalten“. Die 
Wähler seien offensichtlich von den kon¬ 
kreten Gegenvorschlägen der JKP zu 
Abes Politik beeindruckt gewesen. Die 
Ergebnisse auf Okinawa, die eine klare 
Opposition der Mehrheit der Bevölke¬ 
rung gegen die US-Militärbasen ausdrü- 
cken, nannte Shii „ein epochemachen¬ 
des Ergebnis“. Er danke allen Wählern, 
die zu diesem Ergebnis und besonders 
zum Sieg des JKP-Direktkandidaten in 
einem Wahlkreis Okinawas beigetragen 
haben, und dabei ausdrücklich auch den 
Wählern, die nicht zu den KP-Stamm- 
wählern gehören, sondern Konservative 
oder progressive Demokraten sind. D.G. 

ALBA setzt auf 
Wirtschaftsimpulse 

Das lateinamerikanische Staatenbünd¬ 
nis ALBA will in Zukunft verstärkt auf 
Wirtschaftsimpulse setzen. „Die Wirt¬ 
schaft muss eine Priorität der ALBA-Ge- 
meinschaft werden“, forderte der venezo¬ 
lanische Präsident Nicolas Maduro beim 
Gipfeltreffen zum zehnjährigen Jubilä¬ 
um des Bündnisses in der kubanischen 
Hauptstadt Havanna. Bislang sei die Ge¬ 
meinschaft vor allem mit ihren sozialen 
Programmen erfolgreich gewesen. Vene¬ 
zuela ist Hauptgeldgeber für ALBA, dem 
zehn weitere Staaten aus Lateinamerika 
und der Karibik angehören, darunter das 
sozialistische Kuba. 

Kiew will Militärausgaben 
verdoppeln 

Trotz drohenden Staatsbankrotts will 
die ukrainische Regierung ihre Militär¬ 
ausgaben auf 50 Milliarden Griwna (2,4 
Mrd. Euro) verdoppeln. Zudem soll die 
Zahl der Soldaten im kommenden Jahr 
von 232 000 auf 250.000 Soldaten er¬ 
höht werden, sagte Kriegsminister Ste- 
pan Poltorak. Zuvor hatte die prowest¬ 
liche Führung harte soziale Einschnit¬ 
te angekündigt, darunter die Erhöhung 
der Preise für Gas und Strom und die 
Streichung von Sonderrenten. 


M illionen sind am Freitag in 
Italien einem Aufruf der Ge¬ 
werkschaften CGIL und UIL 
gefolgt und haben mit einem achtstün¬ 
digen Generalstreik gegen den arbei¬ 
terfeindlichen Kurs der sozialdemo¬ 
kratischen Regierung Renzi protes¬ 
tiert. Die kommunistischen Parteien 
PRC und PdCI stellten sich in Appel¬ 
len hinter den Streik, ihre Mitglieder 
nahmen zahlreich an den Protesten teil. 
Die katholisch ausgerichtete CISL, die 
für einen „großen Sozialpakt für alle“ 
ist, nahm nicht teil. 

Im Transport, auf der Schiene, in 
der Luft und bei den Fährverbindun¬ 
gen zu den Inseln wurde der Verkehr 
weitgehend lahm gelegt. In den meis¬ 
ten Unternehmen wurde gestreikt. 
Schulen und öffentliche Dienste wa¬ 
ren geschlossen. Laut der römischen 
„Repubblica“ folgten 60 Prozent der 
Beschäftigten dem Streikaufruf. Der 
Versuch der Regierung, den Streik der 
Eisenbahner zu verbieten, scheiterte. 
In Rom, Turin, Mailand, Genua, Nea¬ 
pel und weiteren rund 50 Großstädten 
protestierten Hunderttausende unter 
der Losung „So geht es nicht“ gegen 
den von der Regierung beschlossenen 
und vom Parlament bestätigten Jobs 
Act, die sogenannte Arbeitsmarktre¬ 
form, die den Kündigungsschutz auf- 


Ein landesweiter Generalstreik hat am 
Montag Belgien weitgehend lahmge¬ 
legt. Der Zug- und Luftverkehr kam 
zum Erliegen, Busse blieben im Depot. 
Gewerkschaften riefen ihre Mitglie¬ 
der in allen Branchen zu dem 24-stün- 
digen Generalstreik auf. Der Massen¬ 
protest richtete sich gegen Sparpläne 
der Rechts-Regierung unter Premier 
Charles Michel. Demonstranten blo¬ 
ckierten Industriezonen. Schulen, Kran¬ 
kenhäuser, Verwaltungen und Gerichte 


hebt und die Tarifverträge aushöhlt, 
sowie gegen das „Stabilitätsgesetz“ mit 
neuen Streichungen in den sozialen Be¬ 
reichen, die Millionen, wie Statistiken 
belegen, noch tiefer ins Elend stoßen 
werden. Plakate zeigten Renzi als La¬ 
kaien des Kapitals. 

CGIL-Generalsekretärin Susan- 
na Camusso rief in der Industrieme¬ 
tropole Turin, Sitz des größten priva¬ 
ten Industriekonzerns FIAT, vor über 
50 000 Menschen aus: „Wir verteidigen 
mit dem Artikel 18 des Arbeitsgeset¬ 
zes (Kündigungsschutz) 20-jährige Ar¬ 
beiterrechte“ und forderte „eine poli¬ 
tische und wirtschaftliche Wende“ der 
Regierung, mit der das Leben der Mil¬ 
lionen Menschen verbessert werden 
müsse. Die CGIL-Chefin verurteilte 
die Abwesenheit der CISL und beton¬ 
te die Notwendigkeit der Einheit der 
Gewerkschaften. UIL-Generalsekretär 
Carmelo Barbagallo lehnte in Rom vor 
Zehntausenden Demonstranten die 
Dekrete Renzis ab und verlangte Re¬ 
formen, die „die Arbeitsplätze sichern“. 
Unter Bezug auf die antifaschistischen 
Werte rief er zu „einer neuen Resisten- 
za“ auf. In Mailand und Turin kam es zu 
Zusammenstößen mit der Polizei, acht 
Personen wurden festgenommen. 

Auftrieb gibt den Gewerkschaf¬ 
ten der Widerstand in der regieren¬ 


waren ebenfalls betroffen. Laut Medien¬ 
berichten auch rund 600 Flüge. Ferien¬ 
flieger wichen auf Airports in Frankreich 
und den Niederlanden aus und brach¬ 
ten die Passagiere mit Bussen dorthin. 
Auch internationale Fernzüge wie ICE, 
Thalys, Eurostar und TGV verkehrten 
nicht. Der Generalstreik war der Höhe¬ 
punkt einer im November gestarteten 
Protestwelle. Die Gewerkschaften zeig¬ 
ten sich über die Mobilisierung ihrer An¬ 
hänger in allen Landesteilen zufrieden. 


den Demokratischen Partei (PD) ge¬ 
gen den gewerkschaftsfeindlichen 
Kurs des Partei- und Regierungschefs, 
der bereits zu vielen Parteiaustritten 
führte. Er geht nicht mehr nur von der 
linken Minderheit, sondern auch von 
der alten Garde der Ex-Kommunisten 
mit Massimo DAJema, Chef der frü¬ 
heren Linkspartei und Ministerpräsi¬ 
dent von Mitte-Links-Regierungen, 
an der Spitze aus. Die Empörung wird 
verstärkt durch Renzis Paktieren mit 
Ex-Premier Berlusconi, der mit seiner 
Forza Italia die Annahme der Dekrete 
im Parlament sicherte. Dass in dem in 
Rom gerade aufgedeckten Verbrecher¬ 
kartell von Unternehmern, Faschisten 
und Mafia der frühere Bürgermeister 
Alemanno, AN-Faschist und enger Ver¬ 
trauter Berlusconis, eine zentrale Fi¬ 
gur war, gibt den Protesten zusätzlich 
Auftrieb. Als neuer Faktor kommt die 
starke Teilnahme von Studenten hinzu, 
was an die 1968er-Revolte erinnert. Auf 
scharfe Kritik stieß der Aufruf Staats¬ 
präsident Napolitanos zu „gegenseiti¬ 
gem Verständnis“. Damit fordere der 
Staatschef, den arbeiterfeindlichen 
Kurs seines Premiers zu akzeptieren, 
hieß es aus Gewerkschaftskreisen. „La 
Repubblica“ sieht eine „Zerreißprobe“ 
für die Regierung heraufziehen. 

Gerhard Feldbauer 


Der belgische Luftraum wurde für 24 
Stunden gesperrt, da sich Fluglotsen am 
Streik beteiligten. Die Gewerkschaften 
wenden sich unter anderem gegen die 
Anhebung des Rentenalters von 65 auf 
67 Jahre und gegen Manipulationen des 
Preis-/Lohn-Indexes. Der Generalstreik 
wurde von der marxistischen Partei der 
Arbeit Belgiens (PTB) unterstützt. 
Unser Foto zeigt den PTB-Vorsitzenden 
Peter Mertens bei Streikposten im Hafen 
von Antwerpen. 


Mageres Ergebnis 
in Lima 

Es ist immer dasselbe: Ein Weltklimagip¬ 
fel beginnt vielversprechend und endet 
dann doch enttäuschend. So kann auch 
der Gipfel in der peruanischen Haupt¬ 
stadt als gescheitert betrachtet werden - 
auch wenn am Ende ein paar Dinge be¬ 
schlossen wurden. 

Als China und die USA Mitte November 
ihre Klimaschutz-Initiative verkündeten, 
waren Umweltschützer und -politiker 
begeistert. Die Verhandlungsblockade 
sei gelöst, frohlockte man und glaubte, 
der Weg für einen neuen weltweiten Kli¬ 
mavertrag sei frei. Diese Vorstellung ent¬ 
puppte sich als naiv. 

In ihrer letzten Ausgabe berichtete 
die UZ, dass die Streitfragen erst in der 
zweiten Woche des Gipfels diskutiert 
werden sollten. Wie zu erwarten näher¬ 
ten sich die Parteien einander nicht an. 
Auch die Worte des Vorsitzenden des 
Weltklimarates IPCC, Rajendra Pach- 
auri, fruchteten nicht. Er warnte die De¬ 
legierten: Die menschliche Gesellschaft 
werde nicht mehr in der Weise bestehen 
wie heute, wenn das Zwei-Grad-Ziel 
nicht eingehalten werde. 

Erst nachdem der Gipfel in die Ver¬ 
längerung ging, einigten sich die Vertre¬ 
ter aus 195 Ländern auf ein Abschlussdo¬ 
kument, das niemanden zufrieden stellt. 
Hubert Weiger, Präsident des Bundes 
Umwelt und Naturschutz Deutschland, 
meinte gar, man wäre eigentlich keinen 
Schritt vorwärts gekommen. 

Noch vor vier Jahren hatten die In¬ 
dustrieländer bei der Klimakonferenz im 
mexikanischen Cancün versprochen, den 
Entwicklungsländern ab 2020 jährlich 
100 Milliarden Dollar zu geben, damit 
sie sich an die Folgen des Klimawandels 
anpassen können. In Lima wollten die 
Vertreter der Entwicklungsländer dann 
erfahren, ob sie das Geld bekommen 
werden und wie es die reichen Länder 
auftreiben wollen. Die Antwort: Konkre¬ 
te Zusagen seien eine rote Linie. Kein 
Wunder, dass der Eindruck entsteht, die 
reichen Länder wollten sich aus der Ver¬ 
antwortung stehlen. Der Grüne Klima¬ 
fonds, aus dem die Entwicklungsländer 
Gelder beziehen sollen, ist gerade ein¬ 
mal mit 10 Milliarden Dollar gefüllt. Und 
um der Sache noch eins drauf zu setzen 
hat ein UN-Bericht in Lima klargestellt, 
dass selbst 100 Milliarden Dollar pro 
Jahr nicht reichen werden. Ab 2030 wer¬ 
de wohl schon das Dreifache gebraucht. 

Bis März kommenden Jahres sollen 
die einzelnen Länder melden, welche 
Maßnahmen sie gegen den Klimawan¬ 
del planen. Nun wurde lang und breit 
darüber gestritten, in welcher Form die 
Meldung erfolgen soll. Damit die Einga¬ 
ben der Länder vergleichbar sind, müss¬ 
ten sie in einheitlichem Format erfolgen 
und offenlegen, wie die Länder zu ihren 
Emissionszielen gekommen sind. Doch 
das ging manchen schon zu weit. So war 
lange unklar, ob die UN-Klimakonven- 
tion überhaupt ermächtigt wird, die Zie¬ 
le zu vergleichen. Letztendlich hat man 
sich geeinigt: Die Länder müssen nun 
begründen, warum ihre jeweiligen Ziele 
„fair“ und „ambitioniert“ sind. 

Eigentlich sollte das Abschlussdoku¬ 
ment von Lima die Eckpfeiler des neu¬ 
en Weltklimavertrages markieren, der 
nächstes Jahr in Paris geschlossen wer¬ 
den soll. Ob er angesichts dessen, dass 
sich die Industrieländer ihrer histori¬ 
schen Schuld nicht stellen wollen, der 
große Wurf wird, ist zu bezweifeln. Und 
wenn Ölförderländer wie Saudi-Arabi¬ 
en dafür entschädigt werden wollen, dass 
sie durch die internationale Klimapoli¬ 
tik künftig weniger Öl verkaufen werden, 
verstärkt das den Zweifel. 

Ein „Weiter so“ können wir uns nicht 
leisten, was in Deutschland auch von ei¬ 
nigen Sozialdemokraten so gesehen 
wird. Michael Müller (SPD), ehemali¬ 
ger Staatssekretär im Umweltministeri¬ 
um, machte in einem Interview deutlich: 
Die Umweltbewegung müsse politischer 
werden und Zusammenhänge aufzeigen, 
die weit in die Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftsordnung hineinreichen. Der Kli¬ 
mawandel zwinge zur Systemfrage. Ob 
der Schutz der Menschheit und Natur, 
soziale und ökologische Gerechtigkeit, 
das postfossile Zeitalter überhaupt mit 
dem Kapitalismus zu erreichen seien? 
Die Antwort fällt nicht schwer: Nein! 

Bernd Müller 
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MHi7-Bericht mit Lücken 

Zweifel an Objektivität der niederländischen Kommission 


I n der Diskussion um den Abschuss 
des malaysischen Passagierflugzeugs 
MH17 ist seit Anfang des Monats die 
Frage in den Vordergrund getreten, wa¬ 
rum die Ukraine trotz des Abschusses 
mehrerer ihrer Militärflugzeuge durch 
die Aufständischen den Luftraum über 
dem Kampfgebiet nicht gesperrt hat. 
In Deutschland wurde diese Debatte 
durch den Anwalt und Luftrechtexper¬ 
ten Elmar Giemulla in Gang gebracht, 
der für Angehörige von deutschen Op¬ 
fern Klage auf Schadenersatz gegen die 
ukrainische Regierung erhoben hat. 

Der Anwalt begründet die Klage 
vor allem damit, dass die ukrainischen 
Behörden trotz des bekannten Risikos 
den Luftraum für Zivilflugzeuge nicht 
gesperrt haben. Den Grund dafür ver¬ 
mutet Giemulla darin, dass man nicht 
auf die Überfluggebühren verzichten 
wollte, die täglich bis zu zwei Millio¬ 
nen Euro betragen sollen. 

Laut Florian Rötzer (Internetpor¬ 
tal Telepolis) berichtete die „Sunday 
Times“, Informanten von Eurocontrol 
hätten erklärt, dass Experten der euro¬ 
päischen Organisation für die Luftver¬ 
kehrskontrolle ihre ukrainischen Kol¬ 
legen Tage vor dem Abschuss gewarnt 
hätten, nachdem von den Aufständi¬ 
schen bereits an die 20 Kriegsflugzeu¬ 
ge abgeschossen worden waren. Die 
Ukraine habe aber über dem Kriegs¬ 
gebiet den Luftraum dennoch nicht ge¬ 
sperrt, sondern nur die Flughöhe auf 
9 500 Meter angehoben. Eurocontrol 
habe nicht die Möglichkeit gehabt, die 
Entscheidung zu beeinflussen. Andere 
Fluglinien haben aufgrund des Risikos 
das Krisengebiet umflogen. Vorwürfe 
werden daher nicht nur an die Ukraine 
gerichtet, sondern auch an die malaysi¬ 
sche Fluggesellschaft. 

Sowohl auf Telepolis wie auch in 
der Süddeutschen Zeitung (SZ) wird 


auf ein weiteres brisantes Problem 
hingewiesen. Danach ergaben Recher¬ 
chen von SZ sowie WDR und NDR 
und dem niederländischen Investiga- 
tivteam Argos, dass in dem im Septem¬ 
ber veröffentlichten niederländischen 
Zwischenbericht zu den Ursachen des 
Absturzes vor der Veröffentlichung 
ein möglicherweise wichtiger Satz ge¬ 
strichen worden sei: Auf Seite 14 des 
Entwurfs stand: „Die NOTAM mit der 
Luftraumbegrenzung wurde verfasst 
als Reaktion auf den Abschuss einer 
Antonow An-26 am 14. Juli auf einer 
Flughöhe von 6 500 Metern.“ 

Der Begriff NOTAM steht für das 
internationale Fluginformationssys¬ 
tem „Notice of Airmen“. Damit er¬ 
halten Piloten wichtige Hinweise von 
der zuständigen Luftverkehrs-Über¬ 
wachungsbehörde aufgrund aktueller 
Situationen. Laut SZ hatte die ukraini¬ 
sche Luftfahrtbehörde noch am Tag des 
Abschusses der Antonow zwei solcher 
NOTAMs herausgegeben. Sie liefen 
darauf hinaus, dass der Luftraum zwi¬ 
schen knapp 8 000 und 9 753 Metern 
gesperrt war. 

Auf eine Anfrage des niederländi¬ 
schen Christdemokraten Pieter Omt- 
zigt bei der Regierung in Den Haag, 
warum der Satz gestrichen worden und 
wer dafür verantwortlich sei, erhielt er 
die Antwort: Der Satz sei entfernt wor¬ 
den, um unterschiedliche Versionen des 
Zwischenberichts zu vermeiden. An 
der Abfassung des Zwischenberichts 
waren Experten mehrerer Länder, da¬ 
runter auch der Ukraine, beteiligt. 

Soweit die Informationen der SZ. 
Wir fügen hinzu: An der Aussage der 
niederländischen Regierung sind Zwei¬ 
fel angebracht. Es drängt sich der Ein¬ 
druck auf, dass die Tatsache verschlei¬ 
ert werden soll, dass die Ukraine nur 
den Raum von 8 000 bis 9 753 Metern 


gesperrt hat, und dies auch erst nach 
dem Abschuss der Antonow in 6 500 
Metern, obwohl die übliche Flughöhe 
der zivilen Fernlinien über der Ostuk¬ 
raine bei 10 000 Metern und darüber 
liegt und MH17 ja auch in einer Höhe 
von 10 050 Metern unterwegs war. 

Damit gerät nicht nur die ukrai¬ 
nische Führung unter zusätzlichen 
Druck, sondern auch die niederländi¬ 
sche Regierung. Zweifel an der Objek¬ 
tivität der Untersuchungskommission 
und des anstehenden Abschlussbe¬ 
richts sind unvermeidlich. 

Hinzu kommt die Tatsache, dass vie¬ 
le Fragen, die von der ukrainischen Sei¬ 
te sowie von den USA und der NATO 
beantwortet werden müssten, weiter¬ 
hin offen sind. Die russische Seite, der 
bis heute von offiziellen Vertretern 
der USA die Schuld am Abschuss von 
MH17 zugeschoben wird, hat mehrmals 
ihre Hilfe bei den Ermittlungen ange- 
boten - zuletzt am 27. November durch 
Vizeverteidigungsminister Antonow. 
Er betonte, dass allen russischen Be¬ 
hörden die Anweisung erteilt worden 


sei, bei der Ermittlung der wirklichen 
Ursachen dieser Tragödie Unterstüt¬ 
zung zu leisten. 

Kurz zuvor hatte Russland erneut 
gefordert, dass die USA ihre Satelli- 
tendaten im Moment der Katastrophe 
bei Donezk zur Verfügung stellen, da 
die Satelliten festgehalten haben müs¬ 
sen, was geschehen war. Das betreffe 
auch Angaben über die Gespräche der 
Fluglotsen, die die ukrainische Seite 
zur Verfügung stellen sollte. 

Weder Kiew noch die USA oder 
die NATO haben bisher mit objektiven 
Angaben zur Aufklärung beigetragen. 
Vorwürfe an die Aufständischen und an 
Russland haben sich sämtlich als un¬ 
begründet erwiesen. Das Desinteresse 
an einer Aufklärung fügt sich ein in die 
Haltung der Kiewer Putschisten zu den 
tödlichen Schüssen auf dem Maidan 
und zum Massaker im Gewerkschafts¬ 
haus von Odessa. Auch dazu wurde 
eine Klärung der Umstände angekün¬ 
digt, allerdings wurde bisher mehr ver¬ 
schleiert als aufgeklärt. 

Willi Gerns 



Überführung der Toten des MHi7-Absturzes in den Niederlanden. 


Militär tötet Minister 

Zian Abu Ein starb nach Misshandlung 


Der 10. Dezember war der Internatio¬ 
nale Tag der Menschenrechte. Just an 
diesem Tag wurde der palästinensische 
Minister Zian Abu Ein durch die bruta¬ 
le Gewalt israelischer Sicherheitskräf¬ 
ten bei einer friedlichen Demonstrati¬ 
on im Westjordanland getötet. Das hat 
die seit Wochen sich steigernde Hoch¬ 
spannung im israelisch-palästinensi¬ 
schen Konflikt weiter verstärkt. 

Der palästinensische Minister, zu¬ 
ständig für die Überwachung der Sied¬ 
leraktivitäten und die von Israel rechts¬ 
widrig auf palästinensischem Gebiet 
errichtete Trennmauer, hatte an die¬ 
sem Tag an einer Demonstration von 
rund 300 Palästinensern nahe de Dor¬ 
fes Turmus Aja nördlich von Ramallah 
teilgenommen. Die Beteiligten woll¬ 
ten mit einem Marsch in Richtung der 
nahe gelegenen (illegal errichteten) is¬ 
raelischen Siedlung Adei Ad gegen die 
verfügte Landbeschlagnahme und das 
Abbrennen von Olivenbäumen durch 
die Siedler protestieren. Zum Zeichen 
des friedlichen Charakters führten die 
Demonstranten junge Olivenbäume 
mit, die sie einpflanzen wollten. 

In der Nähe des Checkpoints zu 
der Siedlung gingen israelische Sicher¬ 
heitskräfte unter Einsatz von Tränen¬ 
gas gewalttätig gegen die Demonstran¬ 
ten vor. Im Gedränge attackierte ein 
Offizier den Minister mit Faustschlä¬ 
gen. Außerdem zeigt ein von der Nach¬ 
richtenagentur Reuters veröffentlich¬ 
tes Foto, wie der Soldat den Minister 
am Hals würgt. Augenzeugen berichte¬ 
ten, die Sicherheitskräfte hätten auch 
mit ihren Helmen und Gewehrkolben 
auf die Demonstranten eingeschlagen. 
Wenig später sackte Zian Abu Ein be¬ 
wusstlos zusammen. Von Sanitätern in 
einen Rettungswagen gehoben, starb 
er auf dem Weg ins Krankenhaus von 
Ramallah. Laut Autopsiebericht war 
ein Herzinfarkt die Todesursache, der 
durch die vorhergehenden Schläge auf 
Brust, Hals und Kopf ausgelöst wor¬ 
den ist. 


Von palästinensischer Seite wurde 
die Netanjahu-Regierung voll für den 
Tod des erst 55 Jahre alten Ministers 
verantwortlich gemacht. Israelische 
Offizielle versuchten dagegen, sich mit 
der Ausrede, dass der Minister schon 
vorher herzkrank war und die Herzat¬ 
tacke nichts mit dem Vorgehen der Si¬ 
cherheitskräfte zu tun gehabt habe, von 
jeder Verantwortung freizusprechen. 

Der Tod des Ministers hat weltweit 
Proteste bis hinein in die UNO ausge¬ 
löst. Er wurde als ein weiteres Zeichen 
dafür gewertet, dass der Status quo und 
das völkerrechtswidrige Besatzungsre¬ 
gime Israels in den Palästinenser-Ge¬ 
bieten nicht länger beibehalten werden 
können und dringend neue Initiativen 
für eine gerechte Friedenslösung auf 
der Grundlage einer Zwei-Staaten-Re- 
gelung mit einem völkerrechtlich aner¬ 
kannten Staat Palästina in den Grenzen 
von 1967 und mit Jerusalem als Haupt¬ 
stadt erforderlich sind. 


Kurz vor einer vorgesehenen Debatte 
im EU-Parlament über die Anerken¬ 
nung des Staates Palästina am 17. De¬ 
zember haben drei renommierte israe¬ 
lische Schriftsteller ihre Unterstützung 
für den Brief von 800 israelischen Per¬ 
sönlichkeiten zum gleichen Thema an 
die europäischen Parlamentarier zum 
Ausdruck gebracht. 

Es handelt sich um den Romanau¬ 
tor und Literaturwissenschaftler Arnos 
Oz, Mitbegründer der Friedensbewe¬ 
gung „Peace Now“ und den Jugend¬ 
buchautor David Grossmann, beide 
neben vielen anderen Auszeichnun¬ 
gen auch Träger des Friedenspreises 
des deutschen Buchhandels, sowie den 
Literaturwissenschaftler und Roman¬ 
schriftsteller Abraham B. Jehoshua. Zu 
den 800 Unterzeichnern des Schrei¬ 


Abu Ein war ein hochrangiges Mit¬ 
glied der Führung der palästinensi¬ 
schen Befreiungsorganisation Fatah. 
Er war mehrfach in israelischen Ge¬ 
fängnissen eingekerkert. Bereits 1979 
war er wegen eines Attentats in Libe¬ 
rias von israelischer Seite als Haupt¬ 
täter beschuldigt und 1981 von den 
USA, wohin er geflüchtet war, an Is¬ 
rael ausgeliefert worden. Danach wur¬ 
de er von einem israelischen Gericht 
zu lebenslanger Haft verurteilt. Vier 
Jahre später konnte er jedoch im Rah¬ 
men eines Gefangenenaustauschs wie¬ 
der ins Westjordanland zurückkehren. 
Während der zweiten Intifada im Jahr 
2000 war er erneut von den Israelis in 
„administrative Haft“ (Haft ohne Ge¬ 
richtsverfahren) genommen worden. 
Nachdem er wieder freikam, übte er 
neun Jahre lang das Amt des Ministers 
für Gefangenenangelegenheiten in der 
Palästinensischen Autonomiebehörde 
aus, bevor er das Ressort des Ministers 


bens gehören u.a. der Wirtschaftsno¬ 
belpreisträger Daniel Kahneman, 
der frühere Knesset-Sprecher Av- 
raham Burg (Arbeiterpartei), fünf 
frühere Minister und mehrere ehe¬ 
malige Knesset-Abgeordnete, dar¬ 
unter Tamar Gozansky, zehn Träger 
des Israel-Preises (höchste Auszeich¬ 
nung des Staates Israel) und fünf 
ehemalige Diplomaten. Empfänger 
des Briefes waren die Abgeordneten 
des britischen, irischen, spanischen, 
französischen, belgischen und däni¬ 
schen Parlaments, die in jüngster Zeit 
entsprechende Resolutionen für die 
staatliche Anerkennung Palästinas 
debattiert und beschlossen haben. 
In dem Brief heißt es: „Ihre Initia¬ 
tive, einen palästinensischen Staat 
anzuerkennen, wird die Aussichten 


für die Trennmauer und die israelischen 
Siedlungen übernahm. 

Am 11. Dezember nahmen Tausen¬ 
de an der feierlichen Beerdigung Abu 
Eins in Ramallah teil. Palästinenser- 
Präsident Abbas hatte eine dreitägige 
Trauerzeit angeordnet. „Unser Bruder 
Ziad wurde ermordet, während er den 
Internationalen Tag der Menschen¬ 
rechte mit dem Pflanzen von Oliven¬ 
bäumen beging, um die Hoffnung auf 
Frieden und Gerechtigkeit zu symbo¬ 
lisieren“, sagte der palästinensische 
Chefunterhändler Erekat. Dies sei 
„ein klares Beispiel dafür, wie die von 
der internationalen Gemeinschaft ge¬ 
währte Straflosigkeit für Israel es er¬ 
möglicht, weiterhin Verbrechen gegen 
das palästinensische Volk zu begehen“. 
Er rief die Staatengemeinschaft auf, die 
Palästinenser zu beschützen vor einer 
„israelischen Regierung voller Siedler 
und Extremisten“. 


auf Frieden voranbringen und Israe¬ 
lis und Palästinenser ermutigen, zu 
einer Lösung des Konflikts zu gelan¬ 
gen.“ Das Schreiben spricht sich für 
die Errichtung eines Staates Palästi¬ 
na auf Grundlage der Grenzen von 
1967 mit „israelischer Anerkennung 
Palästinas und palästinensischer An¬ 
erkennung Israels“ aus. In dem Do¬ 
kument wird „die politische Sackgas¬ 
se und die anhaltende Besetzung und 
Besiedlung“ palästinensischer Terri¬ 
torien kritisiert „die jede Möglichkeit 
einer Verständigung torpediere. 

Inzwischen hat am 12. 12. auch das 
portugiesische Parlament mit Mehr¬ 
heit eine Entschließung mit „empfeh¬ 
lendem Charakter“ beschlossen, in der 
die Regierung zur Anerkennung des 
Staates Palästina aufgefordert wird. 


Dirk Grobe 


Israelis fordern Anerkennung Palästinas 


0,1 Prozent zu viel 

Finanztransaktionssteuer 
vor dem Aus? 

Die Finanzminister der elf Euro-Staa- 
ten, die die Absicht verkündet hatten, 
ab 2016 eine Finanztransaktionssteuer 
(FTS) zu erheben, haben sich bei ihrer 
jüngsten Zusammenkunft am 9. De¬ 
zember in Brüssel erneut nicht auf 
konkrete Schritte einigen können und 
das Vorhaben weiter hinausgeschoben. 
Im Mai war angekündigt worden, dass 
spätestens im Dezember dieses Jahres 
die nötigen Beschlüsse gefasst werden, 
damit die Steuer am 1.1.2016 Wirklich¬ 
keit werden kann. Es sieht alles danach 
aus, dass damit ein Verschiebebahnhof 
bis zum Sankt-Nimmerleinstag instal¬ 
liert wird. 

Ursprünglich hatten sich EU-Krei- 
se schon 2008 im Zuge der damali¬ 
gen Finanzkrise dafür ausgesprochen, 
eine Steuer auf alle Finanzmarktge¬ 
schäfte von Banken, Versicherungen 
und Hedgefonds zu erheben, wie sie 
das globalisierungskritische Netz¬ 
werk Attac bereits seit Jahren befür¬ 
wortet hatte (die sogenannte „Tobin- 
Steuer“). Damit sollte die gewaltige 
Spekulationswelle mit Finanzpapie¬ 
ren zwar nicht unterbunden, aber 
doch eingedämmt werden. Im Jahr 
2011 hatte sich sogar die Brüsseler 
EU-Kommission für die Idee ausge¬ 
sprochen. 

Doch unter dem massiven Druck 
der Finanzlobby und diversen EU- 
Regierungen wurde das Vorhaben im¬ 
mer mehr verwässert. Schließlich wa¬ 
ren von den 28 EU-Staaten elf mit dem 
Euro als gemeinsamer Währung übrig 
geblieben, die per Vertrag untereinan¬ 
der gemeinsam eine solche Steuer ein¬ 
führen wollten (Belgien, Deutschland, 
Estland, Frankreich, Griechenland, Ita¬ 
lien, Österreich, Portugal, die Slowakei, 
Slowenien und Spanien). 

Vorgesehen war eine Steuer von 
0,1 Prozent auf Aktienverkäufe und 
von 0,01 Prozent auf den Handel mit 
Derivaten. Derivate sind „abgeleitete“ 
Finanzpapiere, deren Preis von ande¬ 
ren Wertpapieren abhängig variieren 
kann, wie beispielsweise die „Kredit¬ 
ausfallversicherungen“ (Swaps), die 
von Finanzkonzernen abgeschlossen 
werden, um sich gegen den Ausfall 
von Krediten zu versichern, die sie an 
mehr oder weniger unsichere Schuld¬ 
ner verliehen haben. Insbesondere der 
Handel mit solchen Papieren war zum 
Hauptbestandteil der riesigen Speku¬ 
lationswelle geworden, die 2008 teil¬ 
weise platzten. 

Obwohl das Vorhaben schon in den 
letzten Monaten stark durchlöchert 
worden war, weil man sich darauf ver¬ 
ständigt hatte, zahlreiche Sorten von 
Derivaten von der Besteuerung auszu¬ 
nehmen, kam es nun wieder nicht zu ei¬ 
ner Einigung. Gestritten wurde sowohl 
über die Frage, welche Papiere genau 
unter die Steuer fallen sollen, wie auch 
darum, wo genau sie erhoben werden 
soll, am Sitz des Finanzunternehmens, 
das die Wertpapiere verkauft (Ansäs¬ 
sigkeitsprinzip), oder an dem Ort, wo 
der Verkauf tatsächlich getätigt wird 
(Ausgabeprinzip). Davon abhängig ist, 
welcher Staat die entsprechende Steu¬ 
er kassieren kann. 

Es ist unübersehbar, dass der Streit 
über die diversen Detailfragen wie eine 
Blockade des gesamten Vorhabens 
wirkt, die nicht zuletzt auf die massi¬ 
ve Einflussnahme der Bankenlobby 
zurückzuführen ist. Diverse Großban¬ 
ken und Hedgefonds hatten unver¬ 
blümt damit gedroht, bei Einführung 
der FTS mit ihren Geschäften in ande¬ 
re Staaten umzuziehen, in denen diese 
Steuer nicht erhoben wird. Die beteilig¬ 
ten Finanzminister haben sich bei ihrer 
jüngsten Zusammenkunft in Brüssel 
zwar darauf verständigt, die Verhand¬ 
lungen Anfang nächsten Jahres wieder 
aufzunehmen, aber keinen konkreten 
Termin dafür festgelegt. Dafür wird 
aber bereits verkündet, dass der Termin 
vom 1.1.2016 für die definitive Einfüh¬ 
rung nicht mehr zu halten sei. Die Fi¬ 
nanzkonzerne dürften jedenfalls dar¬ 
auf spekulieren, dass das Vorhaben von 
Verschiebung zu Verschiebung letztlich 
ganz im Sand versinkt. 

Georg Polikeit 
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Kolumne / Interview 


unsere zeit m 


Kolumne von Wem Richter, stellvertretende Vorsitzende der DKP 


ln die Gänge kommen 


2014 - Kriegshetzer und Reaktionäre 
haben das Wort. Anfang des Jahres gibt 
Bundespräsident Gauck auf der Mün¬ 
chener Sicherheitskonferenz mit seiner 
Kriegsrede den Startschuss. Es folgen 
Tabu-Brüche deutscher Außenpolitik: 
Erst schickt die Regierung Waffen in 
das Kriegsgebiet Irak, dann Ausbilder 
der Bundeswehr. Nun sollen Soldaten 
für den Kriegseinsatz folgen. Imperia¬ 
listische Interessen verschwinden hin¬ 
ter den Lügen, etwas für die Menschen 
dort und gegen den Terror des selbst¬ 
gezüchteten „IS“ zu tun. 



Kriegsministerin von der Leyen 
wirbt für die Wohlfühlarmee und lädt 
in den Showroom der Bundeswehr auf 
dem Kurfürstendamm. In Afghanistan 
verkündet sie kurz vor Weihnachten: 
Die deutschen Soldaten bleiben! 

Außenminister Steinmeier umarmt 
die Faschisten in Kiew. Zum Krieg ge¬ 
gen die Bevölkerung in der Ostukraine, 
zu Mord, Totschlag und Hatz auf Anti¬ 
faschisten, zum brennenden Gewerk¬ 
schaftshaus in Odessa verliert er kein 
Wort. Deutschland soll Speerspitze der 
NATO beim weiteren Vorrücken auf 
Russland sein. 

Gegen „den Islam“ geht es auch im 
Innern. Beharrlich wurde der Volks¬ 
zorn geschürt. Die Saat geht auf. Neo¬ 
faschisten machen in Köln randalie¬ 
rend den Anfang - vorgeblich gegen 
Salafisten. Es folgen in Mantel und Hut 
6 000, die als Patriotische Europäer ge¬ 
gen die Islamisierung des Abendlan¬ 
des (Pegida) durch Dresden ziehen. 
Zwei Wochen später sind es 15 000. 
Es gründen sich örtliche Ableger. Na¬ 
zis sind von Anfang an dabei, Funkti¬ 
onäre der AfD reihen sich ein. Sie se¬ 
hen keine „Rechtsradikalen“, sondern 
Menschen mit Ängsten und Sorgen um 
die Entwicklung des Landes, die man 
ernst nehmen müsse. Gleichzeitig mo¬ 
bilisieren Faschisten vor Flüchtlings¬ 
heime. Was hier zusammenwächst, ist 
brandgefährlich. In Hannover geht ein 


Protestcamp von „Refugees“ in Flam¬ 
men auf, im mittelfränkischen Vorra 
eine noch nicht bezogene Flüchtlings¬ 
unterkunft. Rechtes Gedankengut be¬ 
kommt eine Massenbasis. Was wird 
passieren, wenn sich die ökonomische 
Krise zuspitzt? 

Dafür dass sich Links möglichst we¬ 
nig tut, wird von Staatswegen gesorgt. 
Der mediale Terror zum Jahrestag 
der Gründung der DDR, die für Frie¬ 
den und Antifaschismus stand, spricht 
Bände. Der Sozialismus ist das letzte, 
was als Alternative gedacht werden 
soll. „Die Linke“ in Thüringen stimmt 
mit ein. Die Aufgabe der friedenspo¬ 
litischen Grundsätze dieser Partei als 
Preis für das Mitregieren im Bund 
scheint nur noch eine Frage der Zeit. 

Was macht die DKP in solcher 
Zeit? Sie zählt ihre Mitglieder, leckt 
Wunden: Zu wenige, überaltert, keine 
Verankerung in den Betrieben ... Sie 
ist sich aber auch ihrer Verantwortung 
als kommunistische Partei bewusst, be¬ 
ginnt die Diskussion, wie der Negativ¬ 
trend zu stoppen, die Partei zu stärken 
ist. Im Sommer zeigt sie gemeinsam 
mit der SDAJ was sie drauf hat. Das 
18. UZ-Pressefest ist ein Treffpunkt für 
Linke im Land, für Gewerkschafter, 
Friedensfreunde, Antimilitaristen und 
Antifaschisten, für Kulturschaffende 
und auch für die Jugend. Es wird dis¬ 
kutiert und gestritten, es werden Ver¬ 
abredungen für kommende Kämpfe 
getroffen. 

Jetzt bereitet die DKP ihren 21. 
Parteitag vor. Im Entwurf des Leitan¬ 
trages geht es nicht zuletzt um die Stär¬ 
kung der Friedens- und antifaschisti¬ 
schen Bewegung und die Aufgabe der 
Kommunisten dabei. Es geht auch um 
die Stärkung der DKP, die in die Gänge 
kommen muss, mit Aktionen und ihrer 
Zeitung UZ wieder mehr nach drau¬ 
ßen gehen, in Stadtteilen und Betrie¬ 
ben wirken, ihre Positionen einbringen 
muss und so auch Widerstand und Be¬ 
wegung stärken kann. 

Das gilt angesichts der gefährli¬ 
chen Rechtsentwicklung besonders 
im 70. Jahr nach der Befreiung von Fa¬ 
schismus und Krieg. Wir rufen auf und 
mobilisieren zum Luxemburg-Lieb¬ 
knecht-Wochenende am 10./11. Januar 
in Berlin. Wir rufen auf und mobilisie¬ 
ren zu den Protesten gegen die NATO- 
Sicherheitskonferenz in München, zu 
den Ostermärschen im ganzen Land, 
zu den Protesten gegen den G7-Gip- 
fel. Wir treten Neofaschisten entgegen 
und entlarven deren soziale Demago¬ 
gie. Wir stehen an der Seite der Flücht¬ 
linge. Sie sind hier, weil auch deutscher 
Imperialismus ihre Länder zerstört. 


Rausgeworfenes Geld 


Bürgerbeteiligung. Das hört sich gut 
an. Auch in Mörfelden-Walldorf gibt 
es jetzt einen solchen Bürgerhaushalt. 
Beim genauen Hinsehen stellt sich 
aber die Frage, ist dieser Bürgerhaus¬ 
halt eine Form von direkter Demo¬ 
kratie? Ist das Bürgerbeteiligung oder 
handelt es sich hierbei um eine Ali¬ 
bi-Aktion? Zweifel sind angebracht. 
Sollte nicht jeder Haushalt, der jähr¬ 
lich verabschiedet wird, ein Bürger¬ 
haushalt sein? Jetzt, wo die Kommu¬ 
nen und Städte vor dem finanziellen 
Kollaps stehen, wird der Bürger ent¬ 
deckt. Jetzt, wo immer mehr Pflicht¬ 
aufgaben von Bund und Land auf die 
Kommunen abgewälzt werden, ohne 
eine finanzielle Ausstattung, da wird 
ein Bürgerhaushalt eingeführt. Jetzt, 
wo die Städte und Gemeinden un¬ 
ter den sogenannten „Schutzschirm“ 
getrieben werden, sollen die Bürger 
an der Not der Kommunen beteiligt 
werden. Schauen wir auf die Situati¬ 
on in unserer Stadt. SPD und Grüne, 
aber auch die CDU haben sich in der 
Vergangenheit nicht als die Aktivis¬ 
ten für Bürgerbeteiligung ausgezeich¬ 
net. Als im Parlament ein Antrag der 
DKP/LL-Fraktion zu einer Bürger¬ 
versammlung gestellt wurde, um über 
die Finanzsituation der Stadt und die 


Steuererhöhungen zu sprechen, wurde 
dieser Antrag ohne Diskussion abge¬ 
lehnt. 

Als die Bürger jetzt Widersprüche ge¬ 
gen die Verdoppelung der Grundsteu¬ 
er B einlegten, wurde ihnen zunächst 
die Möglichkeit zugesichert, in einem 
Gespräch ihre Einwände zu erörtern. 
Als dann über 800 Menschen von die¬ 
sem Widerspruch Gebrauch machten, 
war das für die Stadt offensichtlich zu 
viel an Demokratie. Der Bürgermeis¬ 
ter und der 1. Stadtrat wollten dann 
nichts mehr von Bürgerbeteiligung 
wissen und empfahlen: „Die Bürger 
sollen doch klagen“. Jetzt, wo es un¬ 
serer Stadt finanziell schlecht geht, 
wird nach dem Bürger gerufen und 
es geht wohl letztlich darum, dass der 
Bürger vorschlagen soll, welche Leis¬ 
tungen gestrichen oder welche Steu¬ 
ern erhöht werden sollen. Unpopuläre 
Entscheidungen sollen nun die Bürger 
selbst treffen. Die gewählten Stadtver¬ 
ordneten drücken sich vor einer Ent¬ 
scheidung. Demokratie und Bürger¬ 
beteiligung stelle ich mir anders vor. 
Was wir benötigen, ist kein „Bürger¬ 
haushalt“ mit „Online-Voting“ son¬ 
dern mehr Geld von Bund und Land 
für die Kommunen! 

Dietmar Treber 



selbstverständlich sind wir du Redltstaät- 
denn diese leider notwendigen Details derVerbrechen- 
bekäwpfung sind von demokratisch gewählten 
Staatsorganen angeordnet. 

Aber man sollte das nickt an die große Glockekängen- 



Karikatur: Bernd Bücking 


„Wir verteidigen Brot, 

Frieden, Arbeit, Wohnung und Würde 0 

Interview mit Juan de Dios Villanueva, Kommunistische Partei Spaniens 


UZ: Von hier aus betrachtet scheint der 
spanische Staat diverse Krisen zu haben: 
wirtschaftlich am Boden, die Arbeitslo¬ 
sigkeit steigt, der Regionalismus kann 
zu Unabhängigkeiten führen, die Mon¬ 
archie wackelte über Monate ... gibt es 
noch mehr? 

Juan de Dios Villanueva: Alle Krisen, 
die du aufführst - und manche müsste 
man genauer spezifizieren - können in 
eine Regimekrise eingeordnet werden. 
Die Transition in Spanien (der Über¬ 
gang von der Franco-Diktatur zur kon¬ 
stitutionellen Monarchie, A.d.Ü.) war 
auf drei große Auslassungen begrün¬ 
det: Schweigen über die Monarchie, 
Schweigen über das Territorialmodell 
des Staates und Schweigen über die 
kollektive Erinnerung an die Opfer der 
faschistischen Repression. 

Zu Beginn der 90er Jahre begann 
dieses Schweigen aufzubrechen. Heu¬ 
te erhält sich die Monarchie noch über 
eine Art Geiselnahme der Volkssouve¬ 
ränität, der in Gang gekommene Sou¬ 
veränitätsprozess in Katalonien zeigt 
neben der Notwendigkeit der Aner¬ 
kennung des Rechts auf Selbstbestim¬ 
mung aller Völker die einer föderalen 
Lösung. Und schließlich: Die Entwick¬ 
lung einer großen, pluralen Volksbewe¬ 
gung zur Wiedergewinnung der histo¬ 
rischen Erinnerung hat erreicht, dass 
nicht mehr zu verbergen ist, dass Spani¬ 
en nach Kambodscha weltweit an zwei¬ 
ter Stelle bei der Zahl der „Verschwun¬ 
denen“ steht. 

UZ: In eurer Parteizeitung „Mundo 
Obrero“ („Arbeiterwelt“) lesen wir, dass 
zuletzt immerhin die Zahl der Millionä¬ 
re in Spanien angestiegen ist, um 24 Pro¬ 
zent. Ist das allein Ergebnis der Politik 
des Konservativen Rajoy oder hat das 
auch mit der Vorgängerregierung des 
Sozialdemokraten Rodriguez Zapate- 
ro zu tun? 

Juan de Dios Villanueva: Es hat mit 

dem Gesellschaftsmodell der letzten 
30 Jahre zu tun, dessen Grundlagen 
die Volkspartei und die PS OE teilen, 
unabhängig davon, wer jeweils die Füh¬ 
rer dieser Parteien waren. Das Beispiel 
der realen Kaufkraft der Löhne ist da¬ 
für modellhaft: sie geht seit 1995 (mit 
Krise oder ohne Krise, mit PP oder mit 
PSOE) bergab, bis zur jetzigen Lage, 
wo im spanischen Bruttoinlandspro¬ 
dukt die Lohnsumme niedriger ist als 
die Unternehmensgewinne. Das ist das 
erste Mal seit 1980 und stellt den größ¬ 
ten Raub in unserem Land dar - es ist 
der Überfall auf die Löhne der Arbei¬ 
terklasse, die Umleitung der Arbeitser¬ 
träge hin zum Kapital. 

UZ: Welche Art von Krise durchlebt 
Spanien aus Sicht der PCE? Eine Schul¬ 
den- oder Finanzkrise, also eine der 
Banken, oder ist sie systemisch? 



Juan de Dios Villanueva ist Verant¬ 
wortlicher für internationale Bezie¬ 
hungen der Kommunistischen Partei 
Spaniens (PCE) 

Juan de Dios Villanueva: Sie ist syste¬ 
misch. Es ist keine Finanzkrise. Der Ka¬ 
pitalismus der bis heute so genannten 
„Ersten Welt“ hat nicht mehr den Zu¬ 
griff auf alle bisherigen Ausbeutungs¬ 
zonen in der „Dritten Welt“, um deren 
Reichtümer zu plündern, und erhöhte 
den Ausbeutungsgrad gegenüber den 
eigenen Völkern und Arbeitern. Mit 
dem Fall der sozialistischen Länder 
und der UdSSR 1991 glauben sie freie 
Bahn zu haben. 

UZ: Wie aus dem Nichts kam in Spani¬ 
en eine oppositionelle Gruppe namens 
„Podemos“ auf Wie charakterisierst du 
sie und worauf basiert ihr Wahlerfolg? 

Juan de Dios Villanueva: Es ist eine 
Bewegung, die es angesichts von allem, 
was geschieht, geschafft hat einen Teil 
der „Entrüstung“ der Bevölkerung an 
sich zu ziehen. Sie hat sich damals als 
Alternative zum Regime präsentiert - 
was sich noch zeigen wird - und ganz 
offensichtlich hängt von ihr selbst ab, 
ob sie eine Möglichkeit zum Aufbau ei¬ 
ner Volkseinheitsalternative sein könn¬ 
te oder ob sie in einem Fiasko endet. Es 
hängt von ihrer Festigkeit im Auftreten 
und im Programm ab, vom Anspruch es 
allen recht zu machen, von ihrem Wil¬ 
len zur Einheit, und auch ihrem Eifer, 
andere Organisationen einfach aufzu¬ 
saugen. Davon, ob sie an den Wert ge¬ 
meinsamer Projekte glauben oder an 
ein personenbezogenes „Anführer- 
tum“. 

Letztlich zeichnet uns eine 95-jähri- 
ge Geschichte der PCE aus, zu der ein 
schon dreißig Jahre bestehendes Ein¬ 
heitsprojekt namens „Izquierda Uni- 
da“ gehört, das nie aufgehört hat Brot, 
Frieden, Arbeit, Wohnung, Würde zu 
verteidigen - und das auch, als unsere 
Auffassungen auf Unverständnis tra¬ 
fen. Wir werden ausgehend vom Aufruf 
zur Einheit weiterhin auf eine Alterna¬ 
tive der Linken setzen - aber mit dem 
Wissen, dass wir sind wer wir sind, dass 


wir stolz darauf sind, woher wir kom¬ 
men, und dass wir wissen, wohin wir ge¬ 
hen wollen. Und das bedeutet unter an¬ 
derem, dass wir Prinzipien nicht gegen 
Wahlstimmen tauschen werden. 

UZ: Wie ist die Haltung der PCE zu Ka¬ 
talonien? 

Juan de Dios Villanueva: Wie bereits 
gesagt, verteidigt die PCE ein födera¬ 
les Staatsmodell. Ein vereintes Spani¬ 
en muss auf der freien Assoziation der 
Völker, die es bilden, aufbauen und das 
heißt deshalb, dass man das Recht auf 
Selbstbestimmung zu respektieren hat, 
das Recht auf Entscheidung. Und die 
Ausübung dieses Rechts auf Selbstbe¬ 
stimmung bedeutet, dass wir als PCE 
dafür eintreten, dass Katalonien ein 
Teil Spaniens bleibt, föderiert mit den 
anderen Territorien und Völkern, die 
zusammen ein plurinationales Land 
bilden. 

UZ: Die PCE ist eine der sehr aktiven 
KPen innerhalb der „Partei der Euro¬ 
päischen Finken“ Du weißt, dass die 
DKP darin Beobachterin ist und ihre 
Rolle diesbezüglich überdenkt. Kannst 
du uns sagen, was die Gründe der PCE 
für ihre positive Haltung zur ELP sind 
und auch, was aus ihrer Sicht verbesse¬ 
rungswürdig ist? 

Juan de Dios Villanueva: Die PCE hat 

seit Ende der 80er Jahre für den Aufbau 
einer politischen Kraft europäischen 
Charakters gewirkt, die die gesam¬ 
te transformatorische Linke vereinen 
sollte und die nicht mit dem entstan¬ 
denen Modell der Europa-Konstrukti¬ 
on einverstanden ist, die sich mit dem 
Maastricht-Vertrag noch verschlechtert 
hat. Nach einer Etappe mit verschiede¬ 
nen Arbeitserfahrungen, hauptsächlich 
im EU-Parlament über die Fraktion 
der Linken (GUE-NGL), nach vielen 
Gesprächen, Treffen und auch negati¬ 
ven Erfahrungen, kam man 2004 zur 
Gründung der ELP ... da sind wir nun, 
mit Genoss/inn/en wie der stellvertre¬ 
tenden ELP-Vorsitzenden Maite Mola 
auch in die tägliche Führung der ELP 
involviert. 

Verbesserbares in der Partei der 
Europäischen Linken? Nun, da ist vie¬ 
les; angefangen damit, dass sie im ideo¬ 
logischen Sinne mehr als eine plurale 
Bewegung denn als Partei wahrgenom¬ 
men werden sollte. Oder dass sie ihr 
antikapitalistisches oder antiimperia¬ 
listisches Profil vertiefen sollte. Aber 
auf jeden Fall ist sie ein zusätzliches 
Werkzeug unserer internationalen Ar¬ 
beit. Als PCE nehmen wir an allen brei¬ 
ten Foren teil, über die die Linke und 
die fortschrittlichen, antineoliberalen 
Kräfte verfügen, um auf regionaler und 
weltweiter Ebene zu kämpfen. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 
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DKP-Aktionen 2014 



Die DKP beteiligte sich an der Demo zum 95. Jahrestag der Ermordung von Liebknecht und Luxem¬ 
burg, auf der Luxemburg-Konferenz der Jungen Welt am Tag zuvor präsentierte sie sich erstmals mit 
dem „Cafe K“. 
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Die geplanten Freihandelsabkommen dienen den Monopolen, die DKP beteiligt sich am Widerstand. 
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Auf fünf mal zehn Metern machte die DKP Hessen ihre Sicht auf die EU deutlich. Den EU-Wahlkampf nutzte die Partei 
bundesweit, um kommunistische Positionen nach außen zu tragen. 



„Gegen die imperialistischen Kriege!“ 100 Jahre nach Beginn des 1. Weltkrieges 
trafen sich die kommunistischen Parteien aus Deutschland, Belgien, Luxemburg 
und den Niederlanden zu einer Konferenz und demonstrierten in Aachen. 



MEHR EU hei 
MEHR KRIEG 


zum Europa der 

qu und Konzerne! 

. 

Europa der Solidarität 
* Widerstarf£?\"'^- 


Bei den Ostermärschen stand für die DKP der Widerstand gegen die Kriegspoli¬ 
tik der EU im Mittelpunkt. 



Konstantin Wecker und Esther Bejarano beim UZ-Pressefest - nur zwei von 
zahlreichen Künstlerinnen und Künstlern dort. 


Das UZ-Pressefest war ein Kraftakt für die Partei - und ein politischer Erfolg. 
Einige zehntausend Besucher feierten und diskutierten mit den Kommunisten. 
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Nach drüben gegangen 

Als Mädchen umgefallen, als Kommunistin nicht - aus der FDJ in die illegale KPD 


Ingrid Wils (81) ging 1957 aus der DDR in den Westen - obwohl es ihr im sozialistischen Deutschland 
ganz gut gefiel. In UZ erzählt sie von ihrem Nazi-Vater, der Heirat mit einem West-Kommunisten und der 
Übersiedelung im Parteiauftrag. In Hagen arbeitete sie in der illegalen KPD. Teil I 


UZ: Du kommst aus gutbürgerlichen Verhältnis¬ 
sen.... 

Ingrid Wils: Mein Großvater war Rittmeister und 
deutschnational. Hinter Leipzig gab es so kleine 
Kohlenschächte, und meine Oma kam aus so einer 
Familie, die so einen kleinen Braunkohlenbetrieb 
hatte. Die hat natürlich was mitgebracht in die 
Ehe, eine Reihe Häuser in Leipzig. Und der Ritt¬ 
meister hat sie genommen und hat ihre Häuser 
nach und nach verjubelt. Da hat sie sich scheiden 
lassen, der Rittmeister war wohl nicht das Wahre. 
Und das letzte, was dann noch übrig war, das Haus, 
das haben wir dann nach der Wende verkauft. Da 
war noch ein Haus übrig. 

UZ: Und deine Eltern? 

Ingrid Wils: Mein Vater war Bankangestellter, 
aber der ist 1939 schon eingezogen worden. Der 
war in der SA und in der NSDAP, so habe ich ihn 
noch gesehen, in der braunen Uniform, als Kind, 
da war ich fünf Jahre, als der eingezogen wurde, 
da war der Spaß vorbei, nach dem Krieg habe ich 
ihn schon gar nicht mehr erlebt. 1948 ist er ge¬ 
storben, da war ich 14 Jahre alt. Wir waren vier 
Kinder, ich war die Älteste. Wir hatten dann kei¬ 
nen Vater. Meine Mutter war Hausfrau, mit vier 
Kindern. Also absolut bürgerlich. 


Dr. Diederichs zum Morgenappell unten im Foy¬ 
er gerufen hat. Da hat sich dann alles versammelt, 
ehe der Unterricht losging, und dann kam Ober¬ 
studienrat Dr. Diederichs in seiner braunen Uni¬ 
form, „Heil Hitler“, und dann kam der Spruch des 
Tages, und dann durftest du in die Klassen gehen. 


bis wir ein richtiges Repertoire hatten. Später hatte 
unsere FDJ-Gruppe auch eine kleine Kulturgruppe, 
mit der wir auf Reisen gegangen sind. Wir hatten 
einen FDJ-Leiter damals, der hat Akkordeon ge¬ 
spielt - die Musik mussten wir ja selber machen, wir 
hatten kaum Radio, nur zu Hause den Volksemp¬ 
fänger. Bei meinem Mann Herbert war das auch so, 
der hat in der FDJ das Gitarrespielen gelernt. Das 
war für mich auch ein bisschen ein Rauskommen 
aus dem Elend zu Hause. 


UZ: Du hast dann bei der FDJ-Kreisleitung als 
Buchhalterin gearbeitet, 1954 bist du - zunächst 
als Kandidatin - in die SED eingetreten. Das war 
dann doch mehr als das frohe Jugendleben, dass 
dich dazu gebracht hat... 

Ingrid Wils: Ja, das ist doch ganz klar, wenn du bei 
der FDJ arbeitest und da die ganzen Dinge mitbe¬ 
kommst, dann kriegst du auch eine Sicht der Din¬ 
ge. Inzwischen war auch der sogenannte Arbeiter¬ 
aufstand vom 17. Juni 1953 gewesen, das ging in 


Zwickau auch nicht so ohne weiteres ab. Da hat¬ 
ten auch Betriebe gestreikt, und die sowjetischen 
Soldaten fuhren mit MG auf dem LKW durch die 
Stadt. In der FDJ-Kreisleitung haben die uns alle, 
egal ob Buchhalter oder wer auch immer, in einen 
Betrieb geschickt, um dort mit der Belegschaft zu 
reden. Ich war im Textilwerk Mülsen. Ja, und ich 
sage dir, es haben nicht alle von unseren Genossen, 
die bei der Kreisleitung arbeiteten, den 17. Juni be¬ 
standen. Manche waren einfach nicht in der Lage 
oder sie haben sich selbst nach Hause zurückgezo¬ 
gen. Die Streiks richteten sich ja gegen die Erhö¬ 
hung der Arbeitsnormen, obwohl die schon vorher 
zurückgenommen worden waren. Da musste man 
den Kollegen nur noch klar machen: Was wollt ihr 
denn eigentlich noch? So eine Norm, das ist im¬ 
mer Scheiße, aber irgendwelche Vorgaben hast du 
auch in jedem kapitalistischen Betrieb. Viel mehr 
konntest du doch nicht sagen, mehr fiel mir auch 
nicht ein. 

UZ: Hattest du Angst, als am 17. Juni auch vom Wes¬ 
ten gesteuert, versucht wurde, die DDR-Regierung 
zu stürzen? 

Ingrid Wils: Verrückterweise nicht. Ich hatte ei¬ 
gentlich nie Angst. Vielleicht habe ich die Lage 
auch nicht ernst genug eingeschätzt. Meine Freun¬ 
din war zufällig in Berlin, die haben sie bald ge¬ 
lyncht, die wäre fast hopsgegangen bei diesem 
17. Juni. Wenn du sowas erlebst, dann weißt du, 
was dahinter steht. Da weißt du auch, dass eben 


die so genannte Wende von 1989 am Ende auch 
eine Konterrevolution war. 

UZ: Wie hast du dann deinen späteren Mann Her¬ 
bert kennengelernt? 

Ingrid Wils: Ich habe 1955 mit meiner Freundin Ur¬ 
laub in einem FDJ-Ferienheim gemacht. Die Heim¬ 
leiterin hat uns gewarnt, wir sollten uns vorsehen: 
Heute Morgen sind zwei gekommen, die haben 
schon an der Tür gefragt, ob es hier auch ledige 
Mädchen gibt. Und da war meiner bei. Die kamen 
von Warschau, von den Weltfestspielen dort. Er 
war dort als Gast aus der Bundesrepublik hinge¬ 
schickt worden, weil er kurz zuvor mal wieder aus 
dem Knast gekommen war. Du musst verstehen, 
der Herbert ist ein Mensch, der lebt mit der Gitar¬ 
re. So, und das erste, was der macht, der nimmt die 
Gitarre und dann lehnt der abends an der Wand, 
Augen zu, da fiel jedes Mädchen um, und ich bin 
halt auch umgefallen. 

UZ: Du wolltest dich da nicht mehr vorsehen. 

Ingrid Wils: Nee, warum auch? Er hat mich dann 
besucht und hätte mir am liebsten meinen Bücher¬ 
schrank ausgeräumt - ich hatte schon eine ziemliche 
Bibliothek. Dann habe ich ihn besucht - da war ja 
noch keine Mauer - und dann haben wir uns ver¬ 
lobt. Und 1956 wurde er wieder inhaftiert, wegen 
dieser Lieder - er hat in einer Jugendherberge FDJ- 
Lieder gesungen, aber die Herbergseltern waren 
Flüchtlinge aus der DDR, und die FDJ war verbo¬ 
ten. Die haben ihm sofort die Polizei auf den Hals 
gehetzt, wegen Absingens „sowjetzonaler“ Lieder - 
die haben das nicht DDR genannt, unter Adenauer 
war es ja die „Sofffjetzone“, mit drei F. Ich habe ihn 
dann im Knast besucht - für unsere Hochzeit ist 
seine Haftstrafe kurz ausgesetzt worden. 

UZ: War denn von Anfang an klar, dass ihr zusam¬ 
men in der Bundesrepublik leben würdet? 

Ingrid Wils: Nein, ich hatte ursprünglich den Antrag 
gestellt, dass er hinterher, wenn er aus dem Knast 
kommt, nach Zwickau übersiedeln kann. Aber die 


Partei hat gesagt: Nix da, der wird in der Bundes¬ 
republik gebraucht. Also blieb nur, für mich die 
Übersiedelung zu beantragen - ich hatte ja nicht 
vor, republikflüchtig zu werden. Ich kriegte die Ge¬ 
nehmigung, aber in der Bundesrepublik, in Hagen, 
kriegte ich keine Genehmigung zum Zuzug. Als 
Flüchtling hätte ich sofort eine Wohung und eine 
Arbeit bekommen. 

UZ: Bist du gerne in den Westen gegangen? 

Ingrid Wils: Andersrum wäre mir lieber gewesen. 
Als ich hier ankam, sagte mein Mann immer: Halt 
den Mund, da waren zu viele DDR-Flüchtlinge, da 
musste man aufpassen. Und die Schulen, und die 
Kindergärten: hier katholisch, da evangelisch. Das 
waren Zustände, die habe ich nicht verstanden. Ich 
habe dann hier eine Stelle gefunden. 

UZ: Die KPD war ja schon illegal, als du in den 
Westen gekommen bist. 

Ingrid Wils: Ja, darum haben die ja auch gesagt, dass 
der Herbert hier gebraucht wird - für die illegale 
Arbeit. Wir haben immer illegal gearbeitet, ich ja 
auch. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 

In der nächsten UZ: „Da gehört viel Sturheit zu“ - 
Interview mit Ingrid Wils,Teil II - über illegale Ar¬ 
beit, Knast und Solidarität. 



Das „frohe Jugendleben“ in der FDJ - hier 1950 am Rheinufer. 


UZ: Habt ihr zu Hause über den Krieg und über 
den Faschismus gesprochen? 

Ingrid Wils: Ich sage mal so, ich habe ihn ja er¬ 
lebt. Ich war 11 Jahre, als der Krieg aus war. Ne¬ 
ben dem Haus, wo wir wohnten, waren Baracken, 
in denen „Fremdarbeiter“ untergebracht waren, 
Polen, Russen, Franzosen. 

Kurz bevor die Amis bei - 

uns einrückten, haben die 
den Schlachthof geplün¬ 
dert. Die kamen mit Kar¬ 
tons, Makkaroni oder Nu¬ 
deln oder was das war, und 
bei uns am Eingangstor 
vom Hof standen deutsche 
Soldaten. Die haben die Fremdarbeiter angerufen, 
das fallen zu lassen, aber die haben natürlich einen 
Dreck getan. Dann haben sie geschossen. Ich habe 
erlebt, wie vor unserem Haus die Panzer einroll¬ 
ten in die Stadt, ich habe die Besatzungszeit erlebt. 

UZ: Dann kamen die US-Truppen und dann die 
Rote Armee nach Zwickau. 

Ingrid Wils: Zwickau ist zwar von den Amis einge¬ 
nommen worden, aber nach der Potsdamer Kon¬ 
ferenz, als die endgültigen Besatzungszonen fest¬ 
gelegt waren, zogen die Amis ab, und die Russen 
rückten bei uns ein. 

UZ: Nun wird ja immer viel über die angeblichen 
Verbrechen der Roten Armee als Besatzungsmacht 
gesprochen. 

Ingrid Wils: Das Haus, in dem wir wohnten, lag 
direkt neben einer modernen Reparaturwerkstatt. 
Jede Besatzungsmacht, die kam, hat als erstes die¬ 
se Werkstatt besetzt und dann unser Haus. Die 
ersten Kampftruppen, die wohnten noch mit in 
unseren Wohnungen. Dann flogen wir raus aus der 
Wohnung, bei den Amis schon. Die kamen dann 
und sagten: Raus, raus, raus, in zwei oder drei Stun¬ 
den müssen Sie hier verschwunden sein. Wir wa¬ 
ren eine Familie mit vier Kindern! 

Als dann die Amis abzogen, kamen wir wieder in 
die Wohnung, und dann kamen die Russen, die 
ersten Truppen haben auch bei uns gewohnt. Ich 
weiß noch, der eine hieß Grischa, der hat oben in 
der Mansarde geschlafen. Dann wurde das Haus 
Kommandantur, da hieß es wieder: Alles raus, 
binnen Stunden. Da durften wir dann zumindest 
Betten und das alles mitnehmen, die wichtigsten 

Möbel. Aber von Überfäl- _ 

len auf Frauen oder sowas 
kann man da nicht spre¬ 
chen. Also weder bei uns 
bei den Amis noch bei den 
Russen. 


„Meine Mutter konnte das 
Schulgeld nicht bezahlen, und 
sie war der Meinung: Du bist 
das Mädchen, du heiratest, du 
brauchst kein Abitur.“ 


UZ: Ging es euch in den Jahren nach dem Krieg 
finanziell denn immer noch gut? 

Ingrid Wils: Uns ging es dreckig. Wir hatten 
Schulden bis zum Geht-nicht-mehr. Das ist 
schon schlimm, wenn du selbst die nötigsten Sa¬ 
chen nicht bezahlen kannst. 
- Dann schickte meine Mut¬ 
ter uns Kinder zum Einho¬ 
len, wenn wir anschreiben 
lassen mussten - das war 
der Mitleidseffekt im Laden. 


UZ: Du bist aber noch zur 
Schule gegangen? 


Ingrid Wils: Ja, ich bin 1944, noch in der Nazizeit, 
auf die Höhere Mädchenschule gekommen. Da¬ 
mals mussten wir kein Schulgeld zahlen, weil wir 
vier Kinder waren. Aber diese Regelung wurde 
nach 1945 abgeschafft. Das konnte meine Mutter 
aber nicht bezahlen, deshalb bin ich im Mai 1950 
aus der Schule ausgeschieden und in die Lehre 
eingetreten. Mein älterer Bruder war auch schon 
auf der Oberschule, und meine Mutter war der 
Meinung: Das ist wichtiger. Du bist das Mädchen, 
du heiratest. Das Schlimme war eigentlich, und da 
habe ich mich so geärgert, im September, mit Be¬ 
ginn des neuen Schuljahres, hat die neugegründete 
DDR die Schulgeldfreiheit eingeführt. Da haben 
praktisch nur ein paar Monate gefehlt, aber da war 
es zu spät. Und darum habe ich dann erst später, 
als ich schon berufstätig war, in der Abendober¬ 
schule mein Abitur nachgemacht. 

UZ: Du wärst gerne weiter zur Schule gegangen? 

Ingrid Wils: Natürlich. Ich war zwar kein Super¬ 
schüler, aber wenn du keine Probleme hast in der 
Schule, dann machst du die auch zu Ende, weil du 
genau weißt, dass du hinterher bessere Möglich¬ 
keiten hast. Und die DDR hat auf Bildung geach¬ 
tet. Die hat doch getrommelt, dass man lernen soll. 

UZ: Du hast dann in einem kleinen Faden eine 
kaufmännische Fehre gemacht. Deutschnationale 
Familie, bürgerlicher Hintergrund - wie bist du da 
zur FDJ gekommen? 

Ingrid Wils: Ganz einfach: In der Lehre, in der Be¬ 
rufsschule hatte ich eine Kollegin, die fragte mich, 
ob ich mal mit zur FDJ kommen wollte. Und da 
_ bin ich halt mit hingegan- 

„Die FDJ war für mich ein s en - 


Rauskommen aus dem Elend 
zu Hause.“ 


UZ: Und was hat dich dazu 
gebracht, wieder hinzuge¬ 
hen? 


UZ :Aber als Befreier haben die Feute wohl weder 
die US- noch die sowjetischen Truppen angesehen? 

Ingrid Wils: Nein, die sind nicht bejubelt wor¬ 
den. Ich habe auch nicht begriffen, damals, mit 
elf Jahren, was Faschismus heißt. Ich war ja da¬ 
rin erzogen worden. Das ist so. Auf der Höheren 
Mädchenschule war es üblich, dass morgens, vor 
Beginn des Unterrichts, der Herr Oberstudienrat 


Ingrid Wils: Ich sage ehrlich, das war das frohe 
Jugendleben. Die FDJ war in einer Kindertages¬ 
stätte untergebracht, da haben wir uns abends ge¬ 
troffen. Da standen dann die kleinen Kinderstühl- 
chen, aber das war so ein Jugendabend. Da hat 
man sicher auch etwas gelernt, da standen auch 
aktuelle politische Themen auf der Tagesordnung. 
Aber der Abend fing an, indem man ein Lied sang. 
Alle FDJ-Lieder habe ich dort gelernt, alle. Wir ha¬ 
ben die Lieder gemeinsam Vers für Vers gelernt, 



Leipziger FDJ demonstriert gegen das KPD-Verbot von 1956. Ingrid Wils schloss sich im folgenden Jahr 
der illegalen KPD an. 
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Freiheit und Verantwortung 

Zur Romanbiografie „Martin Luther - Prophet der Freiheit“ von Klaus-Rüdiger Mai 


offene, humane, demokratische Gesell 
schaff“ (Thomas Thiele, 

Plauen). 

Klaus 
Rüdiger 
Mais 
„Mar¬ 
tin Lu¬ 
ther - 
Pro¬ 
phet der 
Freiheit“ - am 
20. Dezember 
2013 stand in der 
UZ eine Re¬ 
zension zu sei¬ 
ner überaus er¬ 
folgreichen Ro¬ 
manbiografie 
„Die Bachs“ - 
kommt in die¬ 
ser Diskussion 
zum richtigen Au¬ 
genblick. Dieser 
Luther ist von 
Beginn an ein 
politischer 
Mensch, 
der 



I m Januar 1546 war Luther in politi¬ 
scher Mission unterwegs nach Eis¬ 
leben, seiner Geburtsstadt. Er will 
die verfeindeten Grafen von Mansfeld 
versöhnen, um den Mansfelder Kupfer¬ 
bergbau vor der durch den Streit ent¬ 
standenen „schlimmen Bedrängnis“ zu 
retten. Klaus-Rüdiger Mais Roman¬ 
biografie beginnt mit diesem Hinweis 
auf die politischen und ökonomischen 
Ziele Luthers und setzt damit Akzen¬ 
te. Diese diplomatische Reise wird zu 
Luthers letzter und führt dazu, dass er 
am gleichen Ort, wo er geboren wur¬ 
de, stirbt. Der todkranke Luther träumt 
und erinnert sein Leben bis zur Aus¬ 
einandersetzung auf dem Reichstag in 
Worms, die Zeit danach wird annotiert. 
Es ist das Leben des jungen Luther.- 
Der 500. Jahrestag der Reformati¬ 
on wird 2017 begangen und schon jetzt 
gibt es zahlreiche Hinweise darauf. Da¬ 
runter sind auch diese: Weil die DDR 
sich in der Tradition der „von Martin 
Luther eingeleiteten frühbürgerlichen 
Revolution“ sah und ihn deshalb ehr¬ 
te - u.a. 1967 zum 450. Jahrestag der 
Reformation, 1983 zum 500. Geburts¬ 
tag Luthers und 1989, dem 500. Ge¬ 
burtstag Thomas Müntzers - bemühen 
sich einflussreiche Historiker wie Heinz 
Schilling (Martin Luther: Rebell in ei¬ 
ner Zeit des Umbruchs, 2012), „Schich¬ 
ten abzutragen: Die aus der DDR, die 
von 1917, aus dem Ersten Weltkrieg. 
Und jene von 1933, als die Nazis nach 
Hitler griffen“, damit Luther nicht mehr 
der ist, „den man seit Jahrzehnten vor 
Augen hatte“. Von den „Schichten“ der 
Bundesrepublik wird nicht gesprochen. 

Der Anregung folgten willfähri¬ 
ge Leser der „Freien Presse“: „Die 
Reformation der Kirche durch Mar¬ 
tin Luther wird völlig überbewertet.“ 
(Ines Piehler, Callenberg); Luther habe 
„eine inhumane Theologie“ vertreten, 
„dass der Mensch der Spielball eines 
undurchschaubaren Gottes sei“ (Jut¬ 
ta Behne, Rossau). Das gerade tat er 
nicht, aber wenn es um die Zerstörung 
der von Linken hochgehaltenen Tradi¬ 
tionen geht, ist jedes Mittel recht. Als 
„Bauernmörder“ (Thomas Thiele, Plau¬ 
en) wird er bezeichnet, dabei hatte er 
nach anfänglichen Sympathien für die 
Bauern nach der Weinsberger Bluttat 
1525 gegen die „räuberischen Rotten 
der Bauern“ geschrieben, die ande¬ 
rerseits Luthers „Eine feste Burg“ als 
Kampflied der Aufständischen nutzten. 
Eine Absicht bei diesen Urteilen ist, 
eine „neu und existenziell verstande¬ 
ne Religiosität“ (Heinz Schilling), be¬ 
sonders im Osten, zu schaffen und die 
„Kirche wieder populärer zu machen“, 
eine andere, Traditionen der sozialen 
Befreiung zu delegitimieren. Man¬ 
cher schwatzt die Absicht in maßloser 
Selbstüberhebung, gepaart mit fehlen¬ 
den historischen Kenntnissen, aber mit 
den Versatzstücken von heute aus: Lu¬ 
ther, „ein Feigling“ komme „den heuti¬ 
gen religiösen Fundamentalisten gleich 
und ist somit eben kein Vorbild für eine 


seine sozialen Wurzeln - sie liegen 
in der Familie eines Bergmanns - nie 
verleugnet, der seinen Glauben aus 
den irdischen Widersprüchen entwi¬ 
ckelt und ihn auch entsprechend mo¬ 
difiziert: Glaube hat für ihn nur Sinn, 
wenn er zu pragmatischen Lösungen 
führt. Luthers Wende vom Jurastudi¬ 
um zur Theologie wird von Mai kon¬ 
sequent als Entscheidung gegen die 
Unterwerfung unter ein Herrschafts¬ 
system interpretiert; er warnt aber auch 
davor, „Luthers Wendung zur Theolo¬ 
gie zu theologisieren“. Friedrich Engels 
hatte Luthers Bedeutung in der Säu¬ 
berung des „Augiasstalles der Kirche“ 
und dem der deutschen Sprache gese¬ 
hen (Dialektik der Natur) - irrtümlich 
sehen viele Luthers sprachliche Leis¬ 
tung in der Übersetzung der Bibel, be¬ 
streiten diese Leistung, weil es bereits 
zuvor deutschsprachige Bibeln gege¬ 
ben habe, und sehen nicht, was Luther 
für die deutsche Sprache und dadurch 
für die Bibel geleistet hat. Mai berührt 
die Übersetzung der Bibel am Rande, 


gibt aber den Bemühungen um Spra¬ 
che und deren Gestaltung breiteren 
Raum; außerdem erweitert das Spek¬ 
trum der Leistungen Luthers durch 
dessen nach qualvollem Ringen er¬ 
reichtes Handeln in sozial definierter 
Freiheit. 

Das war ein schwerer und zwie¬ 
spältiger Weg, den Luther gehen muss¬ 
te: Zuerst wollte er die Freiheit völlig 
durch die göttliche Gnade ersetzen; das 
führte zu Irrtümern und zu einem po¬ 
pulistischen Freiheitsbegriff, der ent¬ 
weder alle Verantwortung auf Gott 
schob oder sich auf kleinliches indi¬ 
viduelles Besitzdenken konzentrier¬ 
te. Mit dem Kampf gegen den Ablass¬ 
handel begann Luther den eigentlichen 
Kampf um die Freiheit, in dem er auch 
seinen Namen „Luder“ zu „Luther“ än¬ 
derte, einen „Kampfnamen“ wie Mai 
vermerkt - hergeleitet aus dem grie¬ 
chischen eleutheros (der Freie). Lu¬ 
thers Freiheitsauffassung bedeutete, 
Verantwortung wahrzunehmen. Die 
Menschen sah er in Gefangenschaft 


der Römischen Kirche, deren Vorrang 
vor den weltlichen Ständen er bestritt 
und die er als neues Babylon, als neu¬ 
en Antichrist bekämpfte. Und er setz¬ 
te generalisierend hinzu: „Ein 
Christenmensch ist ein frei¬ 
er Herr über alle Din¬ 
ge und niemand un¬ 
tertan.“ In einem 
Zeitalter der 
Frömmigkeit, in 
dem man noch 
glaubte, der Teu¬ 
fel existiere real, war 
diese Freiheit, das muss man 
bedenken, eine christliche Frei¬ 
heit, konnte auch nichts anderes 
sein. Dass diese Freiheit für die 
damalige Zeit aber die höchste 
Errungenschaft der menschlichen 
Selbstbestimmung war, ist hinzuzu¬ 
fügen, und dass sie Opfer kostete 
wie Jan Hus, der verbrannt wurde 
und auf den im Buch mehrfach 
verwiesen wird, machte Lu¬ 
thers Wirken mutig. 

Die von ihm ver¬ 
kündete Freiheit 
wurde angereichert 
durch die Über¬ 
setzung des Neu¬ 
en Testaments, da¬ 
mit die Menschen 
lesen konnten, was 
man ihnen sagte. 
Es gehört zu 
Luthers Ver¬ 
diensten, dass 
seine Tex¬ 
te und seine 
Sprache den 
kirchlichen 
Raum verlie¬ 
ßen und eine 
breite Öf¬ 
fentlichkeit 
erreichten, in 
der sie Teil 
der sozialen Auseinandersetzung wur¬ 
den. 

Luthers Grenzen sieht Klaus-Rüdi¬ 
ger Mai im Umgang mit Bauernkrieg 
und Thomas Müntzer, die aus der geis¬ 
tigen die soziale Revolution entwickel¬ 
ten; Luther fürchtete, sie „mit veran¬ 
lasst zu haben“, aber der Gewaltaus¬ 
bruch machte ihn fassungslos. Seine 
Schrift gegen die Bauern zeigt „einen 
völlig hilflosen, geradezu kopflosen Lu¬ 
ther“ (420) Die Erbarmungslosigkeit, 
mit der diese Revolution abgeschlach¬ 
tet wurde, „entsetzte ihn“, doch er be¬ 
griff dadurch, dass die geistige Refor¬ 
mation praktisch strukturiert werden 
musste. An dieser Stelle des Lebens¬ 
laufs, im Jahre 1525, kehrt - nach we¬ 
nigen Bemerkungen zu den folgenden 
Jahren - das Buch zu seinem Beginn 
zurück. In einem erschütternden Kapi¬ 
tel geht Luther aus dem Leben. 

Es ist kein Roman, sondern eine 
episch angereicherte Biografie mit be¬ 
eindruckenden erzählerischen Passa¬ 
gen, die nach bildungsintensiven Ab¬ 


Töne aus der ganzen Welt 

Zur neuen CD „Tausend Stücke“ von Frank Viehweg und Quijote 


Der Berliner Liedermacher Frank 
Viehweg - manche kennen ihn vom 
letzten Pressefest der DKP - hat ein 
neues Album veröffentlicht. Das Be¬ 
sondere daran ist, dass er es gemein¬ 
sam mit Sabine Kühnrich und Ludwig 
Streng von „Quijote“ aus Chemnitz 
eingespielt hat. 

Kenner von Viehweg und Quijote 
werden dagegen eher die Fertigstel¬ 
lung eines längst überfälligen und fol¬ 
gerichtigen Projekts begrüßen - vor 
dem Hintergrund einer langjährigen 
Freundschaft und einer produktiven 
Verbundenheit - sowie der gemein¬ 
samen Vorliebe zu Lyrik und Poesie. 

Immerhin hat Ludwig Streng ir¬ 
gendwann einmal geäußert, dass sie 
(Quijote) am liebsten die Lieder von 
Frank Viehweg interpretieren... 


Frank Viehweg gehört zu den be¬ 
kannteren Liedermachern der DDR. 
Zwar nicht zu den Größen der Sin¬ 
gebewegung wie Reinhold Ändert, 
Gerhard Schöne oder Bernd Rump - 
aber zu den eigenwilligen, nachdenk¬ 
lichen - und auch selbstbewussten. 

Nein, Frank Viehweg ist kein po¬ 
litischer Liedermacher in der Tradi¬ 
tion derjenigen, die politische Bewe¬ 
gungen und Kämpfe unserer Zeit be¬ 
gleiten und auf Anti-Kriegs-Demos, 
bei Antifa-Aktionen oder Streiks 
singen. - Viehwegs Bühnen sind vor¬ 
nehmlich die Konzertsäle und Klein¬ 
kunstbühnen. 

In der Tradition Franz Josef De¬ 
genhardts steht er aber schon, wenn 
es darum geht, Lieder und Chan¬ 
sons aus fremden Ländern bekannt 


zu machen. FJD hat uns da viel na¬ 
hegebracht (z.B. George Brassens). - 
Frank Viehweg tut es auch. Eine 
seiner Stärken sind nämlich Nach¬ 
dichtungen. Und das vorliegende 
prallgefüllte Album mit 20 Titeln ist 
ein hörenswertes Beispiel. 

Dabei hat er Lieder aus den ver¬ 
schiedensten Sprachen und Ländern 
der Welt zusammengetragen. Die 
reichhaltige Präsentation spannt den 
Bogen von Südamerika (Kuba und 
Argentinien) bis Griechenland, Por¬ 
tugal, Frankreich, Holland, Russland 
und Kanada. Es ist eine Liedersamm¬ 
lung, die den Blick öffnet für musika¬ 
lische Entwicklungen in einer globa¬ 
lisierten Welt. 

Gerade deshalb wäre es wün¬ 
schenswert, mehr Lieder in eine sol¬ 


che Sammlung aufzunehmen, die eine 
soziale Wirklichkeit in den einzelnen 
Ländern und deren Bezug auf die 
Welt widerspiegeln. - Für eine kom¬ 
mende Auswahl würde ich mir nicht 
so sehr Liebespoesie und Innerlich¬ 
keit wünschen, die die Texte domi¬ 
nieren, sondern eben, dass der Blick 
mehr auf die soziale Realität in unse¬ 
rer Welt gelenkt wird. 

Die musikalische Produktion und 
Präsentation des Albums entspricht 
der Brillanz, wie wir sie aus den Alben 
von Quijote und von Frank Vieweg 
kennen. Die Songs sind sparsam, aber 
jeweils stimmig zu Inhalt und Thema, 
instrumentalisiert. Oft reicht das Pia¬ 
no oder ein Keyboard zur Gitarre von 
Frank, die Solopassagen werden ein¬ 
fallsreich mit Flöte und Akkordeon 
eingespielt. 

Der ausdrucksstarke Gesang von Sa¬ 
bine Kühnrich wechselt sich bei den 
Songs ab mit der eher sanft wirken¬ 
den Stimme von Frank Viehweg. - Es 


schnitten, die über die historischen 
Zusammenhänge detailliert und mit 
dokumentarischer Treue informieren, 
fesseln wie etwa Luthers Vorbereitung 
auf seine Erstlingsmesse im Angesicht 
der „heiligen Herrschaft“, wobei ihn 
erste Zweifel an der Richtigkeit des 
eingeschlagenen Weges beschleichen, 
weil er das priesterliche „Herrschafts¬ 
wissen“ (230) zu durchschauen beginnt. 
Der Mönch Luther reinigt die Latrine 
und wird wegen seines Studieneifers 
von Mitmönchen gemobbt (251 ff.). 
Aus Luthers anhaltenden Studien er¬ 
wachsen zuerst Zweifel an den vermit¬ 
telten Lehren, die aus den Zusammen¬ 
hängen gerissen erscheinen, dann folgt 
der innere Protest gegen eine auf Zita¬ 
te begrenzte „Lehrmeinung als Auto¬ 
ritätsbeweis“ (258) und schließlich die 
Alternative, nicht mehr den Sentenzen 
zu folgen, sondern zum Quellenstudi¬ 
um zurückzukehren, um zur Wahrheit 
zu finden. 

Die Brücke zu einer neuen gesell¬ 
schaftlichen Vorstellung entstand durch 
die früh beginnende Besinnung auf an¬ 
tike Autoren wie Vergil, den man nur 
verstehe, wenn man selbst einige Jahre 
Hirte oder Bauer gewesen sei, und Aris¬ 
toteles - das Buch informiert ganz ne¬ 
benbei auch über deren Bedeutung für 
das moderne Denken -, die von Jugend 
an im Denken Luthers präsent waren. 
Während er schon erkannte, dass das 
„Glaubenskleid, das er trug“, nicht pass¬ 
te, zweifelte er noch, ob die Mängel, die 
er an dem Ideal feststellte, nicht in ihm 
lagen. Das war aber schon die Krise, aus 
der Luther, der Reformator, entstand. 
Es ist ein überzeugend geschriebenes 
Geschichtswerk über die Entstehung 
der Reformation als Teil der frühbürger¬ 
lichen Revolution. Es ist ein politischer 
Luther, dem Fehler nicht fremd sind und 
der dennoch zu grundlegenden Bestim¬ 
mungen vordringt. Mai fügte dem Ge¬ 
schichtswerk ein Geschichtspanorama 
hinzu, das Luther als wirkungsvollen 
Streiter für ein fortschrittliches Euro¬ 
pa beschreibt, als Alternative zu einer 
katholischen Kirche, die Europa fest im 
Griff hatte, aber deren Glaubensver¬ 
ständnis „längst zu einer Art höfischem 
Zeremoniell verkommen“ (309) war. 

Mais Verdienst ist, einseitige Lu¬ 
ther-Bilder - konfessionell protestan¬ 
tisch oder aversiv katholisch - nicht 
bestimmend werden zu lassen. Sein 
Luther macht die eigene Selbstbestim¬ 
mung zum Maßstab der Prinzipien eines 
Gemeinwohls. Mais Luther sieht den 
Menschen ohne die vermittelnde Ins¬ 
tanz der Kirche in Beziehung zu Gott 
treten - eine für die Zeit ungeheure Pro¬ 
vokation - und vertritt damit eine früh¬ 
aufklärerische Position, in der sich die 
Moderne vorbereitete. Rüdiger Bernhardt 

Klaus-Rüdiger Mai: Martin Luther - 
Prophet der Freiheit. Romanbiografie. 
Freiburg im Breisgau: Kreuz Verlag in 
der Verlag Herder GmbH, 2014, 447 S., 
22.- Euro 


sind auch nicht nur ruhige nachdenk¬ 
liche Lieder. Die Musik wechselt mit 
den Inhalten - und auch Tänze kom¬ 
men nicht zu kurz. 

Werner Lutz 



Die CD ist für 15 Euro erhältlich unter 
folgender Mailadresse: 
sabine.kuehnrich@gmx.de 
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2014: 

Aktionen in der Bundesrepublik 




Die Bundesregierung nutzte den GDL-Streik als Vorwand für ihr Gesetz 
zur „Tarifeinheit“, die GDL stellte Partikularinteressen in den Vordergrund. 
Kämpferische Gewerkschafter protestierten gegen die Gesetzespläne und 
gegen die Zustimmung aus Teilen des DGB. 




nein zum krieg 


NoNATO-toöms Berlin 




27. September in Köln: Die IG Metall-Jugend fordert gesetzliche und tarifliche Regelungen der Weiter¬ 
bildung. 


Antifaschisten und Friedensbewegung protestieren gegen die NATO-Kriegseinsätze und die Unterstüt¬ 
zung der Putschistenregierung in Kiew. 
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Die rassistischen Polizei-Morde in den USA sorgten nicht nur für Entsetzen, sondern auch für 
Gegenwehr. 



Vor 40 Jahren stürzte das portugiesische Volk die faschistische Diktatur. Die „Werte des April“ sind 
auch im Widerstand gegen die Sparpolitik lebendig. 



SCRAP TRIDENT, 
US BASES & NATO 

Jg'J a Heddwch nid NATO a Rhy/e/, 


More WARS FcJr big BUSINESS/ 

fc2D- w el s h c °mmunists.org 
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DON'TWATCHAWl 


% STOP TERM 

Ägainst eJ 

/fp IN IRAQ 




i^WEEEW 

STOP TERROR 
liGAINST EZIDIS 


IN IRAQ'- 


Proteste gegen den NATO-Gipfel im September in Wales. 
Demonstration gegen ISIS-Massaker. 


Internationale 

Kämpfe 



Staatlicher Terror gegen das palästinensische Volk, weltweite Proteste. 



Protest in Paris gegen die Austeritätspolitik der EU. 


Protest gegen die Aufweichung des Kündigungsschutzes in Italien. 
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in Aktion 


in Berlin 


Luxemburg- 

Liebknecht¬ 

wochenende 


P und UZ 


Samstag, 10. Januar 2015 


Cafe K, 10 bis 22 Uhr, Urania, 2. Etage 


im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der jungen Welt 

Urania, An der Urania 17, ® Wittenbergplatz, 2. Etage 

■ Getränke & Speisen zu kleinen Preisen 

■ Zeit zum Klönen & Luftholen 

■ Treff für Freunde & Genossinnen 

Im Cafe K ist außerdem die Ausstellung 
»Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine bessere 
Welt ist möglich« organisiert von der Künstlergruppe 
tendenzen zu sehen. 


15 Uhr:„Warum wird so einer Kommunist?" 
Eintrittsrunde der DKP im Cafe K >- “ ^ 


u.a. mit Erika Baum (DKP Berlin) und 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) 


19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP, Urania, 2. Etage 


Mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, Anne W., SDAJ, 
Peter Mertens, Vorsitzender der Partei der Arbeit 
Belgiens 

Musik von Lautaro Valdez (Chilenischer Sänger) und 
La Mula Santa (Die Cumbia-Götter von Berlin) 

Es darf getanzt werden! Eintritt: 10,- Euro/ermäßigt 5,- 
(Teilnehmer der RLK werden um eine Spende gebeten) 

Sonntag, 11. Januar 2015 


10 Uhr, Frankfurt Tor 


Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 




Friedenspolitische Beratung 

Wir laden Genossinnen und Genossen, die in der Friedensbewegung 
aktiv sind, zu einer Beratung ein. 

Tagesordnung: 

* Krieg und Frieden heute und morgen 

* Probleme und Perspektive der Friedensbewegung 

* Unsere Politik für Frieden, Abrüstung und Antimilitarismus 

Antifa-Beratung 

Wir laden gleichzeitig Genossinnen und Genossen, die in der Antifa- 
Bewegung aktiv sind oder tätig werden wollen, zu einer Beratung ein. 

Tagesordnung: 

* Grundlagen und Aufgaben der Antifa-Arbeit der DKP 

* Aktuelle Probleme der antifaschistischen Bewegungen 
und Initiativen heute 

* 21. Parteitag und die Vorbereitung aus Sicht der Antifa-Arbeit 

* Aufgaben einer neuen Antifa-Kommission der DKP 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner, stellv. Vorsitzender der DKP 

Beide Beratungen finden statt: 

Sonntag, den 18. Januar 2015 

von 11.15 Uhr bis 15.00 Uhr im Haus der DKP, 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung an dkp.pv@t-online.de bzw. telefonisch 
unter 0201 /177 88 90 


8. MAI-TAG DER BEFREIUNG 
70 JAHRE-CRACHBO! 



Kaffeebecher 8,- € (4 Becher 28,- €) 

(Elfenbein + Schwarz auf roter Tasse) 

CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de . Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto 
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Wir gratulieren dem Genossen 

Horst Friedrich 
zum 80. Geburtstag 

am 24. Dezember 2014 

Mehr als die Hälfte seines Lebens ist Horst nun schon Mitglied 
unserer Partei. Kommunistsein und berufliche Tätigkeit hat Horst 
jahrelang erfolgreich verbunden. Er hat „DRUCK“ gemacht. 

Wir freuen uns, dich in unseren Reihen zu haben! 

DKP-Kreisorganisation Hattingen 

V_y 



Unsere kämpferischen Grüße gelten unserer 

Genossin Erika Beltz zum 70. 

Genossin Erika arbeitet nun schon über 40 Jahre im Kreisvorstand Gie¬ 
ßen und im Bezirksvorstand. In diesen Jahrzehnten tritt sie als Heraus¬ 
geberin des Gießener Echo an die Öffentlichkeit. 

Begriffe wie Auszeit und Resignation liegen ihr fern. Sie setzt auf 
Kampf und Durchhaltevermögen, ein Geschwätz macht sie nicht satt. 
Ihr Anliegen ist es seit jeher, die Theorie in der Praxis zu überprüfen. 
Weiter so! Wir wünschen Dir Gesundheit und ein paar mehr Mitstreiter 
und -innen und noch vor dem Jahr 2020 mindestens einen Nachfolger. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirk Hessen und Kreis Gießen 


Verantwortung für eine Politik des Friedens 

Wir haben aus der Geschichte gelernt. 70 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs erinnern wir an die deutsche Verantwortung und an 
das Vermächtnis der Nachkriegsgeneration: Nie wieder Faschismus, 
nie wieder Krieg. Damit von deutschem Boden Frieden ausgeht, lehnen 
wir eine „neue deutsche Verantwortung“ für weltweite Militäreinsätze 
ab. Mit der Wiederbelebung alter Feindbilder wie beim Ukraine-Konflikt 
muss Schluss sein. 

Wir brauchen eine neue Etappe der Entspannung und Abrüstung sowie 
ziviler Konfliktlösung, Demokratie und sozialer Gerechtigkeit. Die welt¬ 
weite Gewalt muss ein Ende haben. Dafür mahnen wir eine deutsche 
Verantwortung an. 

Wir engagieren uns für: 

• Stopp aller Auslandseinsätze der Bundeswehr 

• Keine neuen Rüstungsprojekte wie z. B. Kampfdrohnen 

• Abrüstung von Bundeswehr und NATO bis zu ihrer Auflösung 

• Stopp der Rüstungsexporte, Rüstungskonversion zugunsten 
ziviler Aufgaben 

• Abzug der Atomwaffen aus Deutschland und deren weltweite 
Verschrottung 

• Schluss mit der Militarisierung von Bildungswesen und 
Hochschulforschung 

Aufrüstung und Krieg lösen keine Probleme. Darin stimmen wir mit der 
Mehrheit unserer Bevölkerung überein. Damit die Oberen reagieren, 
müssen wir lauter und deutlicher werden, mit vielfältigen Meinungsäu¬ 
ßerungen und Demonstrationen bei jeder sich bietenden Gelegenheit. 

Willi van Ooyen für den Bundesausschuss Friedensratschlag 

www.frieden-und-zukunft.de 


Herzlichen Glückwunsch zum 

85. Geburtstag 

für zwei liebe Menschen! 

Karl Bühn (20.12.1929) 

Anni Seehof (14.9.1929) 

Danke für Euer solidarisches Vorbild, die engagierte Hilfe für 
viele Menschen und Euren unentwegten Einsatz für Frieden und 
Gerechtigkeit. 

Dank aber auch für die vielen guten Stunden mit Euch. Wir freuen 
uns auf die weitere gemeinsame Zeit. 

Eure Tochter Renee, Schwiegersohn Manfred 
und Enkelin Tatjana 


/■-\ 

Unser Genosse 

Karl Bühn 

wird am 20.12.2014 

85 Jahre alt. 

Lieber Karl, 

zu Deinem Geburtstag gratulieren wir Dir herzlich und wünschen 
Dir alles Gute, vor allem Gesundheit! 

Du fehlst uns mit Deinen Erfahrungen und Deinem Wissen in Stutt¬ 
gart und in Ludwigsburg! 

Wir versuchen trotzdem nach Kräften, Deine Arbeit fortzusetzen. 

Es wünschen Dir noch viele schöne Stunden mit Deiner Anni: 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Baden-Württemberg und Ludwigsburg 

V_/ 
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Herzliche Glückwünsche! 

Meinen Freunden und Genossen zum Geburtstag 

Otto Bonn, Köln, am 26. Dezember, zum 81sten 
Walter Malzkorn, Lohmar, am 2. Dezember, zum 89sten. 

"Maach et joot Jungs" 

Euer Genosse 

Reinhold Ages, DKP-Köln-Kalk 

s,_ y 
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Allen Genossinnen 
und Genossen 
erholsame Feiertage 
und ein kämpferisches 
neues Jahr 2015! 

DKP Kreis Köln 


/-\ 

Zum Jahreswechsel 
meinen herzlichen Gruss 
an ALLE! 

Götz Bockmann, 

86720 Nördlingen 

V_ ) 
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Unseren Mitgliedern und Freunden, Leserinnen und 
Lesern der UZ und unserer „Klingenstadt" 
danken wir für die erwiesene Verbundenheit und wün¬ 
schen für das Jahr 2015 viel Lebensfreude, Gesundheit, 
Humor und natürlich Widerständigkeit. 

DKP Solingen 

\_I_> 


Auf unserer Stirn steht, 
dass wir gegen Ausbeutung sind. 

Auf unserem Steckbrief steht: 

Diese sind für die Unterdrückten! 

Bertolt Brecht 

Für eine starke und aktive Kommunistische Partei! 

Allen Kommunistinnen und Kommunisten, allen 
Freunden der DKP vom Rhein bis zur Oder, von Rügen 
bis Berchtesgaden wünschen wir ein erfolgreiches und 
klassenkämpferisches 2015! 

Ein besonderer Gruß geht an unsere Genossinnen und 
Genossen der KPL nach Esch-sur-Alzette sowie an die 
Genossinnen und Genossen der KKE und der PCP. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Stadtbezirk VIII 
Köln-Kalk 





Bernd Köhler 
bei JumpUp 

KEINE WAHL (BUCH UND CD) 

Lieder, Balladen und Gesänge aus Streik- 
und Arbeitskämpfen 1971 - 2013 

Das Prinzip ist so alt wie die Menschheitsge¬ 
schichte. Veränderungen von unten müssen den 
Mächtigen abgerungen werden, meist gegen 
deren erbitterten Widerstand. Bernd Köhlers 
Lieder entstanden aus der Erfahrung vor Ort, 
berichten von den Auseinandersetzungen, von 
Haltungen, Zielen, Erfolgen und Niederlagen. 

So ist KEIN E WAH L nicht nur ein mitreißendes 
musikalisches Album geworden, sondern auch 
eine beeindruckende historische Dokumentation. 

CD 15 Euro / Buch 12 Euro + Versand 
CD und Buch 25 Euro + Versand 

Bestellungen über JumpUp 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
E-Mail: info@jumpup.de 
Tel. 0421-498 8535 ^ 

www.jump-up.de 


Der CommPress-Verlag wünscht allen Leserinnen und 
Lesern schöne Feiertage und ein gutes neues Jahr! 


Antifaschistische Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte Heideruh 

Wir wünschen allen Kameradinnen 
stärkende Tage und einen guten Start 
ins ereignisreiche Jahr 2015. 



Auf dass es uns gemeinsam gelingt zu erinnern, zu mahnen 
und zu kämpfen. 


Das Programm 2015 erscheint Anfang Januar und kann 
bestellt werden. Wir freuen uns auf Euch! 


(04181) 87 26 • Mail: info@heideruh.de • www.heideruh.de 
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Verhandlungen auf 
„Augenhöhe“ nötig 

Betr.: Leserbrief „Israel wird die 
Verantwortung zugeschoben“, UZ 
vom 28.11.2014, S. 15 

Leser Engert kommt zu seiner Kritik 
an der UZ-Nahostberichterstattung 
(...) dadurch, dass er die wichtigsten 
Tatsachen ausblendet. Zwei äußerst 
brutale Kriege gegen die Menschen 
von Gaza - etwa schon vergessen? 
Der blutige Überfall auf die Gaza- 
Hilfsflotte 2010 - auch vergessen? 
Und vor allem die seit mittlerweile 
neun Jahren anhaltende Blockade 
des Gaza-Streifens mit ihren alltägli¬ 
chen Grausamkeiten und grotesken 
Einfuhrverboten (z.B. Schreibpa¬ 
pier, Bauholz, Margarine). In jedem 
anderen Weltteil, bei allen anderen 
Konfliktparteien hätte es längst mas¬ 
sive internationale Proteste gehagelt, 
wenn nicht eine militärische Inter¬ 
vention des Westens. 

Eine gerechte Friedenslösung (kein 
Diktatfrieden) - das ist doch wohl 
unbestritten - lässt sich nur durch 
Verhandlungen auf Augenhöhe er¬ 


reichen, also eben auch mit der Ha¬ 
mas. Und: Frieden schließt man be¬ 
kanntlich mit seinen Feinden. Eben 
darum befürwortet etwa der frühe¬ 
re israelische Botschafter in Berlin, 
Avi Primor, Verhandlungen mit der 
Hamas und nicht nur er. Die Hamas 
selbst hat mehrfach Verhandlungen 
angeboten ebenso wie sie immer wie¬ 
der betont, dass der Raketenbeschuss 
Israels mit dem Ende der Blockade 
aufhört. Das politisch-militärische 
Establishment in Jerusalem wird den¬ 
noch ewig Nein sagen, solange es (...) 
in Brüssel, Berlin und Washington 
(...) bedingungslos unterstützt wird. 

Peter Blastenbrei, Berlin 

Vorgaben des VS 

Betr.: „Einfach nur im Fokus. 
Verfassungsschützer will nicht mit 
DKP und SDAJ reden“, UZ vom 
5.12.14, S. 11 

Vielen Dank für die Kritik an der Fol¬ 
ge des Klub Konkret „Ab wann wird 
links radikal?“. Interessanterweise 
wurde ich einige Wochen vor der Pro¬ 
duktion der Sendung als „bekannter“ 


DKPler angefragt als Gast aufzutre¬ 
ten (Kurz davor hatte die Commerz¬ 
bank meiner Mutter, mit der nicht¬ 
ausgesprochenen Begründung ich sei 
Kommunist, das Konto gekündigt. 
Das ging durch die Presse). Nach ei¬ 
nigen Telefonaten, einem langen Ge¬ 
spräch, in der meine Positionen zur 
Gewalt, zum Verfassungsschutz und 
zu Inhalten der DKP abgefragt wur¬ 
den, wurde ein konkreter Termin für 
die Produktion der Sendung ausge¬ 
macht. In dem telefonischen Ge¬ 
spräch hatte ich Wert darauf gelegt, 
nicht an einer Sendung teilnehmen 
zu wollen, in der es nur um Links 
vs. Rechts oder Verfassungsschutz 
vs Links gehen sollte. Ich wollte den 
Schwerpunkt auf linke Inhalte legen, 
auf die Rolle des VS beim Aufbau und 
der Unterstützung des NSU, auf die 
Ungleichverteilung des Reichtums in 
unserem Land etc. Knapp eine Woche 
vor der Sendung wurde ich ohne eine 
nähere Begründung wieder ausgela¬ 
den. In dem Artikel von O.M. lese ich 
diese Begründung nun, sie kam vom 
Sprecher des bayrischen VS, Markus 


Schäfert: Er wolle nicht mit DKP- 
lern an einer Talkshow teilnehmen, 
genauso wie er nicht mit NPDlern 
an einer Talkshow teilnehmen wür¬ 
de. Allein schon diese Formulierung 
ein Skandal. Aber wen wundert das 
noch? Allein der Auftritt dieses Ver¬ 
fassungsschützers in dieser Sendung, 
ist die Abschaffung des VS wert. Ein 
Armutszeugnis auch für die Produk¬ 
tionsleitung von Klub Konkret, auf 
die Vorgaben des VS für die Sendung 
einzugehen. 

Kerem Schamberger, München 

Jede Grundeinheit: Schule 
für Aufklärung und 
Argumentation 

Betr.: Entwurf des Leitantrages für 
den 21. Parteitag der DKP 

Ich lese einen brauchbaren Entwurf, 
der in seiner Gesamtheit über die 
Grundeinheiten mit Hilfe der Vor¬ 
stände lebendig werden muss. Verän¬ 
derungen im Bewusstsein (das Wort 
wird fünfmal gebraucht) sind nötig, 
auch für Genossinnen und Genossen. 
Der Verstand braucht Aufklärung. 


Eine dialektische Herangehensweise 
an das politische Alltagsgeschehen 
wird gefordert. 

Plausible Argumentationsmuster mit 
Fakten gegen Verblendung und Lü¬ 
gen (Ukraine-Krise) tragen zur Be¬ 
wusstheit bei, die zu Klassenhan¬ 
deln und politischem Kampf führt. 
Nicht immer geschieht das in unserer 
Zeit in den Gewerkschaften (Opel - 
IG Metall Bochum). Jede Grundein¬ 
heit muss eine Schule für Aufklärung 
und Argumentation sein. Hier entwi¬ 
ckeln sich Menschen zu Kommunis¬ 
ten/innen in Theorie und Praxis (Zei¬ 
le 390). 

Peter W. Borchers, Sprockhövel 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 


LLL-Wochenende in Berlin am 10./1 

1. Januar 2015 

Rolle - Funktion - Charakter 

J 
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Wir fahren! 


Rheinland-Westfalen 


Wir organisieren: 

die Hinfahrt im Nachtbus (Freitag) ab KL-Schule in Leverkusen um 
23.45 Uhr - die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.00 Uhr) 
und die Unterkunft 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt + Übernachtung im Einzelzimmer 86,00 Euro 
Doppelzimmer 72,00 Euro 

Mehrbettzimmer 71,50 Euro 

DKP Rheinland-Westfalen . Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 


Wir fahren! 


Münsterland 


Samstag, 10. Januar 2015 
Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 

Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt - 0163 8996758 

E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Wir fahren! 


Baden-Württemberg 


Wir fahren! 


Bayern 

Abfahrt: Freitag, 9. Januar 2015 

Kosten: 50 € (ermäßigt 45 €) 

München ca. 17.00 Uhr, Ingolstadt ca. 18.00 Uhr, Nürnberg ca. 19.00 
Uhr, Ankunft in Berlin gegen 23.00 Uhr. 

(Gemeinsame Zugtreffpunkte zum Bus gibt es in Augsburg, 
Regensburg und Bayreuth. Bayernticket im Preis inklusive). 

Rückfahrt aus Berlin am Sonntag, gegen 14.30 Uhr. 

Anmeldung unter info@sdaj-bayern.de 


Wir fahren! 


Ruhr-Westfalen 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer 
(Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 

E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


Jetzt anmelden! Zur gemeinsamen Busfahrt (50,- €) mit Hotelübernachtung (ca. 30,- €) / Abfahrt: Freitag 9. Januar gegen 
23.00 Uhr ab Stuttgart / Rückfahrt: Sonntag 11. Januar gegen 14.00 Uhr / Anmeldung an info@dkp-bw.de 


LLL-Wochenende in Berlin am 10./11. Januar 2015 


Marx/Engels-Anthologie zur Natur des Staates 
Hermann Klenner ★Staatstheoretische Probleme im 
Werk W.l. Lenins Jupp Schleifstein ★Der Staats- und 
Rechtsbegriff bei Paschukanis A. Kerkemeyer und A. 
Fisahn ★Der Staat als gesellschaftliches Verhält¬ 
nis - Einführendes zur Staatstheorie von Nicos 
Poulantzas Daniel Bratanovic^ Integration und Klas¬ 
senkampf - Zur Ambivalenz defensiver Demo¬ 
kratisierung David Salomon^Zu Schellemanns Zyk¬ 
lus „Staat und Revolution“ Richard Hiepe 

Weitere Themen u.a.: 

John Pilger, Von Pol Pot zum „Islamischen Staat“ | 
Hannes Hofbauer, Über Hintergründe und Ablauf der 
Ukraine-Krise | Frieda Park, Der Kapitalismus ist si¬ 
cher in den Händen der Schottischen Nationalpartei 
| Ingar Solty, „Brot, Kuchen und Bäckerei“ - Kai De¬ 
genhardt zum 50. Geburtstag | Anne Rieger, Mobbing 
am Arbeitsplatz | Kai Köhler, Literarische Propaganda 
im Jahr 1914 | Phillip Becher, Die „Bewegung der be¬ 
waffneten Reaktion“ - Faschismusdeutung der italie¬ 
nischen Kommunisten | Georg Fülberth, Welches Ka¬ 
pital? 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 
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Im irdischen Fegefeuer 

Wie der Rechtsstaat Irland sich reinwäscht • Von Hermann Glaser-Baur 


D ie Diskussion um den „Unrechts¬ 
staat“ DDR, die aufwändigen 
Jubel-Veranstaltungen zum 25. 
Jahrestag des „Mauerfalls‘‘die endlose 
Präsentation von „Opfern“ - allesamt 
Oppositionelle, versteht sich - waren 
im zu Ende gehenden Jahr tragende 
Säulen von Kampagnen der Leitme¬ 
dien. 

In den Köpfen der Mehrheit der 
Menschen in unserem Land ist das 
Feindbild „böser Osten - guter Westen“ 
tief verwurzelt. Die zahllosen Schwei¬ 
geminuten, die Kerzen, die Kränze, die 
Tränen und Trauerreden der Politiker 
haben ihre Wirkung nicht verfehlt - 
„Wo Trauer herrscht, hat die Vernunft 
zu schweigen ... “ (Heinz Kessler in sei¬ 
nem Buch „Ohne die Mauer hätte es 
Krieg gegeben“). 

Da ist es wichtig, in den „Rechts¬ 
staaten“ genauer hinzusehen, zu beob¬ 
achten, wie „ganz normale“, gesetzes¬ 
treue Bürger/innen das Recht erfahren. 

Irland ist so ein Rechtsstaat, ein 
Musterland des Rechts sozusagen: 
Freie Wahlen, wichtige politische Ent¬ 
scheidungen müssen per Volksabstim¬ 
mung entschieden werden (wenn auch 
der Rechtsstaat diese schon mal wie¬ 
derholen lässt, bis ihm das Ergebnis 
ins Konzept passt), wenig bis gar keine 
Migranten, christlich bis ins Knochen¬ 
mark ... 

In diesem Rechtsparadies gab es bis 
sieben Jahre nach dem „Mauerfall“ ein 
Netzwerk von Einrichtungen, die sich 
„Magdalen Laundries“ nannten, die 
Magdalenen-Wäschereien. In diesen 
„Asylen für gefallene Frauen“ wurden 
mehr als 30 000 Frauen und Mädchen 
gegen ihren Willen festgehalten, vie¬ 
le auf Lebenszeit. Sie wurden zu un¬ 
menschlich harter, unbezahlter Arbeit 
gezwungen. Sie wurden geschlagen und 
brutal gefoltert. Sie wurden schlecht er¬ 
nährt. Sie wurden sexuell missbraucht, 
zum Beispiel als Zwangsprostituierte 
an Priester, Geschäftsleute und Politi¬ 
ker vermietet. 

Wenn sie starben oder einfach tot¬ 
geprügelt worden waren, ließen die 
Nonnen, die die Häuser leiteten, ihre 
Körper in Massengräbern verscharren. 
1993 wurde eine solche Grabstätte mit 
155 (!) Frauenkörpern auf dem Gelän¬ 
de eines Klosters in Dublin gefunden. 
Weder an dieser noch an anderen Klos¬ 
termauern, hinter denen die Frauen lit¬ 
ten, brennen Kerzen - Trauerreden und 
Krokodilstränen weinende Politiker 
sind dort nicht zu erleben. Es ist eben 
ein Unterschied, welchem System eine 
Mauer angehört! 

Mit Frauen zu sprechen, die die 
Wäschereien überlebt haben - einfa¬ 
che, oft gottesfürchtige Menschen, die 
auch heute noch Todesangst haben und 
in der Regel nicht bei ihrem Namen ge¬ 
nannt werden wollen - ist eine bewe¬ 
gende Erfahrung. 

Zwei Dinge sollen - im Unterschied 
zu fast allen Publikationen über die 
Schwestern des Todes - klargestellt 
werden: 

★ Die Magdalenen-Wäschereien wa¬ 
ren nicht geheim, auch wenn das im¬ 
mer wieder behauptet wird, etwa bei 
Wikipedia. Sie wurden von den vier Or¬ 
den „Schwestern der Gnade“, „Schwes¬ 
tern unserer Mutter der Barmherzig¬ 
keit“, „Schwestern des guten Hirten“ 
und „Schwestern der Barmherzigkeit“ 
legal als kapitalistische Betriebe ge¬ 
führt, steuerpflichtig und staatlich an¬ 
erkannt. Ihre Kunden hatten in erster 
Linie kommerzielle Interessen: Kran¬ 
kenhäuser, Internate, staatliche und 
kirchliche Einrichtungen, Betriebe, 
die Arbeitskleidung waschen ließen. 
Neben dem Segen der Kirche erfreu¬ 
ten sie sich nicht nur der schweigen¬ 
den Duldung des Staates, wie von der 
irischen Regierung bis vor etwa einem 
Jahr immer wieder behauptet. Sie wur¬ 
den regelmäßig von den Justizbehör¬ 
den als Gefängnisse benutzt, in die 
Straftäterinnen eingewiesen wurden. 
Der Rechtsstaat Irland leistete sich seit 
seiner Gründung ein Netz alternativer 


Knäste, deren Insassinnen wie Vieh, bar 
jeglicher Menschen- und Bürgerrechte, 
behandelt wurden. 

★ Die „Magdalen Laundries“ waren 
nicht die Erfindung einiger sadistischer 
irischer Nonnen. Sie wurden mehr als 
200 Jahre lang in England, Schottland, 
Australien, Kanada und den USA be¬ 
trieben. Die Frage, ob die „letzte“ die¬ 
ser Anstalten, die am 25. Oktober 1996 
in Dublin geschlossen wurde, wirklich 
die letzte war, ist nicht beantwortet. 
Hartnäckig halten sich Gerüchte, de¬ 
nen zufolge sowohl die archaische 
Technik wie auch die Foltermethoden 


aus mehreren Einrichtungen Irlands 
nach Südamerika „exportiert“ wurden. 

Geschichte der Wäschereien - 
Geschichte der Ausbeutung 

Die erste der als Asyle für Frauen, 
die ihre sexuellen Verfehlungen be¬ 
reuten, getarnten Anstalten wurde 
1758 in Whitechapel/England gegrün¬ 
det, 1758 folgte in Dublin die nächste. 
Das Geschäft mit den Frauen machte 
schnell Schule, im Jahre 1800 etablier¬ 
te sich die „Magdalenen-Gesellschaft“ 
in Philadelphia, entwickelte Außen¬ 
stellen in New York, Boston, Chicago 
und Toronto/Kanada. In England gab 
es im Jahre 1900 bereits mehr als 300 
der mörderischen Häuser, in Schott¬ 
land waren es um die 20. 

Der Unterschied zwischen diesen 
und den irischen Einrichtungen er¬ 
klärt, warum letztere so lange funkti¬ 
onierten: Sowohl in England, als auch 
in den USA rekrutierten die Nonnen 
zumindest in den frühen Jahren ihre 
Sklavinnen auf „freiwilliger“ Basis. Es 
gab in diesen großen Ländern genü¬ 
gend Prostituierte - Maria Magdalena, 
die Namensgeberin, ist eine biblische 
Figur, die der Legende nach der Pro¬ 
stitution abschwor und sich zu Jesus 
bekannte -, von häuslicher Gewalt 
betroffene oder einfach Frauen, die 
so arm waren, dass sie unbezahlte Ar¬ 
beit unter der Knute der Nonnen ih¬ 
rem Leben „in der Freiheit“ vorzogen. 

In Irland erkannten sowohl staat¬ 
liche Stellen wie auch die Kirche sehr 
bald den doppelten Wert der Wäsche¬ 
reien: Neben dem moralischen Bei- 
der-Stange-Halten der Christenschar, 
besonders der Frauen, der ewigen 
Drohung „... benimm dich oder du 
kommst zu den ‘Maggies’... “ waren sie 
eine Quelle enormer Profite und damit 
auch Steuereinnahmen. Um eine kons¬ 
tante Zahl an Arbeitskräften zu garan¬ 
tieren, wurde ein bis ins abgelegenste 
Dorf reichendes System der Denunzia¬ 
tion und des Terrorisierens von Famili¬ 


en, die ihre Töchter nicht in die Klauen 
der Nonnen geben wollten, entwickelt. 
Gemeindepriester spielten dabei eine 
große Rolle. Auch Entführungen ka¬ 
men vor. Die Nonnen waren nicht wäh¬ 
lerisch, was das Alter des Nachwuch¬ 
ses an den Waschbrettern anging, das 
jüngste Mädchen, von dessen Einlie¬ 
ferung wir wissen, war neun Jahre alt. 

Eine der Frauen, mit denen wir 
sprechen konnten - sie ist heute 66 
Jahre alt - schildert ihren Fall so: 
Nachdem sie als Jugendliche mehr¬ 
mals vom örtlichen Pfarrer vergewal¬ 
tigt worden war - deswegen hält sie 


sich auch heute noch für eine Sünde¬ 
rin -, erschien dieser bei ihr zu Hau¬ 
se. Er sagte den Eltern, sie sei vom 
Teufel besessen und prostituiere sich 
im ganzen Dorf. Er habe ein Asyl bei 
Nonnen besorgt. Kurz darauf wurde 
sie abgeholt und ohne irgendwelchen 
für sie erkennbaren Widerspruch ihrer 
Eltern in die Wäscherei geschafft. Sie 
sah ihre Familie nie wieder, lebte bis 
zur Schließung der Einrichtung dort. 
Regelmäßigen Besuch bekam sie nur 
von „ihrem“ Pfarrer - er „mietete“ sie 
von den Nonnen. 

Die „hohen Herren“ 

Die gebrochene, vollkommen ausge¬ 
brannte Frau will nicht um Entschädi¬ 
gung kämpfen, sie sucht keinen Kon¬ 
takt zu ehemaligen Mitgefangenen, 
versteht nicht, was Rechtsanwälte 
und Sozialarbeiter meinen, wenn sie 
von „Interessensvertretung der Op¬ 
fer“ reden. 

An eins erinnert sie sich genau: 
Wenn die „hohen Herren“ kamen, 
Aufträge vergaben, die Anlage sehen 
wollten, wurden die Nonnen noch bru¬ 
taler: Wer sich nicht besonders unter¬ 
würfig benahm, wurde anschließend 
gnadenlos verprügelt. 

Die hohen Herren, das waren die 
Manager staatlicher Einrichtungen, 
die den Schwestern des Todes Groß¬ 
aufträge en masse und per Vertrag zu¬ 
schanzten. Es waren die Firmen- und 
Klinikchefs, die auch in den 90er Jah¬ 
ren noch Knochenarbeit versklavter 
Frauen einer modernen Wäscherei 
in ihren Betrieben vorzogen. Und es 
waren jene, die ihre Roben, Gewän¬ 
der und Altardecken auch nach rau¬ 
schenden Nächten mit „gefallenen 
Frauen“ wieder strahlend sauber ha¬ 
ben wollten, bereit für die Wiederkehr 
des Herrn. 

Kurz: Es war der Rechtsstaat Irland 
in all seinen schillernden Facetten, der 
das Martyrium von mehr als 30 000 
Frauen und Mädchen abgesegnet, le¬ 


galisiert, davon profitiert und den mör¬ 
derischen Nonnen ihr Folterhandwerk 
vergoldet hat. 

2013,17 (!) Jahre nach der Schlie¬ 
ßung der letzten Magdalenen-Wäsche- 
rei in Irland (übrigens nicht etwa per 
Gerichtsbeschluss, sondern wegen zu 
hohen Alters der betreibenden Non¬ 
nen), entschuldigte sich die Regierung 
bei den Opfern. In einer der Situation 
Hohn sprechenden Aneinanderreihung 
von Plattheiten und Phrasen, sagen die 
hohen Herren „Sorry“. 

Sie sagen nicht: 

★ Warum nicht eine Nonne, nicht ein 


Priester, keine Klosterleitung gericht¬ 
lich belangt wurde und es auch keine 
derartigen Pläne gibt. 

★ In welchem Maße der Staat in die 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
verstrickt war, wie viele Großaufträge 
vergeben wurden und von welchen Po¬ 
litikern. 

★ Warum jahrzehntelang immer wie¬ 
der gelieferten Hinweisen - leider nur 
Hinweisen - von Gewerkschaftern und 
Arbeitsrechtlern auf eklatanten Bruch 
der Arbeitsgesetze des Landes nicht 
nachgegangen wurde. 

In diesem Schweigen und - wenn über¬ 
haupt - lediglich moralischem Gesab- 
ber unterscheiden sich Opposition und 
Regierung nicht. Zu direktem Enga¬ 
gement des Staates ist ohnehin Still¬ 
schweigen angesagt, auch bei den „ra¬ 
dikalen“ Nationalisten. Einzige Aus¬ 
nahme ist die KP Irlands, sie nennt die 
Magdalenen-Wäschereien einen Teil 
des Krieges der Herrschenden gegen 
die Armen. 

Irlandkenner haben verwundert 
angemerkt, dass auch die nordirischen 
Loyalisten, sonst stets bemüht, den 
„schlechten Papisten“ in der Republik 
Irland alles Unheil der Welt anzuhän¬ 
gen, im Wesentlichen dazu schwiegen. 
Das hat gute Gründe: In einer einma¬ 
ligen „religionsübergreifenden“ Akti¬ 
on wurden die katholischen Magdale- 
neninstitutionen im nordirischen Bel¬ 
fast seit 1839 von den protestantischen 
Anglikanern und den Presbyterianern 
geleitet. Wo Sklavinnen Profit bringen, 
wird der Kampf um die reine Lehre 
schnell zweitrangig! 

Als zwei UNO-Komitees (das ge¬ 
gen Folter und das gegen Kindesmiss¬ 
brauch) und eine Anzahl von Men¬ 
schenrechtlern ihre Stimmen erhoben, 
setzte die Regierung einen „intermi¬ 
nisteriellen Ausschuss zur Tatsachen¬ 
findung, „den Anteil des Staates an 
den Magdalenen-Wäschereien betref¬ 
fend“ ein. 


Die Herren mit den hochtrabenden 
Titeln legten kürzlich einen Bericht vor. 
Beim Studium des gut 40 Seiten star¬ 
ken Machwerks rollen sich dem Leser 
die Fingernägel ein. Die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Frauen ließ 
man beispielsweise erforschen von: 

★ Einem Priester, der in einer Wäsche¬ 
rei als Kaplan gedient hat; 

★ einigen Mitgliedern der Religions¬ 
gemeinschaften, die die Wäschereien 
betrieben haben; 

★ einer (!) Frau, die in den 1950ern 
eine Woche lang (!) als Novizin in ei¬ 
ner Wäscherei zubrachte; 


★ Einer Person, die sechs Jahre als Lei¬ 
terin einer solchen Einrichtung arbei¬ 
tete ... 

Insassinnen fand der Ausschuss nur 
wenige und diese „... sind sehr uner¬ 
fahren im Berichten ihrer Erlebnisse 

u 

Eines haben die Ausschussmitglie¬ 
der allerdings minutiös getan: Sie liste¬ 
ten auf, wann und wo verurteilte Straf¬ 
täterinnen seitens der Justizbehörden 
an die Nonnen überstellt wurden (da¬ 
bei kommen sie auf gut 2 000 in allen 
Teilen des Landes). Der Korrektheit 
wegen wird gleich darauf hingewiesen, 
dass die Straftäterinnen im Ausweich¬ 
knast „das Recht hatten, sich beim Jus¬ 
tizministerium über ihre Haftbedin¬ 
gungen zu beschweren ...“ 

Welch gigantisches Privileg der 
von Gerichten verurteilten Frauen ge¬ 
genüber den ohne Urteil versklavten 
„Maggies“! 

Es hat eben alles seine Ordnung im 
Rechtsstaat! 


Besonderer Dank an die ganz be¬ 
sondere Sängerin Eleanor Shan- 
ley. Schon seit 1995 hat ihr Song 
„Magdalen Laundry“ das Herz und 
das Hirn nicht mehr ruhen lassen! 
Es wird oft nach Literatur gefragt. 
Davon gibt es wenig, die meisten 
Berichte sind moralisierend, su¬ 
chen eine Erklärung in individuellen 
Verbrechen und klammern die Rol¬ 
le des Staates aus. Eine Ausnah¬ 
me - zumindest was die Korrektheit 
der Recherchen angeht - macht 
der Film „The Magdalene Sisters“ 
des schottischen Regisseurs Peter 
Mullan von 2002. 

In jahrelanger Arbeit drehte Mullan 
mit drei Frauen, die überlebt haben, 
und über eine, die in der Psychia¬ 
trie starb. Sehr empfehlenswert, 
wenn der Zuschauer die Szenen 
ertragen kann. 



Selbst Kinder wurden durch die Mangel der Magdalenenwäschereien gedreht. 
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Ja zur Energiewende, Nein zum Konverter in Neuss 

EEG hat auch Auswirkungen auf die politische Arbeit „vor Ort“ 


E twa seit Oktober 2012 steht das 
Problem: Bau eines Konverters 
in Meerbusch-Osterath. Für den 
Konverterbau ist von Bedeutung, dass 
die Abschaltung des Atomkraftwerks 
Philippsburg im Bundesland Baden- 
Württemberg bis Ende 2019 festgelegt 
wurde. Die dadurch ausfallende Ener¬ 
gie soll aus den Windparks in der Nord¬ 
see ersetzt werden. Zur Versorgung des 
Südens mit Strom aus den bereits be¬ 
triebenen und weiter auszubauenden 
Off-Shore-Windpark-Anlagen in der 
Nordsee müssen Stromleitungstrassen 
gebaut werden. Umfang und Verlauf 
sind im Bundesbedarfsplangesetz, kon¬ 
trolliert durch die Bundesnetzagentur, 
festgeschrieben. 

Vor diesem Hintergrund befasste 
sich die DKP Neuss Anfang Dezember 
in einer Versammlung mit dem Thema 
„Konverter, was ist das, warum braucht 
es Widerstand, was sind die Alternati¬ 
ven?“ Als Referent wurde Genosse Mi¬ 
chael Eckert, Sprecher der Partei „Die 
Linke“ in Meerbusch und Vorsitzender 
der Fraktion „Die Linke“ und Piraten¬ 
partei im Rat der Stadt Meerbusch ge¬ 
wonnen. 

Funktion des Konverters 

Die strittige Problematik ergibt sich 
nach dem Referenten aus folgendem: 
Der in den Off-Shore-Anlagen erzeug¬ 
te Strom ist Wechselstrom. Zur Ein¬ 
speisung in das bundesweite Netz ist 
der Anschluss dieser Stromleitungen 
an Netzverknüpfungspunkte festge¬ 
legt. Der Bau dieser Stromtrassen liegt 
in Verantwortung des Unternehmens 
Amprion. Von den vier im Bundesbe¬ 
darfsplangesetz festgelegten Korrido¬ 
ren für die Trassen betrifft der Korri¬ 
dor A die Trassenführung von Emden 
nach Osterath, und von Osterath nach 
Philippsburg. 

Die Zielstellung besteht mit darin, 
dass der in den Braunkohlekraftwer¬ 
ken in NRW erzeugte Strom u.a. in die 
Umformstation und den Netzverknüp¬ 
fungspunkt Osterath eingespeist, und 
von da aus, gemeinsam mit dem aus 
den Off-Shore-Anlagen zugeführten 
Strom, nach dem Süden weitergeleitet 
werden soll. Der auch aus den Braun¬ 
kohlekraftwerken zugeführte Wechsel¬ 
strom muss aber zur Vermeidung hö¬ 
herer Energieverluste in Gleichstrom 
umgewandelt werden, und das erfolgt 
in Konvertern. 

Es handelt sich hier um die größte 
bisher in Europa geplante Anlage. Sie 
wird nach den Planungen eine Fläche 
von rund 100 000 m 2 mit einem Um¬ 
fang von rund drei km erfassen. Zu be¬ 
achten ist dabei, dass es auch in unse¬ 
rem Kreis immer weniger Freiflächen 
für Gewerbeansiedlung und für Frei¬ 
zeit und Erholung gibt. Der Konverter 
wird aus zwei großen Hallen bestehen. 
Das Bauwerk soll 20 m hoch sein. Dazu 
kommen Außenanlagen in der Größe 


von drei Fußballfeldern für die erfor¬ 
derlichen Umspannanlagen. 

Risiken 

Der Betrieb des Konverters wird mit 
dauerhafter Lärmbelästigung der Umge¬ 
bung verbunden sein. Es wird mit stän¬ 
digem Lärm von bis zu 96 Dezibel ge¬ 
rechnet. Ständige hohe Lärmbelastung 
führt nach Forschungsergebnissen zu 


Gehörschäden, höherem Herzinfarktri¬ 
siko, Schlafstörungen und Beeinträchti¬ 
gung der Konzentrationsfähigkeit. Durch 
den Betrieb eines Konverters werden die 
Grenzwerte deutlich überschritten. 

Der künftige Betreiber erklärt zwar, 
dass alle Grenzwerte eingehalten wer¬ 
den, aber hier ist aus Erfahrungen, 
höchste Skepsis geboten. 

Es hat über mögliche Standorte im 
Rheinkreis Neuss seit längerer Zeit 
eine breite Diskussion gegeben, und 
umfassend bekannt geworden sind die 
Demonstrationen in Osterath. Letztlich 
sind zwei geblieben, und zwar Kaarst 
und Gohr als Stadtteil von Dormagen. 

Alternativen 

Zum Bau des Konverters gibt es Al¬ 
ternativen. Eine solche besteht dar¬ 
in, dass auch im Süden der Bundes¬ 


republik mehr Windenergieanlagen 
gebaut werden müssen, um die Lei¬ 
tung von Strom über weite Strecken 
zu vermeiden. Im Zusammenhang mit 
der Energiewende wird natürlich ein 
Netzausbau, verbunden mit Netzver¬ 
stärkung, notwendig sein, aber durch 
die Orientierung auf regionale Lö¬ 
sungen kann der Aufwand minimiert 
werden. 


Für das notwendige, schnelle Aus¬ 
scheiden von Braunkohlekraftwer¬ 
ken wegen deren anerkanntermaßen 
außerordentlich starken Belastung 
des Klimas durch C0 2 -Ausstoß gehö¬ 
ren Umfang und konkrete Maßnah¬ 
men des Netzausbaus natürlich auf 
den Prüfstand. 

Allgemeinheit bezahlt 
Netzausbau 

Eine für die Bevölkerung sehr 
schmerzliche Auswirkung besteht da¬ 
rin, dass die Energieversorger kosten¬ 
mäßig an dem Ausbau der Netze nicht 
beteiligt sind. Die Kosten des Netzaus¬ 
baus müssen durch die Allgemeinheit 
bezahlt werden, überwiegend über 
den Strompreis. Das betrifft in erster 
Linie die Bevölkerung sowie kleine 
und mittlere Unternehmen. Große 
Unternehmen werden durch die von 
ihrer Lobby in der aktuellen Politik 
der Bundesregierung durchgesetzten 
gesetzlichen Grundlagen von EEG- 
Umlagen befreit. 

Zu dem geplanten Konverter im 
Rheinkreis Neuss soll es zwei leistungs¬ 
starke Leitungen geben: Eine Leitung 
von dem Windpark in der Nordsee zum 
Standort des Konverters im Rheinkreis 
Neuss und eine weitere Leitung von 
diesem Konverter nach Philippsburg. 
Diese zweite Leitung soll zuerst gebaut 
werden, während sich die Planungen zu 
der zweiten Leitung noch sehr im An¬ 
fangsstadium befinden. 

Es soll zuerst die Zuführung des in 
den Braunkohlekraftwerken unseres 
Gebiets erzeugten Stroms zu dem Kon¬ 
verter erfolgen, dort soll dieser Strom 
in Gleichstrom umgewandelt, und dann 
nach dem Süden der Bundesrepublik 
weitergeleitet werden. 

Damit ist eindeutig, dass die Prio¬ 
rität durch den von den Kohlekraft¬ 
werken erzeugten Strom bestimmt 
wird, und dahinter stehen natürlich 
die Profitinteressen des mit Braun¬ 
kohleverwertung verbundenen Ka¬ 
pitals. 


Warum diese Umwandlung? 

Auf die Problematik „Verringerung 
von Energieverlusten bei in Gleich¬ 
strom umgewandelten Wechselstrom“ 
wurde bereits verwiesen. Auch die 
mit Wechselstrom charakteristische 
stärkere Abstrahlung (Elektrosmog) 
soll durch die Umwandlung der mit 
Gleichstrom betriebenen Leitungen 
verringert werden. Es gibt aber einen 


zweiten Bezug: Es gibt noch keine ver¬ 
gleichbaren Anlagen. Man will diese 
Technik auch exportieren. 

Der Europäische Stromhandel wird 
immer bedeutsamer. Dem dient auch 
das Netz zur Weiterleitung des in Skan¬ 
dinavien erzeugten Stroms bis nach Ita¬ 
lien. Die Tendenz geht immer mehr in 
Richtung Großanlagen, weil damit of¬ 
fensichtlich die höchsten Profite zu er¬ 
reichen sind. Von Lösungen auf regio¬ 
naler Ebene ist die Entwicklung inzwi¬ 
schen weit weg. 

Es gibt auch einen weiteren Aspekt: 
Auf der Basis von Braunkohle wird ge¬ 
genwärtig viel Strom erzeugt. Hier gibt 
es zeitweise sogar Abnahmeprobleme. 
So muss mitunter sogar dafür bezahlt 
werden, dass dieser Strom abgenom¬ 
men wird. 

Durch solche großen Konverteran¬ 
lagen mit den damit verbundenen Net¬ 
zen wird die ganze Sache natürlich für 
die Großunternehmen überschaubarer 
und kann in Profite umgesetzt werden. 

Auch eine Frage der 
Demokratie 

Angesichts der jetzt in Europa vor¬ 
handenen Überkapazitäten in der 
Stromerzeugung wird die ganze Sa¬ 
che noch zusätzlich viel fragwürdi¬ 
ger. Aus dem Blickpunkt der für die 
Bundesrepublik immer sehr lautstark 
gepriesenen Demokratie ist von prin¬ 
zipieller Bedeutung, dass die Bevöl¬ 
kerung zu solchen einschneidenden 
Entwicklungen und Vorhaben über¬ 
haupt nicht gefragt wird. Durch dafür 
gekaufte Vertreter von Wissenschaft 
und Technik werden Lösungen im 
Profitinteresse der beteiligten Gi¬ 
ganten erarbeitet, die von diesen Un¬ 
ternehmen organisierte und bezahlte 
Lobby übt konzentriert Einfluss auf 
Abgeordnete und Parlamente aus, 
und so werden diese Lösungen in 
Gesetzesform gebracht und dann der 
Bevölkerung auf gezwungen. 

Charakteristisch ist die bereits in 
vielfältiger Hinsicht von der Bundes¬ 


regierung immer wieder strapazierte 
These, dass das alles „alternativlos“ 
sei. Amprion als Investor und Betrei¬ 
ber dieser Netze hat inzwischen er¬ 
klärt, dass für den Konverterstandort 
nur ein Gebiet im Bereich der Stadt 
Kaarst und ein solches in Dormagen- 
Gohr in Frage kommen. Gegen beide 
Varianten gibt es eine breite Bürger¬ 
initiative. 


Positionen der DKP Neuss 

Nach dem Vortrag von Michael 
Eckert gab eine sehr rege Diskussi¬ 
on unter den Teilnehmern. Der DKP- 
Kreisvorsitzende sprach dem Genos¬ 
sen Eckert seinen Dank für die sehr 
informativen Ausführungen aus. Die 
Mitglieder der DKP, unterstützt auch 
von anwesenden Gästen der Partei 
„Die Linke“ aus Neuss und Dorma¬ 
gen, verständigten sich amAbschluss 
der Veranstaltung auf folgende Punk¬ 
te: 

1. Die DKP-Kreisorganisation 
wird die Bürgerinitiativen gegen 
die Errichtung eines Konverters im 
Rheinkreis Neuss unterstützen, und 
sich in die Front der Ablehner aus 
prinzipiellen wissenschaftlich-techni¬ 
schen, ökonomischen, ökologischen, 
sozialen und politischen Gründen 
einreihen. 

2. Die Kreisorganisation wird ge¬ 
gen eine Abwägung eintreten, wel¬ 
cher von dem Unternehmen Ampri¬ 
on geplante Standort Vorrang haben 
sollte, da das zur Folge haben würde, 
dass die Bürgerinitiativen in Kaarst 
und Dormagen/Rommerskirchen ge¬ 
geneinander ausgespielt werden. 

3. Die Kreisorganisation der DKP 
ist auch deshalb gegen einen solchen 
Konverter, da damit auch die Gefahr 
verbunden ist, dass mit diesem Vor¬ 
haben, der aus Gründen des Klima¬ 
schutzes dringend notwendige Aus¬ 
stieg aus der Stromerzeugung auf der 
Basis von Braunkohle verzögert wird. 
Gegen die diesbezügliche Politik des 
Bundeswirtschaftsministers und die 
zwiespältige Position der Landesre¬ 
gierung muss Front gemacht werden. 

4. Durch die Kreisorganisation der 
DKP wird zur Unterstützung der Bür¬ 
gerinitiativen kurzfristig ein Flyer er¬ 
arbeitet, der die hier deutlich gemach¬ 
ten Hauptprobleme und die Ausein¬ 
andersetzung damit in knapper Form 
für die tägliche politische Arbeit zu¬ 
sammenfasst. 

DKP Neuss 


Die „Energiewende“ 

Seit den 1970er Jahren steht gesamtgesellschaftlich die Problematik einer 
„Energiewende“ auf der Tagesordnung. Ausgelöst wurde das durch die Kri¬ 
se in der Versorgung mit fossilen Brennstoffen Anfang der 1970er Jahre, 
und die sich verbreitende Einsicht über die Begrenzung und beginnende 
Erschöpfung fossiler Rohstoffe, insbesondere von Erdöl. Etwa 1990 kam 
es in der Bundesrepublik Deutschland zu einer verstärkten Diskussion über 
die Gewinnung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen. Am 1. April 
2000 trat das „Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien“ (Kurzfassung 
Erneuerbare-Energie-Gesetz - EEG) in Kraft. Das Gesetz ist inzwischen fünf 
Mal novelliert worden. Als Bestandteil dieses Gesetzes wurde u. a. auf Pho- 
tovoltaik-Anlagen orientiert. 

★ 

Nach dem EEG soll der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung 
bis zum Jahr 2025 auf 40 bis 45 Prozent, bis 2035 auf 55 bis 60 Prozent und 
bis 2050 auf 80 Prozent gesteigert werden. 

★ 

Im Jahr 2010 wurde für die Bundesrepublik Deutschland die Laufzeitver¬ 
längerung bestehender Atomkraftwerke um durchschnittlich 12 Jahre be¬ 
schlossen. 

Dann kam im Jahr 2011 die Katastrophe in dem japanischen Atomkraftwerk 
Fukushima. 

Als Schlussfolgerung daraus wurde beschlossen, dass die Bundesrepublik 
Deutschland aus der Atomenergie aussteigt. Eine Anzahl von Kernkraftwer¬ 
ken wurde abgeschaltet, für alle anderen wurde festgelegt, wann sie abge¬ 
schaltet werden. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Grundsätzliches zum Rechtsstaat 

Von Hermann Klenner 


Bei den folgenden Ausführungen handelt es sich um Auszüge aus einem Referat Pro¬ 
fessor Hermann Klenners bei der Kommunistischen Plattform der Partei „Die Lin¬ 
ke“ Der vollständige Text einschließlich der Fußnoten erscheint in Heft 1/2015 der 
Marxistischen Blätter. 


Nächst „Freiheit“ und „Demokratie“ 
gehören „Rechtsstaat“ (und neuerdings 
wieder einmal „Unrechtsstaat“) zu dem 
am häufigsten benutzten Polit-Vokabu¬ 
lar. Dabei stoßen nicht nur unterschied¬ 
liche Meinungen - es stoßen gegensätz¬ 
liche Interessen aufeinander. Auch wenn 
Bekenntnisse durch Erkenntnisse nicht 
widerlegt werden, ist Aufklärung gefor¬ 
dert. (...) 

1 

Das Wort „Rechtsstaat“ taucht in der 
deutschen Sprache erst um 1800 auf. 
Die Idee des Rechtsstaates ist hingegen 
uralt, und der Begriff des Rechtsstaates 
ist von Beginn an bis zum heutigen Tag 
umstritten, und zwar notwendigerweise. 
Um es aber von vornherein zu sagen: 
wer, wie üblich, meint, ein Rechtsstaat 
sei ein Staat, in dem es gerecht zugeht, 
und ein Unrechtsstaat ein Staat, in dem 
es ungerecht zugeht, ist zumindest naiv, 
und seine Hoffnungen sind wie seine Be¬ 
fürchtungen jedenfalls leerer Wahn. 

Fangen wir beim Wort „Rechtsstaat“ 
an. In wohl keiner anderen Sprache gibt 
es eine solche Wortverbindung zwischen 
Recht und Staat, und wie bei anderen 
Fachausdrücken der Juristen ist es in an¬ 
dere Sprachen nur umständlich und un¬ 
genau übersetzbar. (...) Erstmals findet 
sich unser Terminus in einer 1798 publi¬ 
zierten Rezensionsabhandlung und be¬ 
zog sich weder auf den Ist- noch auf den 
Soll-Zustand eines tatsächlich existie¬ 
renden Staates, sondern charakterisierte 
eine sich den bloßen Erfahrungen erleb¬ 
barer Staatspraxis entgegensetzende Wi¬ 
derspruchstheorie samt deren Adepten, 
nämlich die „kritische oder die Schule 
der Rechts-Staats-Lehrer“. (...) 

In den vielen Verfassungstexten im 
Deutschland des 19. Jahrhunderts taucht 
das Wort „Rechtsstaat“ nicht auf, we¬ 
der in dieser noch in jener Bedeutung. 
Wohl aber finden sich, und zwar auf un¬ 
terschiedliche Weise, rechtsstaatsrele¬ 
vante Regelungen, die sich aber nicht 
zu einer in sich geschlossenen Rechts¬ 
staatskonzeption verdichten lassen. Was 
aber bleibt, ist die Erkenntnis, dass es 
sich bei diesen rechtsstaatsrelevanten 
Regelungen in ihrer Gesamtheit um die 
Rechtsstaatlichkeit in Gestalt einer Ge¬ 
setzlichkeit des dem schließlich siegreich 
werdenden Kapitalismus angemessenen 
Obrigkeitsstaates handelt, der die öko¬ 
nomischen Macht- und die politischen 
Gewaltverhältnisse garantierte, aber 
auch eine halbwegs legale Entwicklung 
der Arbeiterbewegung sowie das Auf¬ 
kommen der Frauenbewegung zuließ. Er 
hatte die nationale Einheit im Ergebnis 
von Kriegen auf dem Grabe der Frei¬ 
heit hergestellt. Mit einem Marx-Satz 
von 1875 handelte sich um einen „mit 
parlamentarischen Formen verbräm¬ 
ten, mit feudalem Beisatz vermischten 
und zugleich schon von der Bourgeoisie 
beeinflussten, bürokratisch gezimmer¬ 
ten, polizeilich gehüteten Militärdespo¬ 
tismus“ (MEW19/29). In ihm gab sich 
die Herrschaft der Herrschenden als die 
Herrschaft abstrakter Gesetze aus und 
handhabte unter dem Anschein der Ge¬ 
waltlosigkeit das Gewaltmonopol. 

Es war die damalige Sozialdemokra¬ 
tie, die das Verhältnis von Klassenherr¬ 
schaft und Rechtsstaat im Deutschen 
Reich offenlegte, wie man u. a. bei Bebel, 
Bernstein, Ehrlich, Kautsky, Liebknecht 
und Mehring nachlesen kann. Und wäh¬ 
rend des vom Kaiserreich begonnenen 
Weltkrieges entschleierte Rosa Luxem¬ 
burg „die bürgerliche Gesellschaft so 
wie sie ist: geschändet, entehrt, im Blu¬ 
te watend, von Schmutz triefend; nicht 
wenn sie, geleckt und sittsam, Kultur, 
Philosophie und Ethik, Ordnung, Frie¬ 
den und Rechtsstaat mimt“. 

2 

Gänzlich anders als heutzutage gab es 
im politischen Alltagsgeschäft der Wei¬ 
marer Republik oder in den damali¬ 
gen Juristen-Diskussionen weder für 
Rechtsstaats-Konzepte noch für Un¬ 


rechtsstaats-Bezichtigungen ein son¬ 
derliches Bedürfnis. Im sechsbändigen 
Handwörterbuch der Rechtswissenschaft 
(Berlin 1926/29) findet sich nicht ein¬ 
mal ein Rechtsstaats-Lemma; ebenfalls 
nicht im achtbändigen Handwörterbuch 
der Staatswissenschaft (Jena 1925/28). 
Während Hermann Heller und Gustav 
Radbruch wenigstens versucht hatten, 
rechtsstaatliche Gedanken gegen anti¬ 
demokratische Tendenzen in Stellung 
zu bringen, waren sich die beiden auch 
international bedeutenden, ansonsten 


eher entgegengesetzt (der eine „links“, 
der andre „rechts“) denkenden Juris¬ 
tenprofessoren Hans Kelsen und Carl 
Schmitt in dieser Angelegenheit einig: 
das Wort Rechtsstaat sei ein Pleonasmus, 
da jeder Staat, ob feudal oder bürger¬ 
lich, ob national oder sozial, ein Rechts¬ 
staat sei. 

Die Weimarer Verfassung von 1919 
kannte, wie schon ihr Vorgänger von 
1871, das Wort „Rechtsstaat“ nicht. 
Durch die Gewährleistung des Privatei¬ 
gentums auch an den Produktionsmit¬ 
teln (Art. 153) wurde die überkommene 
Macht/Ohnmacht-Struktur der Gesell¬ 
schaft als Ganzes garantiert; sie wurde 
aber auch durch mehr als dem bloßen 
Anschein nach rechtsstaatsrelevan¬ 
te Regelungen wie: allgemeines Wahl¬ 
recht, Gleichheit vor dem Gesetz, indi¬ 
viduelle Grundrechte, Unabhängigkeit 
der Gerichte und Rückwirkungsverbot 
von Strafrecht gesichert. Nicht die Ei¬ 
gentumsverhältnisse, wohl aber die ge¬ 
nannten progressiven Regelungen wur¬ 
den schließlich durch den von führen¬ 
den Repräsentanten aus Wirtschaft und 
Industrie unterstützten Reichspräsiden¬ 
ten auf der Grundlage von Art. 25 und 
48 der Verfassung, also legal, ausgehe¬ 
belt, indem er durch zwei Februar-Ver¬ 
ordnungen von 1933 (laut deren Prä¬ 
ambel: „zur Abwehr kommunistischer 
staatsgefährdender Gewaltakte“) die 
meisten der in den Verfassungsartikeln 
114 ff. vorgesehenen Bürgerrechte außer 
Kraft setzte und die polizeiliche Verhän¬ 
gung von „Schutzhaft“ beliebiger Perso¬ 
nen ohne richterliche Nachprüfung wie 
ohne zeitliche Beschränkung dekretier¬ 
te; deren Vollzug wurde später in Kon¬ 
zentrationslagern vorgenommen. Nach 
illegaler Annullierung der am 5. März 
gewählten 81 KPD-Mandate beschloss 
dann am 24. März 1933 der Reichs¬ 
tag mit den Stimmen der NSDAP, der 
Deutschnationalen Volkspartei, des 
Zentrums, der Deutschen Staatspartei 
und der Bayerischen Volkspartei, aber 
gegen die Stimmen der SPD-Abgeord- 
neten, das „Gesetz zur Behebung der 
Not von Volk und Reich“, mit dem die 


Regierung ermächtigt wurde, auch die 
gesetzgebende, einschließlich der ver¬ 
fassungsändernden Gewalt auszuüben. 
In seiner Regierungserklärung vom glei¬ 
chen Tag legitimierte Hitler die Macht¬ 
ergreifung mit einerseits: „marxistischen 
Irrlehren“ und „kommunistischem Cha¬ 
os“ und andererseits mit: „wirklicher 
Volksgemeinschaft ..., moralischer Sa¬ 
nierung an unserem Volkskörper ..., den 
im Christentum liegenden unerschüt¬ 
terlichen Fundamenten des sittlichen 
Lebens ..., Blut und Rasse ..., weltan¬ 
schaulicher Geschlossenheit“ sowie mit 
„barbarischer Rücksichtslosigkeit gegen 
Volksverrat“. 

Damit war der Weg in die Verbre¬ 
chen des faschistischen Deutschen Rei¬ 


ches autorisiert, der mit 11 Millionen 
Ermordeten in den KZ- und Vernich¬ 
tungslagern sowie den 55 Millionen 
Toten des Zweiten Weltkrieges endete 
Den Verlauf dieses Weges lassen auch 
viele gesetzliche Bestimmungen er¬ 
kennbar werden, deren menschenver¬ 
achtender Inhalt nazi-ideologisch durch 
die rassistische Phrase: „Recht ist das, 
was arische Menschen für Recht befin¬ 
den“ verbrämt wurde. Die Gewaltmittel 
des Staates wurden nicht nur de facto 
nach Gutdünken gehandhabt, sondern 
die Willkür wurde auch legalisiert: ge¬ 
mäß § 2 des StGB von 1935 hatten die 
Gerichte unter Nichtbeachtung des bis 
dahin geltenden Legalitätsgrundsatzes 
(nulla poena sine lege - keine Strafe 
ohne Gesetz) auch diejenigen zu verur¬ 
teilen, die „nach gesundem Volksemp¬ 
finden Bestrafung verdienen“. Die von 
vornherein auf ein inner- und zwischen¬ 
staatliches Terrorsystem angelegte Nazi¬ 
herrschaft war mitsamt seiner Mittel und 
Methoden selbst verbrecherisch. 

Doch während, wie erwähnt, das 
Handwörterbuch der Rechtswissenschaft 
von 1927, ein Rechtsstaats-Lemma für 
überflüssig hielt, bietet das 1937 als Er- 
gänzungsband VIII dieses Wörterbuchs 
unter dem Titel: Die Rechtsentwicklung 
der Jahre 1933 bis 1935/36 erschienene 
Werk auf den Seiten 567-577 ein von 
Staatssekretär Roland Freisler, dem spä¬ 
teren Präsidenten des „Volksgerichtsho¬ 
fes“, stammendes Rechtsstaats-Lemma. 
Darin heißt es unter anderem: „Rechts¬ 
staat ist die organisierte Lebensform des 
Volkes zur Sicherung des Rechtes des 
Volkes auf Leben nach innen und au¬ 
ßen ... Der nationalsozialistische Staat 
erhebt die Rechtsstaatsidee von einer 
formalen zu einer materiellen Idee ... 
Dieser materielle Rechtsstaat bedarf 
keiner formalen Freiheitsgarantie; denn 
er besitzt die viel stärkere materielle 
Freiheitsgarantie der Einheit der totalen 
Grundanschauung“. Bei diesem Rechts¬ 
staatbegriff flössen Staatsidee und 
Rechtsidee aus derselben „völkischen“ 
Quelle; er begnüge sich nicht mit einem 
formalen, er wolle ein materielles Ziel, 


das der „materiellen Gerechtigkeit“, die 
im Dritten Reich unverbrüchlich gelten 
und über die „Shylockgerechtigkeit“ sie¬ 
gen werde. (...). 
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Auch das von einem Parlamentarischen 
Rat in Bonn beratene und mehrheitlich 
(gegen die Stimmen der beiden KPD- 
Mitglieder) beschlossene und nach sei¬ 
ner Genehmigung durch die Alliierten 
Militärgouverneure der drei westlichen 
Besatzungszonen sowie seiner Annah¬ 
me durch die Landesparlamente (mit 
Ausnahme Bayerns) am 23. Mai 1949 
verkündete, seitdem durch mehr als 
fünfzig Änderungsgesetze modifizierte 
und ergänzte sowie schließlich seit dem 


3. Oktober 1990 für ganz Deutschland 
geltende Grundgesetz nennt das Wort 
„Rechtsstaat“ nicht. 

Wohl aber werden in drei Grundge¬ 
setz-Artikeln „rechtsstaatliche Grund¬ 
sätze“ mit verpflichtender Wirkung er¬ 
wähnt: Art. 16 verbietet die Auslieferung 
eines Deutschen an das Ausland, es sei 
denn, dass durch ein Gesetz eine abwei¬ 
chende Regelung für Auslieferungen an 
einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einen internationalen Ge¬ 
richtshof getroffen worden ist, „soweit 
rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt 
sind“; Art. 23 gebietet die Mitwirkung 
Deutschlands bei der Entwicklung der 
Europäischen Union, die (u.a.) „rechts¬ 
staatlichen Grundsätzen verpflichtet 
ist“; und laut Art. 28 muss die verfas¬ 
sungsmäßige Ordnung in den Bundes¬ 
ländern den „Grundsätzen des sozialen 
Rechtsstaates entsprechen“. 

Nirgends aber wird im Grundgesetz 
mitgeteilt, worin diese rechtsstaatlichen 
Grundsätze bestehen. Das für die In¬ 
terpretation des Grundgesetzes - im 
konkreten Fall sogar mit verpflichten¬ 
der Wirkung - zuständige Bundesver¬ 
fassungsgericht wie auch die „zustän¬ 
digen“ Rechtswissenschaftler sehen das 
Rechtsstaatsprinzip vor allem im GG- 
Art. 20III verankert. Er lautet: „Die Ge¬ 
setzgebung ist an die verfassungsmäßige 
Ordnung, die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung sind an Gesetz und 
Recht gebunden“. Die damit angeordne¬ 
te Bindung der Legislative an die Staats¬ 
verfassung und der Exekutive wie der 
Judikative an die Gesetze gehört spä¬ 
testens seit Hobbes, Pufendorf, Locke, 
Montesquieu, Rousseau und Kant als 
geronnene Erfahrung vieler Jahrhun¬ 
derte zu den gesicherten Erkenntnis¬ 
sen, an denen kein Fortschritts- und kein 
Freiheitsweg vorbeiführt. Die in den 
GG-Artikeln 16, 23 und 28 erwähnten 
und im GG-Art. 20 III in verbindliches 
Recht umgeformten rechtsstaatlichen 
Grundsätze sind also wesentlich älter 
als die Rechtsstaatsvokabel der deut¬ 
schen Sprache. Die sich aus der Weiter¬ 
entwicklung von Rechtsforderungen zu 


Rechtsnormen ergebende Verpflichtung 
der legislativen, exekutiven und judikati¬ 
ven Staatsgewalt, sich rechtsstaatlich zu 
verhalten, gehört zum harten Kern des 
Grundgesetzes, denn eine Einschrän¬ 
kung oder gar Aufhebung des Rechts¬ 
staatsprinzips ist gemäß GG-Art. 79 
III auch bei einem darauf zielenden 
einstimmigen Votum aller Bundestags- 
Abgeordneten unzulässig, wäre also il¬ 
legal. Gleiches gälte nach eben diesem 
GG-Artikel 79 für eine Einschränkung 
oder gar Aufhebung der im GG-Art. 1 
genannten, die Würde des Menschen, die 
Menschenrechte und die Grundrechte 
betreffenden Grundsätze. Diese Unauf- 
hebbarkeits-Gemeinsamkeit von Men¬ 
schenrechts- und Rechtsstaatsgrundsät¬ 
zen hat dazu beigetragen, sie auch in¬ 
haltlich zu vermischen, was nicht ihrer 
je eigenen Klarheit gedient hat. 

In seinen Entscheidungen hat das 
Bundesverfassungsgericht das Rechts¬ 
staatsprinzip als „Leitidee“ (BVerfGE 
(22/426) bezeichnet. Das ist umso zutref¬ 
fender, als durch die sogenannte Rechts- 
wege-Garantie der GG-Art. 19 und 34 
einem jeden, der durch die öffentliche 
Gewalt in seinen Rechten, auch in sei¬ 
nen Bürgerrechten, verletzt wird, der 
Rechtsweg offen steht. 

Allerdings: da das Recht auf Arbeit 
zwar von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen im Art. 23 ihrer 
„Allgemeinen Erklärung der Menschen¬ 
rechte“ von 1948 und im Art. 6 des von 
ihr ausgehenden „Internationalen Pakts 
über wirtschaftliche, soziale und kultu¬ 
relle Rechte“ von 1966 (dessen Mitglied 
die BRD seit 1973 ist) zu den Menschen- 
und Bürgerrechten gezählt wird, aber in 
der Bundesrepublik Deutschland keinen 
Gesetzessrang hat, ist es auch nicht ein¬ 
klagbar. Das Missverhältnis zwischen 
der Rechtsstaatlichkeit und der Sozial¬ 
staatlichkeit ist greifbar: die Koexistenz 
von einerseits Meinungs- wie Reisefrei¬ 
heit und andererseits Arbeits- wie Ob¬ 
dachlosigkeit, ist eines der die Bundes¬ 
republik als kapitalistisch ausweisendes 
Grundübel ihrer Rechtsordnung. 

Auch hat sich unter dem Schutz der 
rechtsstaatlichen Leitidee die Integrati¬ 
on der intellektuellen, personellen und 
strukturellen Hinterlassenschaft des 
Nazi-Reiches in den bundesrepublika¬ 
nischen Rechtsstaat der Nachkriegsä¬ 
ra vollzogen: Von den nach 1949 in der 
bundesdeutschen Justiz tätigen Rich¬ 
tern waren etwa 80 Prozent bereits im 
nazideutschen Justizdienst tätig, etwa 
85 Prozent von ihnen als Mitglieder der 
NSDAP. Die fast vollständige personelle 
Identität der Hochschullehrer an den Ju¬ 
ristenfakultäten vor und nach 1949 hatte 
ihre voraussehbaren, wohl auch gewoll¬ 
ten Folgen bei der Verdrängung der ju¬ 
ristischen Mitträgerschaft der terroris¬ 
tischen Diktatur. Das KPD-Verbot und 
die Kriminalisierung von Kommunisten 
ergingen in „rechtsstaatlichen Formen“, 
wenn auch grundgesetzwidrig. 

Das Rechtsstaatsprinzip ist ein 
Strukturpxmzip , kein Sub s tan zprinzip 
der bundesrepublikanischen Staats¬ 
und Rechtsordnung. Es garantiert die 
Rechts Sicherheit und besagt nichts über 
die RQchtsrichtigkeit. 

Um einem Fehlverständnis vorzu¬ 
beugen: Das Rechtsstaatsprinzip ändert 
nichts an der fundamentalen Gegeben¬ 
heit, dass Gesetz und Recht - wie auch 
die Verfassung selbst! - das Produkt von 
Interessenkämpfen, in weiten Bereichen 
von Klassenkämpfen ist, bei denen sich 
die Träger gesellschaftlicher Macht 
durchzusetzen pflegen. Die Macht- und 
Gewalthaber sind, wenn schon nicht die 
Rechthaber, so doch die Rechtbehalter. 

Die Verrechtlichung und Vergericht- 
lichung von Interessengegensätzen, be¬ 
sonders von Interessenantagonismen, 
vermittelt Unaufgeklärten die Illusion, 
dass die bürgerliche Gesellschaft eine 
Gemeinschaft sei, deren Recht auf einem 
entpolitisierten oder zumindest entpoli¬ 
tisierungsfähigen Konsens beruhe. Dem 
Anschein nach herrschen im Staat als ei¬ 
ner Rechts gemeinschaft wie in der viel¬ 
berufenen Staatengemeinschaft nicht 
Menschen über Menschen, sondern das 
Recht herrscht über die Menschen und 
die Staaten. (...) (Um etwas Historisches 



Eigentlich sind in Deutschland Gesetzgeber an die verfassungsmäßige Ordnung und die vollziehende und der rechtspre¬ 
chende Gewalt an Gesetz und Recht gebunden ... (Bild: Polizeigewalt gegen Blockupy-Demonstrantlnnen in Frankfurt a. M., 
2013) 
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einzuflechten: In der Verfassung Massa¬ 
chusetts von 1780 heißt es im Artikel 30: 
die rechtsstaatlichen Regelungen verfol¬ 
gen das Ziel, dass in dieser Gesellschaft 
[wohlgemerkt einer bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft samt Sklaverei!] Gesetze herr¬ 
schen und nicht Menschen - „it may be 
a government of laws and not of men“.) 

Es ist die ausschließlich legitimierte 
Gewaltanwendung, auf die der liberal¬ 
bürgerliche Rechtsstaat von Anfang an 
Anspruch erhob, und der ihm gar den 
Anschein von Gewaltlosigkeit einbrach¬ 
te, als ob das Recht des Staates und des¬ 
sen Gewalt von Haus aus Gegensätze 
wären. Macht ohne Recht kann Unrecht 
sein, Recht ohne Macht ist jedenfalls 
Ohnmacht. Indem das Rechtsstaatsprin¬ 
zip die Herrschaft mit Hilfe des Rechts 
als Herrschaft des Rechts suggeriert 
(womit allzu leicht „Gerechtigkeit“ as¬ 
soziiert wird), begünstigt es die Selbst¬ 
täuschung, dass das Recht interessenlose 
Ideen, von Begierden ungetrübte Ver¬ 
nunft enthalte. 

Begründet aber das Vorhandensein 
derartiger Illusionen und angesichts der 
Ungleichheit der Menschen unter dem 
Gesetz ein Verwerfen der jeder Rechts¬ 
staatlichkeit immanenten Gleichheit der 
Bürger vor dem Gesetz? Auch wenn ein 
rechtsstaatlich verfasster Staat keine Al¬ 
ternative zum Machtstaat ist (und indem 
er vorgibt so etwas zu sein, entmytholo- 
gisiert zu werden verdient), so ist er doch 
diejenige Teilklasse der Machtstaaten, 
die jedenfalls bessere Chancen für eine 
Demokratisierung von Staat und Gesell¬ 
schaft bietet als Staaten, denen rechts¬ 
staatliche Grundsätze fremd sind. Auch 
wenn sich infolge des privatisierten 
Eigentums an Produktions-, Distribu¬ 
tions- sowie an den Manipulierungsmit¬ 
teln der Medien die strukturellen Ge¬ 
walten in der bundesrepublikanischen 
Gegenwartsgesellschaft rechtsstaatlich 
unangefochten zu behaupten vermögen, 
ist das noch lange kein Grund, die Ver¬ 
fassungsgebundenheit des Parlaments 
sowie die Gesetzesgebundenheit von 
Regierung und Gericht zu verwerfen. 
Der Freiraum für eine Rechtsentwick¬ 
lung von unten würde geringer werden, 
wenn das Grundgesetz nicht mehr für 
die Legislative, die Exekutive und die 
Judikative verbindlich wäre oder die in 
ihren Rechten verletzten Bürger nicht 
mehr der Rechtsweg auch für ihren An¬ 
spruch auf Schadensersatz offenstünde. 
Oder wenn das Rückwirkungsverbot 
von Strafgesetzen nicht mehr als ein ab¬ 
solutes Recht gelten würde. Rechtsstaat¬ 
lichkeit hebt gewiss den Klassencharak¬ 
ter des Rechts nicht auf, aber sie macht 
es leichter, ihn offenzulegen und gegen 
seinen konkreten Gehalt zu opponieren. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
dem Rechtsstaatsprinzip zumindest 
die Nähe zur Idee der Gerechtigkeit 
bescheinigt (BVerfGE 20/331; 37/65; 
52/144; 70/308), woraus der zeitweili¬ 
ge Bundesinnenminister und langjäh¬ 
rige Präsident des Bundesverfassungs¬ 
gerichts (CDU) schlussfolgerte, dass 


„Rechtsstaatlichkeit auch Gerechtigkeit 
bedeutet“, zumal sich aus dem Demokra¬ 
tieprinzip die Aufgabe und Befugnis der 
Volksvertretung ergebe, „auf die Frage 
nach der Gerechtigkeit die unter den 
sich wechselnden Verhältnissen jeweils 
angemessene Antwort zu suchen“. Als 
ob Parlamentarier für Gerechtigkeits¬ 
ideen Interessen mobilisieren, und nicht 
für Interessen sich Gerechtigkeitsmän¬ 
telchen einfallen ließen. (...) 
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Während das „Kommunique über die 
Bildung des Blocks der antifaschistisch¬ 
demokratischen Parteien“ in der sow¬ 
jetisch besetzten Zone Deutschlands 
vom 14. Juli 1945 als dritte von fünf 
Hauptaufgaben die „Herstellung vol¬ 
ler Rechtssicherheit auf der Grundla¬ 
ge eines demokratischen Rechtsstaa¬ 
tes“ nennt, findet sich weder in den 
1946/47 angenommenen Länderverfas¬ 
sungen von Thüringen, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg und Brandenburg noch in 
den DDR-Verfassungen von 1949 und 
1968/74 das Wort „Rechtsstaat“. In dem 
im Staatsverlag der DDR 1988 publi¬ 
zierten umfangreichen Rechts-Lexikon 
findet sich kein den Rechtsstaats behan¬ 
delndes Stichwort. 

Diese Nichterwähnung von „Rechts¬ 
staat“ ist konzeptionell bedingt. Der bol¬ 
schewistische Rechtstheoretiker Jewge- 
ni B. Paschukanis (1891-1937) nannte 
in seinem international anerkannten 
Meisterwerk Allgemeine Rechtslehre 
und Marxismus von 1924 den Rechts¬ 
staat eine der Bourgeoisie bequeme 
„Fata Morgana“. Bei Karl Polak (1905- 
1963), der entgegen Arthur Baumgar¬ 
ten, Max Fechner und Karl Schuhes 
die in der DDR herrschende Meinung 
bildete und repräsentiere, hieß es in ei¬ 
nem ursprünglich 1946 im Juli-Heft der 
Einheit publizierten Artikel: Da man 
mit dem Rechtsstaatsbegriff den poli¬ 
tischen Gegner leicht diffamieren kön¬ 
ne, indem man dessen Politik zu einer 
rechtsbrecherischen und das Ergebnis 
zu Unrecht stempele, sei er zwar in der 
politischen Propaganda gefährlich, da er 
aber von jeder historischen Formation 
für sich in Anspruch genommen wer¬ 
den könne - es gebe einen antiken, ei¬ 
nen feudalen, einen bürgerlichen, einen 
sozialistischen, auch einen nationalsozi¬ 
alistischen Rechtsstaat - sei er „vollkom¬ 
men inhaltsleer und halte keiner wissen¬ 
schaftlichen Analyse stand“ 

Auch wenn im Verlauf der Entwick¬ 
lung, etwa auf dem VI. und VII. Parteitag 
der SED 1963 und 1967 und dann noch 
einmal auf dem 6. Plenum des ZK der 
SED 1988 parteioffiziell von der DDR 
als von einem „sozialistischen Rechts¬ 
staat“ gesprochen wurde, unterblieb die 
Ausarbeitung einer angemessenen so¬ 
zialistischen Rechtsstaatstheorie und 
die Verwirklichung einer ihr gemäßen 
Rechtspraxis. Lediglich das bis dahin 
Erreichte oder den antifaschistischen 
Grundgehalt der neuen Ordnung, die 
Aufhebung von Ausbeutungsverhältnis¬ 


sen und die praktizierte Friedenspolitik 
als sozialistische Rechtsstaatlichkeit zu 
bezeichnen, ohne grundsätzliche Verän¬ 
derungen zu wollen und durchzusetzen, 
hieße den Terminus nur als Verschöne¬ 
rungsvokabel zu missbrauchen. Diese 
Veränderungen hätten sich vor allem 
abgrenzen müssen von der herrschend 
gewordenen Auffassung, dass das Recht 
immer nur Mittel der Macht, nie aber 
auch deren Maß sein könne. Den Klas¬ 
sencharakter auch eines sozialistischen 
Rechts festzustellen, widerspricht jedoch 
nicht der Einsicht, dass dieses Recht in¬ 
folge seines Normativcharakters eine re¬ 
lative Eigenständigkeit aufweisen muss, 
denn ohne subjektive Rechte gibt es 
kein objektives Recht. Ohne eine relati¬ 
ve Selbstständigkeit des Rechts und der 
Gerichtsbarkeit ist keine Rechtsstaat¬ 
lichkeit zu haben, weder eine normativ 
begrenzte Regierungsgewalt noch eine 
durch Rechtsnormen gesicherte Freiheit 
von Bürgern. 

Von einem marxistischen Stand¬ 
punkt aus gesehen ist es so theoretisch 
falsch wie praktisch kontraproduktiv, die 
sozialistische Gesetzlichkeit lediglich als 
Befolgung von Obrigkeitsanordnungen 
durch die Bürger zu verstehen, statt sie 
auch und zunächst als Anspruch der 
die Staatsgewalt erst konstituierenden 
Bürger auf lediglich gesetzlich geregel¬ 
te Eingriffsmöglichkeiten von Staatsor¬ 
ganen in ihre Freiheitssphäre. Wenn die 
von der Verfassung festgeschriebene 
Führungsrolle der Partei in gesetzlich 
geregelte Beziehungen verändernd ein¬ 
greift, ist sie Ausdruck einer extralega¬ 
len, also illegalen Dominanz. (...) 

Das Ende der DDR war gewiss 
nicht durch deren Rechtsordnung verur¬ 
sacht. Auch wenn (im Unterschied zum 
Grundgesetz der BRD) die Verfassung 
der DDR den Test einer Volksabstim¬ 
mung bestanden hatte, und in weiten 
Bereichen hier die Rechtssicherheit - 
die Lebenssicherheit sowieso - größer 
war als die in kapitalistischen Staaten zu 
erlebende, ist doch nicht zu übersehen, 
dass es begünstigende Bedingungen für 
den Untergang des frühsozialistischen 
Gesellschaftssystems in der Rechtsord¬ 
nung der DDR gegeben hat. Dazu ge¬ 
hört die Unterbewertung der subjekti¬ 
ven, erforderlichenfalls auch gerichtlich 
durchsetzbaren Rechte des Bürgers im 
Staats- und Verwaltungsrecht ebenso 
wie das in Theorie und Praxis betriebe¬ 
ne Ungleichgewicht zwischen den sozi¬ 
alen Bürgerrechten einerseits und den 
politischen Bürgerrechten andererseits. 
Die immer wieder praktizierte Reduk¬ 
tion der sozialistischen Demokratie auf 
eine Einbeziehung der Bevölkerung in 
die bereits andernorts getroffenen Füh¬ 
rungsentscheidungen der exekutiven 
Partei- und Staatsorgane (obwohl doch 
Demokratie nichts anderes sein kann als 
die Identität von Regierenden und Re¬ 
gierten) hat ganz gewiss dazu beigetra¬ 
gen, dass sich viele Bürger zunehmend 
nicht mehr mit dem Staat zu identifi¬ 
zieren vermochten. Für Nachdenkende 


dürfte klar sein: Nicht weil die Rechts¬ 
ordnung der DDR nicht bürgerlich-ka¬ 
pitalistisch war, sondern weil sie nicht 
demokratisch-sozialistisch genug war, 
ist sie mitverantwortlich für das Schei¬ 
tern des ersten Versuchs auf deutschem 
Boden, eine zum Realkapitalismus al¬ 
ternative Gesellschaftsordnung zu ent¬ 
wickeln. 

Mit diesen - in jeder, auch persönli¬ 
cher, Hinsicht - selbstkritischen Bemer¬ 
kungen soll nicht etwa den bösartigen 
Primitivismen derer zugearbeitet wer¬ 
den, die, wenn von der DDR die Rede 
ist, die Unrechtsstaatskeule schwingen. 
Die, alphabetisch geordnet: Gauck, 
Herzog, Jahn, Knabe und Merkel, e tutti 
quanti, benutzen dabei diese von einem 
der Wegbereiter des politischen Katho¬ 
lizismus erstmals am 12. Februar 1853 in 
der Zweiten Kammer des Preußischen 
Landtags verwendete Diffamierungs¬ 
vokabel. Wort wie Begriff „Unrechts¬ 
staat“ finden sich nicht einmal in heu¬ 
tigen Wörterbüchern der Politik, von 
Rechtslexika ganz zu schweigen. Aber: 
nicht weil die DDR zu wenig demokra¬ 
tisch, sondern weil sie zuviel sozialistisch 
war, wird ihr von den Siegern im Kalten 
Krieg die Ehre abzuschneiden versucht. 
Doch die Ehre derer, die sich als Nutz¬ 
nießer des Kapitalismus dessen Endgül¬ 
tigkeit verschrieben haben und ihn des¬ 
halb als alternativlos ausgeben - sie ist 
nicht unsre Ehre! (...) 
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Die normative Verankerung der im 
Grundgesetz mehrfach erwähnten 
„rechtsstaatlichen Grundsätze“ durch 
die vom GG-Art. 20 vorgeschriebene 
Bindung des Gesetzgebers an die ver¬ 
fassungsmäßige Ordnung, der vollzie¬ 
henden und der rechtsprechenden Ge¬ 
walt an Gesetz und Recht, sollte nicht 
als Behauptung verstanden werden, 
dass die BRD ein Rechtsstaat ist. Son¬ 
dern: dass sie es sein soll. Es handelt sich 
nicht um den Wahrheitsanspruch einer 
soziologischen Erkenntnis, sondern um 
die rechtsverbindliche Aufforderung an 
die Organe des Staates, sich rechtsstaat¬ 
lich zu verhalten. Es ist der permanente 
Widerspruch von Verfassungsrecht und 
Verfassungswirklichkeit, die Differenz 
von Sein und Sollen, von Aussage und 
Norm, die hier zum Tragen kommen 
und deren Übersehen zu Fehlurteilen 
und zu Fehlhandlungen führt. 

Es sind zwei voneinander unter¬ 
scheidbare Ebenen, auf denen sich 
Sozialisten und Kommunisten auf die 
Rechtsstaatsprinzipien einzustellen ha¬ 
ben: 

a) Wie die Erfahrung zeigt, sind die 
sich aus diesen Prinzipien ergebenden 
normativen Anforderungen durch die 
Realpolitik der Macht- und Gewalt¬ 
haber verletzungsgefährdet; sie bedür¬ 
fen ihrer Verteidigung. Man denke an 
das Urteil des Bundesverfassungsge¬ 
richts von 1956, mit dem auf Antrag 
der Bundesregierung die von den Na¬ 
zis am tödlichsten verfolgte Partei, die 


KPD, aufgelöst und enteignet wurde; 
an die darauf folgenden knapp 140 000 
Ermittlungsverfahren mit etwa 7 000 
Verurteilungen, an die Berufsverbot¬ 
spraxis; an die (ungeachtet des durch 
GG-Art. 103 geltenden Rückwirkungs¬ 
verbots im Strafrecht) nach 1990 erfolg¬ 
ten Verurteilungen von zweihundert 
DDR-Juristen durch eine BRD-Justiz, 
die zuvor nicht einen einzigen Richter 
der Nazi-Justz mit ihren 50 000 Todes¬ 
urteilen rechtskräftig verurteilt hatte; 
an die Beteiligung der Bundesrepublik, 
wenn auch nur als Vasall eines anderen 
Staates an den zumindest illegal begon¬ 
nenen, als Ganzes: völkerrechtswid¬ 
rigen Kriegen, die gegen Jugoslawien 
(1999), gegen Afghanistan (2001), den 
Irak (2003) und gegen Libyen (2011) 
auf dem Grabe von nationaler und in¬ 
ternationaler Rechtsstaatlichkeit sowie 
mit informationeller Totalüberwachung 
samt Foltermethoden geführt wurden, 
und an denen sich beteiligt zu haben als 
zur Staatsräson der BRD gehörig er¬ 
klärt wird - Staatsräson heißt aber ein 
Handeln des Staates ohne Rücksicht 
auf Moral und Recht! Hier ist ein Dau¬ 
ereinsatz für die Rechtsstaatsprinzipien 
erforderlich, nicht vordergründig im ju¬ 
ristischen, wohl aber im Fortschrittsin¬ 
teresse der Menschheit. 

b) Die Umformung der rechtsstaat¬ 
lichen Grundsätze in Rechtsnormen 
trägt als Bestandteil einer insgesamt ka¬ 
pitalistischen Rechtsordnung zur Auf¬ 
rechterhaltung von Ausbeutungs- und 
Unterdrückungsverhältnissen bei. Da, 
wie Ernst Bloch es ausdrückte, „trotz 
der relativen Rechtssicherheit in pro- 
sperity ein Rechtsstaat für arm und 
reich zugleich doch ein Verkleidungs¬ 
stück [...] ist, dazu tauglich, dem inte¬ 
ressierten Formalismus auch noch den 
Anschein einer besonderen Objektivi¬ 
tät zu verleihen, den der Unparteiisch- 
keit und ihrer Gerechtigkeit“, bleibt 
Kritik an ihm unausweichlich. Auch 
deshalb, weil die für die ökonomisch 
Ungleichen juristisch gleiche Rechtssi¬ 
cherheit dazu beiträgt, dass die durch 
die strukturellen Machtverhältnisse 
tatsächlich Unterdrückten sich nicht 
für Unterdrückte, sondern für vor al¬ 
lem Aufstiegsberechtigte halten und 
mit fast logischer Zwangsgewalt zu ei¬ 
ner opportunistischen Bereitschaft für 
eine Anpassung an die jeweils kleineren 
Übel verführt, die von den Herrschen¬ 
den nur zu gern den anderen auferlegt 
werden und die dann häufig in deren 
Mittäterschaft endet. Die Erkenntnisse 
von Wolfgang Abendroths Antagonisti¬ 
sche Gesellschaft und politische Demo¬ 
kratie, Neuwied 1967, auch von Helmut 
Ridders [Alternativ-]Kommentar zum 
Grundgesetz , Neuwied 1984, weiterfüh¬ 
rend ist ungebrochener Widerstand ge¬ 
boten. Freilich: es ist das nicht nur eine 
Einsichts-, es ist auch eine Charakter¬ 
frage. 

Professor Hermann Klenner, Berlin, ist 
marxistischer Rechtswissenschaftler 
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Friedenswinter-Auftakt in Berlin 


Meine progressive Woche 

Vom 6 . bis 12. Dezember 


„Wir halten uns an das Vermächtnis des 
Schwurs von Buchenwald: Nie wieder 
Krieg! Nie wieder Faschismus!“ So be¬ 
gann die Auftaktkundgebung der De¬ 
monstration am Berliner Hauptbahnhof. 
Von Beginn an etwa 3 000 Menschen - 
später wurden es noch mehr - hörten 
die Reden und Grußworte von Danie¬ 
la Dahn, attac Leipzig, und Eugen Dre¬ 
wermann, die alle die Verbindung von 
Krieg und Kapitalismus hervorhoben, 
für Frieden und weltweite Gerechtig¬ 
keit, gegen Rassismus, Kriegshetze und 
rückwärtsgewandte Abschottung eintra¬ 
ten, für eine Welt des friedlichen Mitein¬ 
anders aller Menschen. Eine bunte, viel¬ 
fältige Demonstration machte sich auf 
den Weg, um Bundespräsident Gauck 
einen Besuch abzustatten und ihm vor 
dem Schloss Bellevue die Meinung zu 
sagen. Da Gauck nicht selbst kam, ließ 
ihn Rainer Kröhnert zu Wort kommen, 
erst als sanfter Prediger, und dann über¬ 
gehend in Diktion und Geschrei Hit¬ 
lers - eine gekonnte satirische Ohrfei¬ 
ge für den Mann, der am 1. September 
in Polen, 75 Jahre nach dem Überfall 
Hitlerdeutschlands, unverhohlen für ei- 



Die Demonstranten vor dem Sitz des 


Bundespräsidenten. 

nen Krieg gegen Russland warb. „Das 
menschgewordene Mutterkreuz“ Ursu¬ 
la von der Leyen, lobte er als blondes 
deutsches Mädel, mit dem zusammen er 
dem Iwan so richtig gezeigt hätte, was 
eine Harke ist. 

Dieser Auftakt zum Friedenswinter 
machte Mut, viele junge Leute, aber auch 
„alte Hasen“ der Friedensbewegung wa¬ 
ren dabei, und bis zum Ostermarsch 2015 
sollen es noch viel mehr werden. Jetzt 
schon war diese Demonstration die größ¬ 
te Friedensdemonstration seit Jahren in 
Berlin. Jane Zahn 


Dienstag 

In dem jetzt mit großem Medien¬ 
geklingel veröffentlichten Untersu¬ 
chungsbericht über die Folterpraxis 
des US-Auslandsgeheimdienstes CIA 
steht nichts, buchstäblich nichts Neu¬ 
es. Die Techniken, die Folterstätten in 
aller Welt, die Verantwortlichen (Bush, 
Cheney etc. pp.) - alles ist bekannt. 

Der Bericht selbst verschweigt 
mehr als er aufklärt; veröffentlicht 
wird weniger als ein Zehntel. Auch 
deswegen klingt es wie Hohn, wenn der 
US-Präsident es als Stärke der Demo¬ 
kratiefeiert, dass zugegeben wird, was 
jeder weiß. Vor nunmehr sechs Jahren 
kündigte Obama an, dass Guantana- 
mo geschlossen wird. Seitdem wurde 
dort immer weiter gefoltert. George W. 
Bush ist nicht der letzte US-Präsident, 
an dessen Händen Blut klebt. 

Donnerstag 

Bundesinnenminister de Maiziere 
will die Sorgen der Pediga-Demons- 
tranten ernst nehmen. Es gebe Studi¬ 


en, wonach sich ein Teil von ihnen wie 
Fremde im eigenen Land fühlten. Es 
sind solche Äußerungen, die Wasser 
auf die Mühlen der Rattenfänger sind. 

Es melden sich zur Zeit erfreulich 
viele Wissenschaftler, die die Sorge 
vor einer Überfremdung absurd nen¬ 
nen und im Gegenteil daraufhin wei¬ 
sen, dass die Integration von Migran¬ 
ten beispielhaft gelinge. Wer das wie de 
Maiziere öffentlich ignoriert, zündelt 
mit. 

★ 

Die Bundesregierung täte gut daran, 
sich ernsthaft mit zwei neuen Studien 
zu beschäftigen, deren Gegenstand in 
Wahrheit hinter den Ängsten in die¬ 
sem Land stehen. Die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) hat festgestellt, 
dass die Kluft zwischen Arm und Reich 
immer größer wird. Das ist nicht neu. 

Neu ist, dass eine weltumspannende 
und bedeutende Organisation zu dem 
Schluss kommt, dass das Wirtschafts¬ 
wachstum zwischen 1990 und 2010 


deutlich größer gewesen wäre, wenn 
diese Kluft nicht gewachsen wäre. D. h., 
dass die Spar- und Umverteilungspoli¬ 
tik der letzten Bundesregierungen ge¬ 
nau das Gegenteil dessen bewirkt ha¬ 
ben, was sie vorgeben. 

Die andere weltweite Studie der 
Marktforschungsfirma Wealth-X und 
der Bank UBS beschäftigt sich mit der 
Struktur des Reichtums. Die deutschen 
Superreichen stellen 0,2 Promille der 
Bevölkerung und besitzen 22,6 Pro¬ 
zent des Vermögens. Selbst in den USA 
halten die Superreichen nur 12,6 Pro¬ 
zent aller Werte. 

Zudem ist Reichtum in Deutsch¬ 
land mehr als überall auf der Welt nicht 
selbst erworben, sondern vererbt. Rele¬ 
vant wird dieses Verhältnis, wenn die 
Richter des Bundesverfassungsgerichts 
darüber entscheiden, ob viele deutsche 
Familienunternehmen auch weiterhin 
komplett steuerfrei vererbt werden dür¬ 
fen. Und damit das Wirtschaftswachs¬ 
tum gehemmt wird, wie wir aus Studie 
eins gelernt haben. Adi Reiher 


250 Montage gegen Stuttgart 21 

Von Björn Blach 


Am vergangenen Montag konnte in 
Stuttgart ein besonderes Jubiläum gefei¬ 
ert werden. Der hartnäckige Widerstand 
gegen das Milliardengrab S21 kam seit 
2009 zum 250.-mal zur Demo zusammen. 

Über 7 000 Menschen folgten dem 
Aufruf und machten erneut ihrem Är¬ 
ger um das Projekt der Deutschen Bahn 
AG Luft. Im Interesse des Monopolka¬ 
pitals und Hand in Hand mit den Poli¬ 
tikern aus CDU, FDP, SPD und seit der 
Übernahme der Landesregierung auch 
der Grünen soll der bisher sehr gut funk¬ 
tionierende Stuttgart Kopfbahnhof unter 
die Erde verlegt werden. Inmitten einer 
der teuersten Städte Deutschlands soll 
so viel neue Fläche entstehen, dass dies 
schon mit dem Umbau Berlins in Folge 
der Konterrevolution verglichen wurde. 
Doch nicht nur Banken und Immobili¬ 
enmafia freuen sich. Die einseitige Aus¬ 
richtung der Bahn auf Hochgeschwindig¬ 
keitsstrecken zwischen den Metropolen 
freut die besonders in Stuttgart vertre¬ 
tene Autoindustrie. Diese setzt auf mehr 
Individualverkehr, Gütertransport auf 
der Straße und neuerdings auch auf Bus¬ 
se als Konkurrenz zur Deutschen Bahn. 
Da kann es nur gut sein, einen Bahn¬ 
hof, der bisher zu den pünktlichsten in 
Deutschland gehört, zu schleifen. Aktu¬ 
ell dafür verantwortlich ist der ehemalige 
Daimlermanager Rüdiger Grube. 

250 Montagsdemos sind ein guter 
Grund sich auf die eigene Schulter zu 
klopfen. Auch wenn es nach dem Hö¬ 
hepunkt der Proteste 2009 in der Me¬ 
dienöffentlichkeit stiller geworden ist, 
viele Versuche zur Einbindung und Dif¬ 
famierung, teilweise mit Erfolg, stattge¬ 
funden haben, Niederlagen eingesteckt 
werden mussten: 250 Montage lang sind 
Menschen auf der Straße gewesen, und 
es waren bis auf wenige Ausnahmen im¬ 
mer mehrere Hundert. Theaterregisseur 
Volker Lösch beschrieb es in seiner Rede 
auf der Demo so: „Unsere Macht ist die 
ständige Drohung an die herrschende 
Politik, dass jederzeit neue Protest-Dy¬ 
namiken entstehen können. Diese Macht 
ist eine Instanz geworden, und das nennt 
man einen Großerfolg!“ 

Die Montagsdemos haben sich zu 
einem zentralen Element des Wider¬ 
stands entwickelt. Hier findet der Aus¬ 
tausch statt und es wird diskutiert, hier 
werden Aktionen geplant und Kraft ge¬ 
tankt, hier kommen die Menschen zu¬ 
sammen. Gerade auf den Montagsdemos 
hat sich auch das politische Bewusstsein 
geschärft. Der Widerstand hat gelernt, 
dass er es mit einem System zu tun hat, 
das Kapitalismus heißt. 

Obwohl es noch viele Unklarheiten 
gibt und gesellschaftliche Alternativen 
noch nicht zu Ende gedacht sind, hat die 
Bewegung gegen Stuttgart 21 die Stadt 
verändert. Vor allem weil sie Einsicht in 
die Verbindung zwischen Kapital und Po¬ 
litik gewonnen hat. 

So gab es auch um diese Montagsde¬ 
mo im Vorfeld eine gerichtliche Ausein¬ 


andersetzung wie schon vor einem Jahr. 
Die Stadt Stuttgart, regiert von einem 
Grünen-OB, wollte die Demo an zen¬ 
tralem Ort vor dem Bahnhof los werden, 
da sie angeblich zu viel Verkehrschaos, 
gerade in der Weihnachtszeit verursacht. 
Anfang des Jahres haben sich die Mon¬ 
tagsdemonstranten über dieses willkürli¬ 
che Verbot hinweggesetzt, dann sind sie 
auf den Stuttgarter Marktplatz gewech¬ 
selt. Der Stau in der Stuttgart-City hat 
sich dadurch nicht mal montags verrin¬ 
gert. Für die 250. brauchte es schon Kla¬ 
gen bis vors OLG, das dann den Demo¬ 
auftakt vor dem Bahnhof bestätigte. 

Auch mit der Justiz hat man in Stutt¬ 
gart in den vergangenen Jahren seine 
Erfahrungen gemacht. Jüngst mit dem 
sogenannten Wasserwerferprozess (was¬ 
serwerf er-prozess.de). Angeklagt waren 
Polizisten, die zuständig waren für die 
Wasserwerfer, die am 30. 9. 2014, dem 
„Schwarzen Donnerstag“, durch unzu¬ 
lässigen Wasserdruck und Schüsse ins 
Gesicht mehrere Menschen schwer ver¬ 
letzen. Insgesamt wurden an diesem Tag, 
bei dem die damalige CDU-Landesre- 
gierung unter Mappus versucht hat, den 
Park zu räumen um gleichzeitig mit einer 
Eskalation der Gewalt für eine Spaltung 
der Bewegung zu sorgen, über 400 Men¬ 
schen zum Teil schwer verletzt. Im Pro¬ 
zess wurde etliches zu Tage gefördert. 
So zum Beispiel, dass dem Wasser sehr 
häufig Reizmittel zugesetzt werden. Vor 
allem aber, dass die Verantwortlichen für 
den Einsatz, begonnen beim Minister¬ 
präsidenten, diesen Einsatz so wollten. 
Entweder bewusst so geplant oder grob 
fahrlässig so zugelassen haben. Doch 
kurz bevor weitere heikle Details, z.B. 
durch die Aussage des damaligen Poli¬ 
zeipräsidenten zustande kamen, wurde 
der Prozess eingestellt. Eine Aufklärung 
wird wohl noch weiter auf sich warten 
lassen. 

Nach fünf Jahren Montagsdemo aber 
auch fünf Jahren angeblichem Bau stellt 
sich heraus, dass die Befürchtungen sich 
bisher bestätigen. Die Bahn täuscht bau¬ 
en vor, an vielen Stellen in Stuttgart fin¬ 
den vorbereitende Maßnahmen statt, 
was schon jetzt zu erheblichen Belas¬ 
tungen der Anwohner führt. Dabei wird 
deutlich, dass die Planungen der Bahn 
totaler Murks sind. Entscheidende Teile 
des Projekts sind noch nicht planfestge¬ 
stellt, immer wieder muss die Bahn ihre 
Pläne ändern, bei vielen Abschnitten ist 
sie schon jetzt um Jahre hinter her, wäh¬ 
rend die Kosten explodieren. Schon jetzt 
ist klar, dass S21 sich einreiht in Projekte 
wie Elbphilharmonie und Berliner Flug¬ 
hafen. 

Die DKP wird den Protest weiterhin 
tatkräftig unterstützen und mit ihren Po¬ 
sitionen zur Entwicklung beitragen, da¬ 
mit nicht nur S21 zu Fall gebracht wird: 
Mit langem Atem, mit Aktionen, die uns 
motivieren, mit Lust am Widerstand. Mit 
erhobenem Haupt, im Bewusstsein un¬ 
serer Stärke. 


Die Geburt der Mattenschanze 


Aus den Anfängen des DDR-Sports 


Wie es dazu kam, dass ich mich in 
einem Schlafwagenabteil auf einen 
Sitzstehplatz drängelte, und mir erst 
mitten in der Nacht noch ein Bett si¬ 
cherte, ist nur mühsam mit wenigen 
Worten zu erzählen. Als erstes sei der 
Anlass notiert: Ich feierte unlängst 
den 60. Jahrestag jener Reise - leider 
allein, denn alle, die sich damals auf 
das Bett gedrängt hatten, deckt in¬ 
zwischen der grüne Rasen. Nun der 
Sachverhalt: im Winter 1954 fanden 
im schwedischen Falun Skiweltmeis¬ 
terschaften statt und es waren die ers¬ 
ten Titelkämpfe, zu denen die DDR 
eingeladen worden war, wenn man 
von der Schachweltmeisterschaft ab¬ 
sieht, zu der Moskau Edith Keller- 
Herrmann 1949 eingeladen hatte. 
Gründlich vorbereitet reiste die Ski¬ 
mannschaft damals nach Schweden, 
aber als die Skispringer das erste Mal 
vom Auslauf zum Schanzenturm hin¬ 
aufsahen, fiel den meisten das Herz in 
die Hose. Einer der Springer schlich 
sich am Morgen der Entscheidung in 
das Zimmer von Trainer Hans Ren¬ 
ner und legte ihm seine Startnummer 
mit den Worten aufs Bett: „Ich nicht! 
Spring Du für mich!“ Am Ende er¬ 
schienen von den acht gemeldeten 
DDR-Aktiven drei am Ablauf. Die 
anderen hatten sich auf die Zuschau¬ 
ertribüne verkrochen. 68 Teilnehmer 
zählte der Starter, als die Entschei¬ 
dung fiel. Der beste DDR-Springer, 
Franz Renner, kam auf Platz 50! 

In einer schwedischen Zeitung er¬ 
schien eine Karikatur, auf der Kampf¬ 
richter nächtens ein Wärmefeuer ent¬ 
zündet hatten und auf die Frage eines 
Spazierläufers antworteten: „Was wir 
hier treiben? Wir warten auf die ost¬ 
deutsche Frauenstaffel!“ 

Ich war mit dem Schlafwagen nach 
Sassnitz gefahren, mit der die Mann¬ 
schaft von der schwedischen Fähre 
abgeholt werden sollte. Da Eis die 
Hafeneinfahrt blockierte, verging 
der Tag, ehe sie endlich eintraf. Inzwi¬ 
schen waren die Kohlen im Schlafwa¬ 
gen ausgegangen und nur weil ich den 
Parteisekretär des Fischkombinats 
überreden konnte, uns ein paar Schip¬ 
pen Briketts zu spendieren, konnten 
wir den Wagen aufheizen, als die Ver¬ 
lierer von Falun von Bord gingen. 

Wie schon erwähnt, zwängte ich 
mich in das Abteil, in dem sich die 
Trainer versammelt hatten und ihrer 
schlechten Laune freien Lauf ließen. 
Einer in der Runde meinte, man sol¬ 
le schlicht mit „Waterloo“ antwor¬ 
ten, Hans Renner widersprach ihm 
energisch: „Wir haben nicht die De¬ 
visen, die andere ausgeben, um sich in 
Finnland, Schweden oder Norwegen 
gründlich vorzubereiten, also müssen 
wir den Schnee erfinden, auf dem wir 
zu Hause trainieren können. Die Run¬ 
de nannte ihn einen „Spinner“, aber 
das ließ ihn nicht resignieren. Schon 


über 50 Jahre vorher hatte man solche 
Versuche unternommen, aber das wa¬ 
ren keine „Spinner“ sondern vor al¬ 
lem Zirkusunternehmer, die in Zelten 
oder Hallen Schanzen montieren lie¬ 
ßen, um dem Publikum Attraktionen 
bieten zu können. 


Die Hans-Renner-Schanze in Oberhof. 

Renner aber begann zu grübeln 
und startete Versuche, die allerdings 
meist scheiterten. Eines Tages glaub¬ 
te er, Kunststoffplatten könnten sein 
Problem lösen, aber sie erwiesen 
sich als zu stumpf. Wütend warf er 
sie abends in seinen Garten und als 
er sie vom Morgentau benetzt, am 
nächsten Morgen prüfte, erwiesen sie 
sich als enorm gleitfähig. Allerdings 
erwiesen sich die Platten als zu steif 
und so kam er auf die Idee, sie zu zer¬ 


schneiden und in Bürsten zu verwan¬ 
deln. Die Regierung der DDR stellte 
ihm 40 000 Mark für seine Versuche 
zu Verfügung und empfahl ihm einen 
volkseigenen Betrieb als Partner. Am 
21. November 1954 - also vor nun¬ 
mehr 60 Jahren -, erlebten rund 15 
000 Zuschauer in 
Oberhof das erste 
echte Mattensprin¬ 
gen der Welt, so- 
dass es legitim er¬ 
scheint, dieses Ta¬ 
ges zu „gedenken“. 
Dass die „Patentur¬ 
kunde“ das Datum 
des 26. Septem¬ 
ber 1955 trägt, ist 
dem Umstand zu¬ 
zuschreiben, dass 
man weltweit prü¬ 
fen musste, ob nicht 
irgendwer schon 
solche Schanzen¬ 
beläge erfunden 
hatte. 

Noch einmal: 
Die Weltmeister¬ 
schaft hatte 1954 
stattgefunden, der 
beste DDR-Sprin- 
ger erreichte den 
50. Platz. Zwei Jah¬ 
re später fanden in 
Cortina die ersten 
Olympischen Spie¬ 
le statt, an der die DDR teilnahm. 
Nach dem ersten Durchgang des 
olympischen Sprunglaufs lag Harry 
Glaß aus der DDR an der Spitze. Zwei 
alles auf eine Karte setzende Finnen, 
überholten ihn noch, er kehrte als 
Dritter mit der ersten Olympiamedail¬ 
le für die DDR nach Hause zurück! 

Noch am Rande: Die DDR kas¬ 
sierte allerlei Devisen bis zum Ablauf 
der Patent- Devisen-Frist ... 

Klaus Huhn 



Der rote Kanal 


Ein Weihnachtsmann für Willi, 

DDR 1969 

Für den film-dienst war ein „liebe¬ 
voll inszenierter und gradlinig er¬ 
zählter Kinderfilm in der Tradition 
von Kästners Emil und die Detekti¬ 
ve, der seine etwas dick aufgetragene 
Botschaft vom gesellschaftlichen Ge¬ 
meinschaftsgefühl durch kindgerech¬ 
ten Humor und Spannung auflockert.“ 
Mi., 24.12.12.05-13.10 Uhr, mdr 

Das kalte Herz, DDR 1950 

Die Handlung des von Paul Verhoeven 
gedrehten Films beruht auf dem 
gleichnamigen Märchen von Wilhelm 
Hauff. Der Film gilt als Auslöser der 
erfolgreichen Kinderfilm-Produktion 
in der DDR. Mit fast 10 Millionen Zu¬ 


schauern war er einer der erfolgreichs¬ 
ten DEFA-Filme überhaupt. 

Mi., 24.12., 22.40 Uhr, rbb 

Schindlers Liste, USA 1993 

Das Lexikon des Internationalen 
Films schrieb über Spielbergs Holo¬ 
caust-Drama: „In zurückhaltendem 
Schwarzweiß und vorwiegend an Ori¬ 
ginalschauplätzen gedreht, überzeugt 
der Film vor allem in der Darstellung 
von Personen und Details, die sich zu 
einem bewegenden Zeugnis aktiver 
Menschlichkeit in einer unmensch¬ 
lichen Umgebung entwickelt. Nicht 
ohne stilistische Mängel und stilisti¬ 
sche Zugeständnisse an Hollywood, 
doch insgesamt auf hohem Niveau und 
von großer Eindringlichkeit.“ 

Frei., 26.12., 20.15-23.15 Uhr, rtl II 








